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Wir möchten uns auch diesmal wieder bei allen Spendern bedanken. Ohne ihnen

wäre es nicht mehr möglich, die Zeitschrift herzustellen.

Über Angebote zur Mitarbeit sind wir nach wie vor sehr dankbar.
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von Revolutionsbräuhof (RBH)

ie Schwarz—Blaue Koalitionsregie-
rung unter dem Christlich-Sozialen

Wolfgang Schüssel ist nur ein Zwi-

schenspiel: In zwei Jahren ist Schüssel

Botschafter in Kasachstan und Haider

Kanzler.

Was die Menschen in Österreich darü-

ber denken? Sind dafür. Die es nicht sind:

Sehrviele trauen sich bereits nichts mehr

dagegen zusagen. Jetzt schon. Die De-

monstrantionen vermitteln hier teilweise

ein trügerisches Bild. Das Ausland ist

über Haider entsetzt, die Österreicherln-

nen haben ihn gewählt. Das Ausland hat

Haider nie verstanden, die Östereicherln-

nen auch nicht.

Haider ist kein Nazi — Haider ist etwas

anderes, für das es zum Teil noch keinen

Namen, keinen politischen Begriff gibt.
Was er ist, wie seine politische Vollen-

dung aussehen wird, weiss er zum Teil

selber noch nicht. Haider will die Macht,
für sich. Schrankenlose Macht. Alles was

er tut, ist Vehikel dahin. Die Stimmun-

gen die er schürt, der Hass auf ausländi-

sche Menschen, auf Arbeitslose, Dro-

gensüchtige, der aufkommende Antise-

mitismus, die Verachtung für sozial

Schwache, diese Stimmungen sind sein

Handwerkszeug. Er muss immer lauter,

schärfer, härter, grauslicher Werden. Die

Dosis erhöhen, damit sie Wirkung zeigt.
Und in der Regierung darf er nicht nur

davon reden, er muss es TUN. Sonst ist

er entzaubert.

Es ist eine Wechselwirkung: So wie

Haider seine Anhängerlnnen immer wei—

ter treibt, ist er Getriebener. Die Gespen-
ster, die er gerufen hat, wird er so leicht

nicht mehr los. Eine Regierungsbeteilh
gung der FPÖ ist möglicherweise die Vor-

stufe zur Etablierung eines autoritären

Regimes in Österreich.



t Haider
Aus den Tälern steigen düstere Visionen. Der braune

Bodensatz hat seine Lichtgestalt gefunden, die mittlerweile
auf internationalem Parkett jammert und droht.

Was meinen wir damit? Möglicherwei-
se Einschränkung der Meinungs-, Presse-

Rede- und Versammlungsfreiheit, will-
kürliche Verhaftungen von Menschen,
die gegen das Regime sind; massive

Übergriffe; freie Hand für die Polizei und

damit noch mehr Rassismus und Bruta—

lität der Polizei als bisher, Überwa-

chungsstaat, drastische Einschränkung
der Opposition (parlamentarische sowie

ausserparlamentarische), Hetze und alles

was darauf folgen kann gegen Anders-

denkende‚also gegen alle, die irgendwie
kritisch sind, Zerschlagung der Gewerk-

schaften usw. Nicht auf einmal, sondern

schleichend. Das ist, was sein könnte.

Darauf müsst ihr im Ausland achten. Das

hilft uns sehr.

Und wir selbst? Seit fast fünf Jahren

läuft gegen uns auf Betreiben der FPÖ
ein Staatsschutzverfahren. Gegen 18 Per-

sonen, die uns zugerechnet werden, gibt
es seit Sommer 1995 Vorerhebungen we-

gen Teilnahme an einer Staatsfeindli-

chen Verbindung, Bildung einer Krimi-

nellen Vereinigung, Herabwürdigung der

Republik, Aufforderung zu strafbaren

Handlungen usw. usf. Obwohl ein im-

menser Ermittlungsaufwand betrieben

worden ist, 23 Hausdurchsuchungen ge-
macht worden sind, 27 Verhöre und Vor-

ladungen, Observationen und Beschla-

gnahmen (allein die AuswertUng unse-

rer EDV hat hundertausende Schilling
gekostet), wollte das Verfahren nicht so

richtig vom Fleck kommen.

Was weiter nicht verwunderlich war:

Unser Geschäft ist die legale politische
Arbeit und nicht das Begehen von

Straftaten. Das strafwürdige Delikt soll

unsere anarchistische Gesinnung sein.

Eine FPÖ-Regierung wird mit uns kur-

zen Prozess machen.

Was wir tun werden? Dableiben. Da-

gegenstehen, so gut wir es als kleine

Gruppe zusammenbringen. Weil das im-

mens wichtig sein wird: Dass es in die—

ser langen Nacht der Grauslichkeiten ei-

nige wenige Gegenstimmen gibt, jemand
den Menschen Mut und Courage macht.

Es gibt viele, die von einer FPÖ-Regie-
rung noch ungleich betroffener sein wer-

den, als wir: Ausländische Menschen,
Jüdinnen und Juden, Arbeitslose, Frauen;

alle, die am Rand dieser Gesellschaft ste-

hen. Sie werden keine Stimme haben; nir-

gends. Die traditionellen politischen ln—

stitutionen und die parlamentarische Op-
position haben ihren Offenbarungseid
abgelegt: Sie haben Haider nicht verhin-

dert. Und sie werden auch jetzt nichts ge-

gen ihn tun, sondern seine loyalen und

servilen Kritiker sein.

Den Menschen zu zeigen, dass sie sich

nur auf sich selber verlassen können —

und dass das aber auch geht, dass

man/frau gegen die Obrigkeit etwas tun

kann, gemeinsam nicht wehrlos ausge-
liefert ist: Das allein, eine Gegenbewe-
gung von unten, wird Haider wiedervon

der Macht wegbringen.

»Er hat Euch nicht beloqen«?

»Mieten senkenl« hat die FPÖ vor den

Wahlen plakatiert. Und jetzt? Werden die

billigen Mieten (der Friedenskronenzins)

bei den letzten Wohnun-

gen abgeschafft. Woh-

nen wird für viele dra-

stisch teurer. Wer einmal

lügt dem glaubt man

nicht Der Strompreis
muß gesenkt werden,
hat Jörg Haider ver-

langt? An ihren Taten

soll man sie messen, die

neue Regierung? Die

neue Energieabgabe ko—

stet jeden Haushalt 500

Schilling im Jahr. Jeden

Haushalt, nicht jedes
Unternehmen. Für große
Firmen gibt es eine Ober-

grenze. Das Budget muß ausgabenseitig
saniert werden, hat man uns erzählt?

Sparen, Sparen, Sparen? Jetzt wird die

Versicherungssteuer angehoben, die Ta-

baksteuer, die Autobahnvignetten wer-

den türer usw. usf. Gespart wird bei den

kleinen Leuten: Wer krank ist, verschlis-

sen vom Arbeiten, und in Frühpension
geht, wird bestraft. Durch Abschläge. Bis

zu 44 Prozent. Überhaupt sollte man un-

ter dieser Regierung besser nicht krank

werden: 20 Prozent Selbstbehalt bei Arzt-

besuchen und Medikamenten. Wieviele

Pensionistlnnen werden es sich zweimal

überlegen, zum Arzt zu gehen? Weil sie

mit ihrer Rente jetzt schon hinten und

vorne nicht zusammenkommen. Urlaubs-

aliquotierung ab dem zweiten Jahr? Ab-

geschafftl Postensuchtag bei Selbst-

kündigung? Abgeschafftl Abfertigung
für neue Dienstverträge? Abgeschafftl
Zwangsparen bei einer privaten Pen-

sionsversicherung stattdessen.

Ein Katalog der Grauslichkeiten: Priva—

tisierung der Arbeitsmarktverwaltung,
Abschaffung der Zumutbarkeitsbestim-

mungen, d. h. nie dagewesene Lohn-

drückerei. Facharbeiterlnnen und Ange-
stellte werden Hilfsarbeit machen müs-

sen. Was machen Hilfsarbeiterlnnen?

Arbeitslos sein. Langzeitarbeitslos. Was

passiert mit Langzeitarbeitslosen?
Zwangsarbeit. Gemeinnützige Tätig-

keiten.



Das finden Sie gut und richtig? Ja? Bis

Sie selber drankommenl Arbeitslos sind.

Langzeitarbeitslos sind. Zwangsarbeit lei-

sten:

Hundstrümmerl in einem Park weg-

räumen.

Frauen? Kahlschlag bei den Bera-

tungseinrichtungen. Über Abtreibung
braucht frau nichts wissen. Dafür kommt

der Kinderscheck. Eine Wurfprämie, da-

mit der Regierung die Untertanen nicht

ausgehen. Und damit Frauen vom Ar-

beitsmarkt weggedrängt werden können.

Noch mehr von Männern abhängig sind.

Wie das finanziert wird? Abverkauf der

Staatsbetriebe. Wenn die nicht mehr da

sind? Steuererhöhungen. Noch mehr So—

zialabbau. Studiengebühren. Privatuni-

versitäten. Bildung für Reiche. Und

sonst? ln derAußenpolitik wird diese Re—

gierung nicht viel zu bestellen haben.

Weil keiner mit ihr etwas zu tun haben

will. In die NATO will sie. Ob die NATO

sie Will? Vielleicht werden irgendwann
Östereicherinnen und Österreicher in ei-

nem sinnlosen Krieg sterben.

5 Friedliche Turbulenzen der

PDS & Reform der
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@? Deutsche Waffen für

Südafrika 0? 3. Weltkrieg
um Pristina? € Nordirland:

Belauern statt Abrüsten

of MiIitärsteuerverweigerung:
vom Symbol zum Gesetz?

5 Grüne Haushaltssanierung
mit: Solifonds uvm.

monatliche Informationen und
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Inneres: Lauschangriff und Raster-

fahndung werden dauerndes Recht. Der

Agent Provokateur kommt, d. h. der Staat

stiftet seine BürgerInnen an, Straftaten

zu begehen, damit er sie dann dafür be-

strafen kann. Außergerichtlicher Tataus-

gleich: einschränken. »Lebenslange Über-

wachung von Rückfalltätern« wird disku-

tiert. Ebenso:«2ero tolerance«, d. h. bei

dreimaliger Verurteilung lebenslang.
Auch bei Ladendiebstahl. Insgesamt: Ein-

sperren, einsperren, einsperren. Nicht Ian-

ge fackeln. Lieber einsperren als Fragen.
Wird hier nicht die Kur schlimmer als

die Krankheit?

Es wird kalt und dunkel. Ausländische

Menschen fürchten sich. Jüdische Men-

schen reden vom Kofferpacken. Minder-

heiten warten mit Unbehagen, was da

kommt.

Ihr habt diese Regierung gewählt. Ihr

Österreicher. Und ihr werdet schon ge-
wußt haben, was Ihr da wieder einmal

tut. Dieses Traktat handelt nicht davon,
was für ein Naz‘iland Österreich ist, was'

Jörg Haider ist oder nicht ist, ob die aus-

ländischen Sanktionen überzogen sind

oder nicht es will Euch bloß dies sagen:
Ihr werdet nicht ungeschoren davonk0m-

men bei dem Ganzen. Das ist eine Re-

gierung der Reichen gegen Euch. Ihrwer-

det die Zeche bezahlen. Ganz. Gründlich.

Ihr bezahlt es alles und Ihr bezahlt es

teuer! Und so lange ihr nicht kapiert, daß

Euch ausländische Menschen, verfolgte
Menschen, diskriminierte Menschen,
näher stehen als Eure eigene Obrigkeit,
ist das unausweichlich und vielleicht so-

gar ganz gut so. Denn wer kein Mitfühlen—

für andere hat, ist im Endeffekt unfähig,
sich zu wehren, wenn es ihm selber an

den Kragen geht. Vorsicht: Das ist keine

Beschimpfung, sondern ein Appell zum

Nachdenken. Nur eine Gesellschaft, für

die Solidarität unteilbar ist, wird die Fa—

role ausgeben können:
Weg mit der Blau/Schwarzen Regie-

rung!

Der Revolutionsbräuhof ist eine anarchistische Gruppe in

Wien. Wir machen vor allem Öffentlichkeitsarbeit, geben

die Zeitschriften Kultur »zwischendurch« und »Die

Schwarze Distel« heraus und betreiben die Anarchistische

Buchhandlung.

Kontakt : Revolutionsbräuhof (RBH)/Anarchistische

Buchhandlung; Hahngasse 15, A-1090 Wien.

Tel.: (+43 I) 310 76 93, Fax: (+43 I) 319 52 22

E-Mail: rbh@inode.at =80 http://www.inode.at/rbh

Öffnungszeiten: Montag bis Dienstag I. bis 14 Uhr,

Montag bis Freitag 15.30 bis 19.30 Uhr
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Offener Brief an

den Bürgermeister

der Stadt

Innsbruck

Dr. Herwig van

Staa,

Innsbruck,

14.03.2000



ehr geehrter Herr Bürgermeister! Ich

bin enttäuscht darüber, dass der Auf-

sichtsrat des Congress Innsbruck ent-

schieden hat, die Festakademie und der

Festkommers am 13. Mai 2000 im Kon—

gresshaus Innsbruck stattfinden zu las-

sen. (...)
Da ich aus sehr persönlichen Gründen

gegen jede Form des Rassismus und

Rechtsextremismus bin, nehme ich mir

das demokratische Recht auf alle legalen
demokratischen Mittel zurückzugreifen,
um diesem Ungeist in einem Europa in

Veränderung entschieden entgegen zu

treten. Ich möchte Sie daher nicht über

die von mir bereits gestarteten und ge-

planten Aktivitäten — die ich Schritt für

Schritt setzen werde, je nach Erfordernis
— in Unkenntnis lassen:

I) Recherchen über die Teilnehmer an

der Festakademie laufen. Die Teilnehmer

sind, so das erste Ergebnis, lange nicht so

seriös wie die Veranstalter dies behaup-
ten. (...)

2) Zum Hauptveranstalter, der Brixia

selbst: Laut Fernsehbericht des ORF-Tirol

waren 80 % der Brixen NSDAP Mitglie—
der und 20 % bei der 55. Nach dem Krieg
hat sich die Brixia nicht von einschlägig
belasteten Personen gelöst. Ua. hat die

Brixia den Ausschwitz-Leugner David Ir-

ving 1989 nach Innsbruck als Referenten

eingeladen. (...)
'

5) Für den 12. und 13. Mai 2000 sind

bereits mehrere Gegenkundgebung und

eine Demonstration am 13. Mai ange-
meldet. Wenigbekannt ist, dass der 14.

Mai exakt derTag ist, an dem die Regie-
rung Schüssel-Haider die ersten hundert

Tage hinter sich gebracht hat. Es finden

in ganz Österreich Kundgebungen und

Demonstrationen statt. Die Umtriebe der

Burschenschaften mit brauner Vergan-
genheit werden bei diesen Demonstra-

tionen und Kundgebungen und allenfalls

davor stattfindenden Pressekonferenzen

entsprechend Österreichweit gewürdigt
und einem Publikum weit über Tirols

Grenzen hinaus bekannt werden. Ich bin

davon überzeugt, dass die Teilnahme an

den Gegenaktivitäten in Innsbruck sehr

breit ausfallen werden. ,

6) Zufall oder nicht, aber am 5. Mai

2000 tritt im Vorfeld der Festakademie

in Innsbruck die Gruppe »Böhse Onkelz«

aus Deutschland auf. Die Band ist für ih-

re menschenverachtenden Texte gegen

MigrantInnen bekannt. Der 5. Mai ist der

von der EU bestimmte europäische Tag
gegen Rassismus und Gewalt. Am 7. Mai

findet in Traiskirchen eine Gedenkfeier-

lichkeit statt. Ich betone den Zusammen-

hang deswegen, weil davon auszugehen
ist, dass das internationale Interesse an

den Ereignissen in Österreich und in Ti—

rol zusätzlich sensibiliert wird.

7) Ich beabsichtige auch die Partner-

stadt Innsbrucks Grenoble, die auf eine

Klarstellung der Haltung Innsbrucks war-

tet, über die skandalösen Vorgänge in

Innsbruck zu informieren. und behalte mir

vor, die Aktivitäten auszuweiten.

SF 1/2000 [71



Bitte fassen Sie dieses Schreiben als

Absichtserklärung auf. Noch ist meiner-

seits nichts endgültig entschieden und

manches nur im Planungsstadium bzw.

laufen die erforderlichen Recherchen. Ich

betone, dass mein Handeln ausnahmslos

privat ist und nur idee“ mit den Anliegen
meiner Arbeitsstelle, der Ausländerln-

nenberatung Tirol, zu tun hat.(...)

Mechtersheimer, RFJ.

Großdeutsches »Juqendtreffen«

Der Ring Freiheitlicher Jugend (RFJ) lädt
'

gemeinsam mit der Deutschland—Bewe-

gung des deutschen Rechtsextremisten

Alfred Mechtersheimer zu einem

»deutsch-österreichischen Jugendtreffen«
am 26. und 27. Juni in Schärding ein.

Der FPÖ-Nachwuchs will dort u. a. »zei—

gen, dass die patriotische Jugend nicht

auf natiönalstaatliche Kategorien fixiert

ist«‚ sondern das ganze »Deutschland« im

Blick hat. Gemäß der freiheitlichen

Sprächregelung kommt diese großdeut-
sche Orientierung heute jedoch als neu—

ropäische« daher. Eröffnet wird die Ta-

gung der jungen Nationalen mit einem

Vortrag des oberöéterreichischen FPÖ—

Landtagsabgeordneten Lutz Weinzinger.
Darauf f0lgt ein »lmpulsreferat« des Mit-

veranstaltersMechtersheimer. Zu folgen—
den Themen sollen sich dann Arbeits—

kreise bilden

»Demographischer Wandel: Stirbt die
deutschsprachige Bevölkerung aus?«

(Thomas Moritz),
»Globalisierung und Sozialstaat«

(Michael Wiesberg),
»Entwicklung von Musik und Zeitgeist in

den 90ern« (Holger Stürenburg),
»‘Effizent arbeiten mit dem lnternetz«

»Wirtschaftspolitik« (Mag. Andreas Ra bl),
»Europa und EU« (FPÖ-Listenführerin bei

der Wahl zum Europäischen Parlament,
Daniela Raschhofer).
Daneben stellen RFJ-Landesobmann Rü-

diger Schender und RFS-Bundesobmann

Andreas Trammer ihre Organisationen
vor. Im Rahmen eines »Kameradschafts-

abends« soll der greise Baldur Spring-
mann »zurJugend« sprechen. Für den 27.

ist schließlich ein »Vortrag eines hoch-

rangigen FPÖ-Spitzenpolitikers« an-
'

gekündigt.
Den rechtsextremen Charakter dieses

»Jugendtreffens« belegen nicht zuletzt

die eingeladenen Referenten. Bei Mich-

ael Wiesberg handelt es sich um einen

»wissenschaftlichen Mitarbeiter« der Re-

[8] SF 1 /2000

publikaner im Landtag von Baden—Würt—

temberg. Darüber hinaus betätigt sich

Wiesberg als verantwortlicher Redakteur

der Zeitschrift Der Republikaner, dem Or-

gan dieser rechtsextremen Partei. Auch

Holger Stürenburg ist in der Szene kein

Unbekannter: Er schreibt immerhin für

die rechtsextremen Zeitschriften Nation

& Europa und Europa vom. Für das Heft -

»Patriotenverfolgung«, einer Sonderaus-

gabe der von Gert Sudholt herausgege—
benen rechtsextremen Reihe Deutsche

Geschichte, lieferte Stürenburg ebenfalls

einen Beitrag ab. Baldur Springmann,
Jahrgang 1912, ist seit den 70er‘Jahren

führend in der rechtsextremen Szene, Ab-

teilung deutsch-völkischer und naturreli—

giöser Obskurantism us, aktiv. So etwa bei

der Deutschen Unitarier Religionsge—
meinschaft (DUR), einer Gründung von

ehemaligen Nationalsozialisten in der

Nachfolge der Deutschen Glaubens-

gemeinschaft. Oder beim deutschen

Weltbund zum Schutz des Lebens (WSL),
welcher 1985 aufgrund seiner rechtsex-

tremen Ausrichtung aus dem interna-

tionalen WSL ausgeschlossen wurde.

1982 spaltete sich Springmann gemein-
sam mit Herbert Gruhl und anderen als

Ökologisch—Demokratische Partei (ÖDP)
von den deutschen Grünen ab. Bald ent-

brannte auch innerhalb der ÖDP ein

Richtungsstreit, in dessen Verlauf sich

der rechte Flügel um Springmann als Un-

Christian Ditsch/version

abhängige Ökologen Deutschlands

(UÖD) ab5paltete. Die öko—rassistischen

UÖD treten gegen eine »multikulturelle

Vermassung« auf und verfügen als par-

teiunabhängige Gruppe über beste Kon-

takte innerhalb des rechten bis rechtsex—

tremen Spektrums. (...)

Dr. Otto Scrin1i. HALT, Pedro

Varela und Gerd Honsik

Der i992 nach Spanien geflohene Neo-

nazi Gerd Honsik'widmete die jüngste
Ausgabe seiner Zeitschrift HALT (Nr. 94)
dem behördlichen Vorgehen gegen Pe-

'

dro Varela, der im November 1998 von

einem Gericht in Barcelona zu einer fün—

fjährigen Haftstrafe verurteilt wurde.

Grundlage des Prozesses war ein 1996

ver'abschiedetes Gesetz, das Holocaust-

leugnung auch in Spanien unter Strafe

stellte. Bereits im Dezember 1996 durch—

süchten spanische Behörden die Buch-

handlung Varelas in Barcelona. Dabei

konnten mehr als 2.000 Bücher, zahllo-

se Nazistika und Unterlagen beschla-

gnahmt werden Varela

gilt als zentrale Figur
im internationalen

N'eonazi—Netzwerk. Sein

Circulo Espanol des

Amigos de Europa (CE—
DADE), eine von SS-

ldeologen und nach

Spanien geflohenen
NS—Schergen wie Otto

Scorzeny oder Leon De—

grelle inspirierte Kader-

truppe, war fest einge-
bunden in die Struktu—

ren der internationalen

Neonaziszene. Neben

der Gesetzeslage bis

1996 waren vor allem

die Aktivitäten der GE-

DADE dafür verant-

wortlich, daß auch das

nachfaschistische Spa-
nien zum Rückzugsge-
biet europäischer Neo-

nazis werden konnte.

So wie Honsik, der sich

einer 18monatigen Haftstrafe in Öster-

reich entzog, fanden einige deutsche NS-

Kader Unterschlupf bei der CEDADE.

1991 nahm Varela an der »Politischen

Akademie« der Arbeitsgemeinschaft für

demokratische Politik (AFP) in Weyer/OÖ
teil und lobte in seinem Referat Hitler

wörtlich als »zweiten Erlöser der Mensch—



heit«. Als der spanische Neonazi ein Jahr

später an der »Gästewoche« des von Dr.

Otto Scrinzi geführten österreichischen

Kulturwerkes in Kärnten teilnehmen

wollte, wurde er verhaftet. Beim folgen-
den Prozeß in Steyr wurde Varela freige-
sprochen, da er sich — so die Geschwore-

nen
— der Strafbarkeit seiner Aussagen

nicht bewußt gewesen sei. Auch vor dem

spanischen Gericht tat Varela nun so, als

hätte er über die strafrechtliche; Relevanz

der von ihm verbreiteten Schriften nichts

gewußt. Diesmal jedoch ohne Erfolg.

Dr. Otto Scrinzi, AULA und

Antisemitismus im FPÖ-Vorfeld
‘

Bewerbung von holocaustleugnenden
Publikationen, wohlwollende Berichte

über deutsche Neonazis, offene NS Apo-
logie — die von den Freiheitlichen Aka-

demikerverbänden herausgegebene Aula

legte nach dem Abgang von Andreas

Mälzer und Jürgen Hatzenbichler jede
taktische Rücksichtnahme ab. Otto Scrin-

zi, der als »Schriftleiter« für den neuen

Kurs maßgeblich verantwortlich zeichnet,
steuerte für die jüngste Ausgabe einen

Artikel bei, welcher aufgrund seines pro-

totypischen Charakters nähere Aufmerk-

samkeit verdient.

Unter dem Titel »Vom Volk der Denker

zu dem der ‘Banker’« zeichnet Scrinzi ein

Bild der Degeneration »Deutschlands«.

Wie stets in den rechtsextrem-paranoi-
den Untergangsszenarien sind die Ver-

antwortlichen für die Misere rasch aus-

gemacht: die Juden. Im Antisemitismus

nach Auschwitz werden diese aber nicht

explizit genannt, sondern mit Codewör-

tern umschrieben. Scrinzi setzt hier wie so

viele Rechtsextremisten auf die Identifi-

kation von Juden und Geld oder (Groß)
Banken:

»In keiner Epoche der uns bekannten

Weltgeschichte galt so wörtlich wie heu-

te: Geld regiert die Welt. Nicht die Jelzins,
Clintons oder Schröders ziehen die Fä-

den, sondern die großen Banker und Spe-
kulanten: Greenspans, Soros, Beresows-

kys.« (Aula 7—8/ 1999, S. 28)
Im Suchen und Erkennen von verbor—

genen Wahrheiten liegt der quasi-religiö-
se Gehalt antisemitischer Verschwö-

rungstheorien. Diese falsche Sinnstiftung
macht ihre Beharrlichkeit gegenüber ra-

tionalen Argumenten aus. Nach der Ent—

larvung angeblicher Hintermänner — der

»internationalen Geldherren« - werden

diese von Scrinzi auch noch benannt. Die

Erwähnung von Namen, die im Alltags-
diskurs sofort als ‘typisch jüdisch' erkannt

werden, hat eine ähnliche Funktion wie

die Verwendung von Codes: Man kann

über Juden sprechen, ohne diese Be-

zeichnung überhaupt verwenden zu müs-

sen. Scrinzi führt dann einen weiteren be-

liebten antisemitischen Kunstgriff vor -

den als Distanzierung gekleideten Vor-

wurf: »Nicht das monetäre Talent dieser

Geldjongleure sei hier angeprangert,
noch ihre Volkszugehörigkeit.« Von ihm

angeprangert werden hingegen jene
»deutschen Politiker«, die sich dem »Gott

Mammon« unterworfen hätten. Als Ein-

schnitt präsentiert Scrinzi das Jahr 1945,
als »Deutschland« »von Kreuzzüglern ei-

nes neuen demokratischen und christli-

chen Humanismus« erobert, zerstört und

geknechtet worden sei. Seither übten

“sich die »Deutschen« in »fortgesetzter
Selbstdemütigunga, welche sich auch in

der Verwirklichung eines Holocaust-

Mahnmals in Berlin ausdrücke. Dieses

solle »in seiner Hybris nicht unschuldi—

ger Opfer des letzten Krieges gedenken
(...), sondern die ewige Unterwerfung
festbetonieren«.

Die Bezeichnung der von »Deutschen«

und ihren Helfern ermordeten Juden als

»Opfer des letzten Krieges« hat System,
können so konkrete Taten und Täter im

allgemeinen Kriegsgreuel aufgelöst wer-

den. Die eigentlichen »Opfer« sind oh-

nehin die »Deutschen«: Durch die Umer-

ziehung jeder Widerstandskraft beraubt

und von den Versprechungen der Kon—

sumgesellschaft geblendet, hätten sie

sich den »Bankern« ausgeliefert. Unter

deren »Herrschaft« seien sie zwar »reich

geworden«, jedoch »geistig-kulturell« ver-

armt. Aus Scrinzis »Volk der Denken ist

mit dem Ende des Nationalsozialismus

ein »verstörtes und verdummtes Volk« ge-

worden, das sich von »Massenfluchten

und -wanderungen« überrollen, als »Zahl-

meister der halben Welt« ausbeuten und

von »Jazz—Orgien« und dem »Geheule der

Pop—Stars« berieseln lasse.

Scrinzis »Kulturtaqe« 1998

Das österreichische Kulturwerk — Lan-

desgruppe Kärnten des rechtsextremen

Alt-Aktivisten Otto Scrinzi lud auch die-

ses Jahr wieder zu seinen »Kulturtagen«
ins Kärntner Sirnitz. Zwischen 30. Sep-
tember und 3. Oktober tauschte man

sich über »Freiheit und Ordnung« aus.

Neben Scrinzi selbst
}

und Jürgen

Foto: Christian Ditsch/version

Schwab referierten Martin Pabst, die ehe-

malige Europaabgeordnete der Republi-
kaner, Johanna Grund, General a. D.

Reinhard Uhle-Wettler und Wolfgang _

Strauß. Pabst war zwischen 1990 und

1994 Vorsitzender des Hilfskomitees

Südliches Afrika (HSA), einer rechtsex-

tremen Lobby deutscher Apartheids-Be-
fü rworter. Daneben trat er als Vortragen-
der bei der deut$chen Gesellschaft für

freie Publizistik (GfP) und Autor in zahl-

reichen rechtsextremen Medien in Er-

scheinung. Gleiches läßt sich von Uhle-

Wettler und Strauß sagen. Grund und

Strauß sind hierzulande neben ihrer Vor-

tragstätigkeit bei der Arbeitsgemein-
schaft für demokratische Politik (AFP)
und Scrinzis Kulturwerk v, a. durch Artikel

in der Aula bekannt geworden.Apropos
Scrinzi: Der ehemalige FPÖ-Nationalrat
beschwert sich in einem Brief an das Pa-

riser Centre europEen de recherche et d’

action sur le racisme et l'antisémitisme

(C.E.R.A.) Über die Erwähnung der Aula

imjletzten Bericht über den Rechtsextre-

mismus in Europa. Bei dieser Gelegenheit
gibt sich Scrinzi auch gleich als gegen-

wärtiger Schriftleiter der Aula zu erken-

nen.

5. Kulturtage von Otto Scrinzi,
Kulturwerk Österreich, Jahres-

bericht des lnnenministeriums

Die 5. Kulturtage von Otto Scrinzis Kul-

turwerk Österreich, Landesgruppe Kärn-

ten, finden heuer vom 4.-8. September
1996 in Gnesau/Gurktal in Kärnten

statt. Der Jahreslagebericht des Innen-

ministeriums aus dem Jahr 1994 hält

zum Kulturwerk fest: »Bei den jährlichen

SF 1/2000 [9]



Veranstaltungen, die als ‘Kulturtage’ be-

zeichnet werden, wurde in der Vergan-
genheit gegen spanische, deutsche und

Schweizer Rechtsextremisten und Re-

visionisten behördlich.

Neben österreichisch

wie Walter Marinovic

gen FPÖ-Grundsatzde

Chefredakteur der Jung .

Andreas Mölzer, sind vd em Referen-
ten aus der BRD vertret __ Angekündigt
sind u. a.: Walter Post, Dozent am Ge-

schwister—Scholl- Institut für Politische

Wissenschaften an der Münchner Uni-

versität, der als Autor des Buches »Un—

ternehmen Barbarossa. Deutsche und

sowjetische Angrrffsplane in der inter—

Referent bei

tur (Vera nsta

bu ndesdeuts’

stelle Ingol-

mas, dieun

Huttenbriefen fung|er wes öfteren als

Referentin bei den Gästewochen des

Deutschen Kulturwerks europäischen
Geistes und n m1991 und 1993 an der

Hetendorfer oche teil (Veran—
stalter u. a.: aft e. V., Fami-

lienwerk e. V., Filmkunst e.

V., Gesellschaft für biol“
_

che Anthro-

pologie, Eugenik und Verhaltensfor—

schung e. V., Gesellschaft für freie Publi-

zistik — Arbeitskreis Hamburg, Heide-

Heim e. V., Heinrich-Anacker-Kreis e. V.,

Nordischer Ring e. V., Northern League).
Witikobund-Mitglied Richard W. Eichler,

regelmäßiger Autor in den rechtsextre-

men Zeitschriften Nation und Europa,

Junge Freiheit, Deutschland in Geschich-

te und Gegenwart und Deutsche Ge-

schichte, Referent bei Veranstaltungen
des Deutschen Kulturwerks europäischen
Geistes, des Vereins Dichterstein Offen-

hausen, der Arbeitsgemeinschaft für

demokratische Politik, und des Studen-

tenbundes Schlesien (SBS) — letzterer un-

terhält enge Kontakte zur Nationalde-

mokratischen Partei Deutschlands (NPD)
und zu den Jungen Nationaldemokraten

(JN). Eichler ist Verfasser der in der Rei-

he Eckartschriften (Hrsg.: Österreichische

Landsmannschaft) erschienenen Bro-

schüren »Wahre Kunst für ein freies Volk«
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(Nr. 117) und »Die Zukunft der deutschen

Sprache« (Nr. 127).

Zur AULA

In der Aula No. 1/Jänher 2000 wurde

die Festakademie offiziell angekündigt
Univ. Doz. Dr. Friedrich Romig, Brigadier
Gunter Spath, Helmut Müller, Dr. Gerqu

Stix, beteiligte an der Festakademie als

Referenten oderTeilnehmern am Podi-

räch, sind »AULA«Autoren

zurAula:

{or zahlrei-

"(als Publi-

;ie »Aula«

liche Auseinandérsetzung initNational-
sozialismus und Holocaust. Die »Aula«

versucht vielmehr, NS-Verbrechen zu re-

lativieren und damit langfristig angeb—
lich »positive« Seiten des Nationalsozia—

lismus herauszustreichen. Auch wird ver-

sucht, die Ursachen für den Beginn des

Zweiten Weltkrieges nicht bei den“ Natio-

nalsozialisten zu finden.

NPD-Inserat in Aula

In der Aula 2/ 1999 findet sich ein Inse-

rat der Deutschen Stimme, die vom Par-

teivorstand der Nationaldemokratischen

Partei Deutschlands (NPD) herausgege-
ben wird. Der deutsche Verfassungs-
schutz stellt im Verfassu ngsschutzbericht

1997 unter der Rubrik »Rechtsextremi—

stische Bestrebungen« fest, daß die NPD

»die national-sozialistische Herrschaft ins-

gesamt als positives Gegenstück zur frei-

heitlichen demokratischen Grundord—

nung darstellt« und »in ihrer Agitation
den demokratischen Rechtsstaat in po-

Iemischer und verunglimpfender Weise

angreift«.
Im Dezember 1998 wurde die Aula in

der Deutschen Stimme folgendermaßen
charakterisiert: »‘Freiheit, Ehre, Vater-
land', diese Losung der Deutschen

'

schenschaft von 1815, die auch in
Moderne nichts an Aktualität eingei
hat, kann als Wahlspruch dieses Mo;
magazins aus Deutsch-Österreich ge

llustre Runde von Autor;

hnet der deutsche Rechts
Schwab in seinem Artiké

nalen Fundamentalismusy
rganisation der Nationald6?
n Partei Deutschland (NR
n Nationaldemokraten (J_

_

er NPD, Udo Voigt,
Ansichten über die Strategie seiner Par-

tei. Auch ein Freiheitlicherzeichnet für ei-

nen Artikel verantwortlich:
_

FPÖ—Nationalratsabgeordneter Ger—

hard Kurzmann befaßt sich unter dem Ti-

tel »Frei’heit der Kunst - die heilige Kuh

der zeitgenössischen Kultu‘rschickeria«

mit ebendieser.

Aula-Publikatioh »1848 - Erbe

und Neubeginn«

Der rechtsextreme Aula—Verlag schmückt

sich mit der Autorenschaft des Präfekten

der Glaubenskongregation im Vatikan,
Kardinal Joseph.Ratzinger. In seinem Bei-

trag »Freiheit und Wahrheit« im eben er-

schienenen Aula-Werk »1848 - Erbe und

Auftrag« beschäftigt sich der Kardinal

unter anderem mit dem seiner Ansicht

nach falschen Freiheitsbegriff der Ge-



genwart. »Ein Verständnis von Freiheit,
das als Befreiung nur immer weitere

Aufl‘sung von Normen und die ständi-

ge Ausweitung individueller Freiheit bis

hin zur völligen Befreiung von aller Ord—

nung ansehen mag, ist falsch«, klagt der

Theologe. Als Herausgeber des Sammel-

bandes fungiert Aula-«Schriftleitem Otto

Scrinzi, ehemaliger SA-Sturmführer, Ex-

NSDAP-Mitglied und —-FPÖNationalrats-

abgeordneter. Mitherausgeber ist der

umtriebige deutsche Rech

und Burschenschafter Jünr“

211848 seitens deutscäj
Rechtsextremisten dat
sich in seinem Artikel;

angeblichen Zensur di

wärtige demokratisch

tur«: »Kommunikations

modernen Demokratie

Iistisch’) statt: vom Ve

Arbeitgeber angefang
von Mediendenunziatio

sten’ PC-gemäß den M

vertrag kündigen, (...)
‘Verfassungsschutz' so

Anschein einer Halbs

nenden ‘Dokumenta |

österreichischen Widersé

utmenschlicher Offentlrchkert ste

botsgesetz als Zensurwerkzeug ein Dorn

im Auge. So beklagt Schwab, daß die po-
litische Zensur in Österreich »über die

einschlägig bundesdeutsche noch einen

Schritt hinausgeht, indem sie alles unter

Strafe stellt, was großdeutsche Propa-
ganda ist oder etWa: nach staatlichem
‘Anschluß' an die nördlichen deutschen

Schwestern und Brüder riecht (soge-
nanntes ’NS—Verbotsgesetz’: '; 3 g und 3

h österreichisches Strafgesetzbuch)«.

ZUR ZEIT, Ga$kammerhuqnunq
im FPÖ-Umfeld

In der Wochenzeitung ZUR ZEIT fand sich

im August 1999 der erste Artikel über

die Inhalte des geplanten Festkommer-

ses in Innsbruck. Es hieß dort: »Europa
2000«: National-ffteiheitliche Richtungs-
weisung. Der Jahrtausendkommers. Ge-

. atürlich ist dem, Autor auch das NS-Vevr-‚
'

säf3

.„ -«x:;;.

en hier als das

ent. Verwiesen

’.ssismus«.
......

, die auf uns zu-

Wochenzeitung
Ä;f Nähe zur FPÖ

99 (4:10. Juni

ng Zur zen: wer-

eVerbrechen ge—

Schüld Na2iDeutschlä

des Zweiten Weltkrieg _

'

geleugnet; nicht die NSFührung,son-

dern Churchill habe laUt Gamlich »Euro-

pa in die Katastrophe« gestürzt. Der

Überfall auf die Sowjetunion, der am Be-

ginn des rassistisch und antisemiti$ch

motivierten Vernichtungskrieges stand,
wird ber Gamlrch zu einer »notwehrhaf-

ten Praventrvaktmn« »zum Schutz Euro-

pas«. Den Holocaust und die Anzahl der
sechs Millionen Opfer desselben bezeich—

net Gamlich abwechselnd als »Dogma«
und »Mythos«, welcher f»im größten
Schauprozeß der Weltgeschichte in Nürn-

berg institutionali$iert« wurde und »sich

nur mehr quasireligiös begründen« las—

se. Neben der quantitativen Verharmlo— —

sung dieses Verbrechens zieht Gamlich

auch dessen einzigartige Qualität in

Dies

Foto: Ci'11351‘.1:1 Ditschxw

Zweifel. Im Rückgriff auf bekannte

rechtsextreme und neonazistische Ge-

schichtsfälscher (»Revisionistena) be-

hauptet Gamlich die Unmöglichkeit der

»Massenvergasungen mittels Zyklon-B« in

den nationalsozialistischen Lagern. Da-

bei bezieht er sich auf die »naturwissen-

schaftlich—technischen Gutachten« etwa

des German Rudolf, welcher sich derzeit

auf der Flucht vor einer Strafverfolgung
befindet und bereits 1995 in Stuttgart
wegen Volksverhetzung und Aufstache—

lung zum Rassenhaß verurteilt wurde.

Auch die übrigen von Gamlich angeführ—
ten Vertreter der sog. »Auschwitzlüge«
(Robert Faurisson, Fred A. Leuchter) wur-

den bereits in Frankreich und Deutsch—

land angeklagt oder verurteilt. Die zu-

stimmende Bezugnahme auf Dipl. Ing.
Walter Lüftl, der ebenfalls die Unmög-
lichkeit der nationalsozialistischen Gas-

morde behauptete, wurde bereits Herwig
Nachtmann zum Verhängnis: Der dama-

lige Geschäftsführer des Aula-Verlages
wurde 1995 in Graz nach dem NS-Ver-

botsgesetz verurteilt, da unter seiner

presserechtlichen Verantwortung Lüftls

Behauptungen als »Meilenstein auf dem

k des Gamlich—Art1

des DÖW am 8. 6. 1

wurde, liefert die v

herausgegebene Z”



»Es wird nie

soviel gelogen

wie vor der Wahl,

während des Krieges

und noch der Jagd«

(Bismarck)

Hermann Wer/e

Gegen/nforrnot/onsbüro Ser/in
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Der Krieg gegen Jugoslawien begann mit

einer Lüge: »Wir führen keinen Krieg« ließ

Bundeskanzler Gerhard Schröder am 24.

März 1999 in seiner Regierungser-
klärung die Nation wissen, vielmehr han-

dele es sich um eine »Militäraktion« oder

nach NATO-Jargon um eine »Luftkampa-
gne«. Die von Regierungsvertretern, PR-

Agenturen und Pressestellen der krieg-
führenden NATO—Verbündeten zum

Zweck der Kriegslegitimierung kreierten

und über die Massenmedien gestreuten
Begriffe wie den der »humanitären Inter-

vention« gaben ganz nach dem Motto

»wenn sie von Frieden reden, meinen sie

Krieg« den deutlichen Hinweis; Es wird

Krieg geführt - in diesem Falle gegen die

Bundesrepublik Jugoslawien. Zugleich-
handelte es sich um einen »(Des)lnfor-

mationskrieg« an der »Heimatfront«. Die-

se Seite des Krieges haben wir als Nach-

richtenkonsumenten und Konsumentin-

nen eindrucksvoll erfahren müssen. Auf

nahezu allen Fernsehkanälen die glei-
chen Bilder, im Radio die gleichen Stim-

men und in den Kommentaren der Ta—

gespresse sich wiederholendes Vokabular

und auffallend ähnliche Meinungen zur

Notwendigkeit der Bombardierungen. Ei—

ne Verschwörung? Gleichschaltung?
Staatliche Zensur? Oder einfach nur die

bekannte Ignoranz und Oberflächlichkeit

der meinungsbildenden Medienindu-

strie?

PR-Aqehturen als Krieqsakteure

Waren es bei der Destabilisierung von

mißliebigen Regierungen und der Auf—

standsbekämpfung in Lateinamerika

überwiegend CIA-Agenten, die durch ge-
zielte Falschmeldungen, US-Interventio-

nen legitimieren sollten, wurde zur Vor-

bereitung des Kriegs gegen Irak eine der

größten PR-Agentur in den USA unter

Vertrag genommen. Ausgestattet mit ei—

nem Budget von 10,7 Mio. $ startete die

PR-Agentur Hill & Knowlton 1990 einen

Propagandafeldzug für die »Befreiung«
Kuwaits. Höhepunkt der in der Geschich-

te wohl erfolgreichsten PR-Kampagne zu

dieser Zeit war eine gezielte Lüge, die von

der Bush-Administration und der kuwai-

tischen Regierung gestreut wurde. Am

10. Oktober 1990schilderte vor dem

Menschenrechtsausschuß des US-Kon-

gresses die 15-jährige Kuwaiterin Nayi—
rah unterTränen von Greueltaten iraki-

scher Soldaten. Diese hätten in einem ku-

waitischen Krankenhaus 15 Babys aus

Brutkästen gerissen, auf den Boden ge-
worfen und d0rt sterben lassen. Die Brut-

kästen wären entwendet worden. Aus an-

deren Krankenhäusern wurden ähnliche

Vorfälle geschildert, so dass u.a. Amnesty
International 312 auf diese Weise getö-
tete Babys und gestohlene Brutkästen

zählte — ai_dementierte diese Angabe
später. Präsident Bush griff die Greuel-

geschichte in seiner Kriegskampagne im-

mer wieder auf, so daSs der zunächst

kriegskritische US—Senat der Intervention

zustimmte und durch die mediale Auf-

bereitung der Geschichte auch innerhalb

der US-Gesellschaft ein Meinungsum-
schwung zu verzeichnen war. Im Januar

1992 wurde die Identität der jungen
Zeugin enthüllt - es handelte sich um die

Tochter Saud Nasir al-Sabahs, dem ku-

waitischen Botschafter in den USA. Das

Mädchen war von Hill & Knowlton pro-
fessionel als Zeugin aufgebaut worden.

Präsident der PR-Agentur war Craig Ful-

ler, Bush-Anhänger und dessen ehemali-

ger Stabschef. Weitere Untersuchungen
ergaben, daß kuwaitische Ärzte offen-

sichtlich gelogen hatten unddie vorgeb-
lich entwendeten Brutkästen an ihren

Plätzen standen. Des Weiteren wurde re—

cherchiert, dass Untersuchungen statt—

gefunden hatten, mit deren Hilfe ermit-

telt worden war, welche Meldungen
Menschen besonders erregte. Ergebnis
war, dass die befragte Bevölkerungs-
gruppe sehr heftig auf Baby-Greuel rea-

giert hatte. Die Propagandalüge war

1992 widerlegt, der Krieg aber bereits

Vergangenheit. Nach einem Bericht der

Zeitschrift »Covert Action Quarterly«
(CAQ) vom 26.Februar 1998 bestehen



auch zwischen der Clinton—Administrati-

on und H&K engste Verbindungen. Die

früheren H&K—Köpfe Howard Paster und

Lauri Fitz-Pegado arbeiten im Stab von

Clinton und der frühere Mitarbeiter des

Weißen Hauses, Thomas Hoog ist nun

Leiter des Washingtoner Büros von H&K.

Auch zum CIA pflegt H&K einen regen
Austausch. Insbesondere Robert Keith

Gray, der das H&K—Büro in Washington
aufgebaut und über 30 Jahre geleitet
hatte verfügt laut »CAQ« über beste Kon—

takte zur Führungsebene des Geheim-

dienstes.

Ruder Finn in Jugoslawien

Als 1992 die Brutkastenlüge publik wur-

de und mensch hätte denken mögen »ge-

branntes Kind, (d.h. in diesem Fall Jour-

nalisten und Journalistinnen) scheut das

Feuer«, war bereits eine andere PR_- Agen-
tur damit betraut, dass Image Kroatiens,
Bosnien-Herzegowinas und der kosovari-

schen Opposition zu fördern und die ser-

bische Position in Mißkredit zu bringen.
Der Direktor von Ruder Finn Global Pu-

blic Affairs, James Harff erklärt in einem

Interview wie seine PR-Agentur diesen

Auftrag anging: »Das ist ganz einfach.

Unser Arbeitsgerät besteht im wesentli-

chen aus einer Kartei, einem Computer
und einem Fax. Die Kartei enthältdie

Namen von einigen Hundert Journali-

sten, Politikern, Repräsentanten huma—

nitärer Organisationen und Universitäts-

angehörigen« Als den größten Erfolg ih-

rer Kampagne beschreibt er: »Dass es uns

gelungen ist, die Juden auf unsere Seite

zu ziehen.« Vor dem Hintergrund, daß

Antisemitismus in Kroatien und Bosnien

nicht nur ein historisches Phänomen ist,
sondern vertreten durch den ehemaligen
Präsidenten Tudjman und Izetbegovic
auch im heutigen politischen Diskurs

prägend sind, war dies keine leichte Auf-

gabe. »Die jüdischen Intellektuellen und

Organisationen hatten daher allen

Grund, den Kroaten und Bosniern feind-

lich gesinnt zu sein. Diese Tatsachenla-

tion

ge umzukehren, das warfür uns eine Her-

ausforderung. Wir haben das meisterhaft

geschafft, und zwar zwischen dem 2. und

5. August 1992, als die New Yorker 'Ne-

wsday' die Sache mit den Lagern heraus-

brachte. (...) Wir sind sofort auf den Zug
aufgesprungen. lm Handumdrehen

konnten wir die Serben in der öffentli-

chen Meinung mit den Nazis gleichset-
zen.« Und James Harff fährt fort, dass die

Medien von nun an ihren Sprachge-
brauch wandelten und emotional stark

aufgeladene Begriffe benutzten wie »eth-

nische Säuberung, Konzentrationslager
usw., bei denen man an Nazi-Deutsch-

land, Gaskammern und Auschwitz

denkt.«‘ Die Aktivitäten Ruder Finn’s in

der Republik Bosnien—Herzegowina um-

faßten unter anderem: die Einrichtung ei—

nes »Bosnia Crisis Communication Cen-

ter« im Büro von Ruder Finn mit Kontak-

ten zu amerikanischen, englischen und

französchien Medien; die Ausarbeitung
eines in sich stimmigen Paketes von Aus-

sagen und Botschaften, die in Ge-

sprächen angewendet und ständig wie-

derholt werden sollten; den Aufbau eines

Fax-Netzes für internationale Bosnien—

Beratern, zu welchem auch humanitäre
Organisationen und wissenschaftliche

Einrichtungen gehörten; die Formulie-

rung und Plazierung von Leitartikeln in

»New York Times«‚ »Washington Post«,
»USA Today« und »Wall Street Journal«.

Für die Propagandakampagne zur Unter-

stützung der Separationsbestrebungen
des Kosovo konnte Ruder Finn somit auf

reichhaltige Erfahrung und Vorarbeit

zurückgreifen. Die Agentur organisierte
1995 zwei Delegationen mit us-Kon-

greßabgeordneten in den Kosovo und

vier Reisen Rugovas in die USA, wo er

u.a. auf Cristopher, Albright und Al Gore

traf. Unterstützt wurde die Kampagne
von den albanischen Gemeinden insbe-

sondere in New York, Chicago und dem

mittleren Westen, wo die jeweiligen Kon-

greßabgeordneten für die albanischen

Bestrebungen gewonnen wurden. Über
300 Kongreßabgeordnete, ausländische

Politiker und Journalisten, Vertreter von

Menschenrechtsorganisationen und

Nachrichtenagenturen wurden von Ru-

der Finn mit Informationen über die Si-

tuation im Kosovo und mit Statistiken

über Gewalttaten gegen die albanische

Bevölkerung versorgt
— selbstredend aus-

schließlich aus kosovarischer Sicht. Als

ihren Erfolg verbucht Ruder Finn, dass

bis 1995 in den wichtigsten Publikatiö-

nen der USA über 250 Artikel erschienen

waren und 43 Interviews im nationalen

und internationalen Fernsehen ausge-
strahlt wurden.2 Vor diesem Hintergrund
verwundert es nicht, dass nach einer Un-

tersuchung von Wm. Dorich vom 16. Fe-

bruar 1999 in den letzten sieben Jahren

etwa 8.000 Artikel über Bo$nien und Ko-

sovo in der Los Angeles Times veröffent-

ieg
licht wurden, wovon nicht einer dieser Ar-

tikel von einem serbischen Journalisten,
Autor oder politischem Führer stammte.

Dr. Alex Dragnich, ein serbischer Gelehr-

ter, Autor von acht Büchern über die Ge-

schichte und Politik des Balkan und

früherer Kulturattaché der us—amerikani-

schen Botschaft in Belgrad reichte seit

1992 zweiundvierzig Artikel bei der

»New York Times« ein, nicht einer erschi-

en. Auf der anderen Seite wurden Serben

öffentlich als »mörderische Arschlöcher«
(Richard Holbrooke), als »ungebildet und

degeneriert« (Senator Biden) oder als

»Schwéine«(Kongreßabgeordheter Obey)
bezeichnet. Der »Schlachtruf« der Agen-
tur, »Es kann auf dem Balkan keinen dau—

erhaften Frieden ohne Frieden im Kosovo

geben«3 wurde Somit im gesellschaftli-
chen Bewußtsein verankert.

Von ‘fa$chistischer Propaganda'
zu ‘demokratischer Operativer
Information'

Die Bedeutung derVorherrschaft über In-

formationen — insbesondere in Vorberei-

tung und Einstimmung auf kriegerische
Aktionen — erklärte Adolf Hitler am 10.

November 1938 — als die Synagogen
noch brannten —

vor der deutschen Pres-
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se: »Dazu war es aber notwendig, nicht

etwa nun die Gewalt als solche zu pro-

pagieren, sondern es war notwendig,
dem deutschen Volk bestimmte außen-

politische Vorgänge so zu beleuchten,
daß im Gehirn der breiten Masse des

Volkes ganz automatisch allmählich die

Überzeugung ausgelöst wurde: wenn

man das eben nicht im Guten abstellen

kann, dann muß es mit Gewalt abgestellt
werden; so kann es aber auf keinen Fall

weitergehen.« Nun verfügt die BRD über

kein institutionalisiertes Propagandami-
nisterium. Das ändert jedoch nichts dar-

an, daß der Informationspolitik weiterhin

und in zunehmendem Maße Beachtung
geschenkt wird. So ist nach Meinung der

Medienwissenschaftlerin Elvi Claßen die

militärisch-politische Informations—Inter-

vention nie zuvor so vielschichtig und

umfassend, so aggressiv und effektiv wie

während dieses Krieges gewesen.
Eine der Lehren des Vietnamkriegs war

für die US-Administration und Militärs,
daß der freien journalistischen Interpre-
tation von Bildern aus Kriegsgebieten,
entgegengewirkt werden muß, da die

Kriegsbereitschaft der heimischen Bevöl-

kerung dadurch unterwandert werden

könne. Neben umfassenden Kontroll-

und Zensurmaßnahmen schlug der Pu-

blic Relations—Spezialist der US-Marine

Arthur A. Humphries 1983 vor, die Me-

dien gezielter in der Kriegsführung ein—

zuplanen: »Die Nachrichtenmedien kön-

nen in der psychologischen Kriegs-
führung ein nützliches Werkzeüg, ja
sogar eine Waffe sein, die den Soldaten

den Einsatz ihrer schweren Waffen er-

spart.«4 Sah Humphries die Medien noch

als nützliches Werkzeug, so erklärte NA-

TO-Sprecher Jamie Shea Journalisten be-

reits zu Soldaten: »Kosovo war der erste

Medienkrieg. (...) Die JournalistenWaren

gleichsam Soldaten in dem Sinne, dass

sie der Öffentlichkeit erklären mußten,
warum dieser Krieg wichtig War. Es ge-
hörte zu meinen Aufgaben, sie zu muni-

tionieren, die Lauterkeit unserer Kriegs-
motive und unserer Aktionen zu zeigen.«5

Kriegsminister Scharping behandelte

Journalistlnnen ganz im Sinne Sheas wie

Soldaten und forderte sie auf Pressekon-

ferenzen auf, zu gezeigten Fotos, »genau
das zu beschreiben, was auch er daraus

erkenne. Zwischenfragen wurden nicht

geduldet. In dieser Situation erreicht der

Propaganda-Apparat der Regierung ei-

ne neue Qualität«, erläutert Albrecht

Reinhardt, Chef der Programmgrupbe
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Ausland des WDR. (6) Diese neue Qua-
lität der Propaganda ist integraler Be—

standteil psychologischer Kriegsführung.
In der US-Armee heißt die zuständige
Einheit Psychological Operations
(PSYOPS), in der Bundeswehr »Truppe für

Operative Information« (Oplnfo). Schar-

ping als Kriegsminister und damit ober-

ster Chef derTruppe handelte ganz nach

deren Maxime, die in der Konzeption
über die Aufgaben der Oplnfo dargestellt
ist: »Massenkommunikationsmittel kön-

nen Verlauf und Ausgang von Konflikten

entscheidend beeinflussen. Wer über sol-

che Mittel verfügt, wird sie zu seinem

Nutzen und zum Schaden des Gegners
einsetzen. Propaganda, Desinformation

und Manipulation von Meinungen sind

Teil des Kampfes um und mit lnformati-

on. In einem Klima einseitiger lnformati-

on und eingeschränkter Informations-

möglichkeit kann politische, ethnische,
religiöse und anders geartete Ideologi-
sierung bis hin zur Gewaltbereitschaft

gedeihen«. (7) Die Zelle G3 der Oplnfo
unterhält nach Auskunft einer Zeitung
»unserer« Truppe in diesem Sinne seit

dem 11. November 1999 die albanisché

sprachige Tageszeitung »Ditet e Shpre-
ses« in Prizren. Mit einer Auflage von

20.000 Exemplaren, der Mitarbeit von

zehn albanischen Mitarbeitern und dem

»obersten Grundsatz der Redaktion, Neu-

,

tralität gegenüber jeder Ethnie zu wah-

ren« ist das Blatt nach eigener Darstel-

lung zu— »der« lnformationsquelle der Be-

völkerung geworden.
Wie journalistischer Opportunismus an

der »Heimatfront« geschaffen wurde

und funktionierte, wurde 2.8. auf der

Pressekonferenz des Bundesministers

Scharping am 16. April 1999 vorgeführt.
»Welche Konsequenzen sind denn aus

der Panne von vorgestern gezogen wor-

den?«, fragte dort ein Journalist. Mit der

»Panne« war die NATO—Bombardierung
eines Flüchtlingstrecks gemeint - die To—

ten fanden in derlei Fallen keinerlei Er-

wähnung, vielmehr vermutete einer der

anwesenden Journalisten hinter den

Fernsehbildern ein serbisches Machwerk,
als er fragte: »Heißt das dann nicht, daß

hier von Seiten der Serben Propaganda
gemacht wird, Herr Minister?« Doch so

einfach konnte die Wahrheit in diesem

Fall nicht verdreht werden und auf die

Frage, ob die Kriegszustimmung in der

Öffentlichkeit durch Bombenangriffe auf

Zivilbevölkerung nicht in Gefahr geriete,
antwortete Scharping: »Ich würde sie bit-

ten, in einer Frage nicht eine Feststellung
zu verstecken, die z.Zt. niemand wirklich

genau verifizieren kann. (...) Ich finde wir

sollten da alle etwas vorsichtiger sein

und deshalb auch, weil wir es hier mit ei-

ner Propagandamaschinerie zu tun ha-

ben, die ihre Funktionstüchtigkeit und ih—

re absolute Unwahrhaftigkeit gleicher—
maßen schon einige Male unter Beweis

gestellt hat (...) Ich weiß um die Wirk-

samkeit von solchen Bildern und vor die-

sem Hintergrung, so tragisch das Ganze

ist, solange es nicht vollständig aufge-
klärt ist, denke ich, sollten wir vorsichtig
damit umgehen.«

Ein sehr guter Rat des Ministers, den er

selbst wenige Minuten zuvor Punkt für

Punkt mit wilden Gerüchten über angeh-
liche Greueltaten der Jugoslawischen Ar-

mee ad absurdum geführt hatte. Im Zu-

sammenhang mit Aufklärungsfotos schil-

derte Scharping den versammelten

Journalisten und Journalistinnen Vor-

gänge, »die für einen normalen mensch-

lichen Kopf extrem schwierig auszuhal-

ten sind. Wenn beispielsweise erzählt

wird, daß man einer getöteten Schwan-

geren den Fötus aus dem Leib schneidet,
um ihn zu grillen und dann wieder in den

aufgeschnittenen Bauch zu legen; wenn

man hört, daß systematisch Gliedmaßen

und Köpfe abgeschnitten werden; wenn

men hört, daß manchmal mit den Köpfen
Fußball gespielt wird, dann können sie

sich vorstellen, daß sich da einem der

Magen umdreht.«
_

Diese an die Brutkastenlüge erinnern-

de Geschichte beruhte wie Scharping
selbst betonte auf ungeprüften Erzäh-

lungen. Ebenso ungeprüft wurde insbe-

sondere von Außenminister Fischer das

vermeintliche Massaker von Racak am

15. Januar 1999 als Greueltat der Serben

in die Öffentlichkeit getragen. Er hätte

sich schon in vielen Kriegsgebieten auf-

gehalten und viel gesehen, aber Racak

sei »das Schrecklichste, was er in seinem

Leben gesehen habe«, erklärte vor lau-

fenden Kameras William Graham Walker,



ehemaliger Chef der OSZE-Mission im

Kosovo. Auf einen schlüssigen Bericht

der Untersuchungskommission zu Racak

wartet die kritische Öffentlichkeit bis

heute. Die Tagesthemen vom 23. März

2000 fragten entsprechend kritisch nach

Beweisen für die Ermordung von 45 al-

banischen Zivilisten. Nach den Informa—

tionen der Tagesthemen ließen die Au—

topsieberichte des finnischen Patholo-

genteams die Version eines Massakers

nicht zu. Auch andere bürgerliche Medi-

en hinterfragen seit dem 23. März die

Wahrhaftigkeit der rot—grünen Kriegspro-
paganda. »Die Woche« Nr. 14 vom 31.

März zitiert u.a. Willy Wimmer, CDU-Bun-

destagsabgeordneter und Präsident der

parlamentarischen Vollversammlung der

OSZE‚ der prophezeit, dass der Krieg
Schröder, Fischer und Scharping sehr

schnell einholen wird. Der Krieg sei be-

absichtigt gewesen und von einer massi-

ven Propaganda begleitet worden. So-

die Serben arme Opfer sind, dann versu-

chen sie es mal, sie werden damit ziem—

lich allein stehen.« ,

Womit Harff vollständig Recht behal-

ten hat. Nurwenige Journalistlnnen hiel-

ten es während der regelmäßigen Pres-

sekonferenzen für nötig, nach präziseren
Informationen zu fragen. Der antiserbi-

sche Mainstream bestimmte das Verhal-

ten und zuzutrauen war den Serben ja al-

les.

Albrecht Reinhardt vom WDR resü-

miert: »In diesem Klima wurden kritische

Fragen nach Quellen und Belegen für

Massengräber, Massaker, Massenverge-
waltigungen, Deportationen und Kon-

zentrationslagern mit der Rechtfertigung
des Kriegsgegners gleichgesetzt (...) die

vielleicht gefährlichste Entwicklung für

den Journalismus, die aus diesem Krieg
auf dem Balkan resultiert«.

Die Wirkung dieser lnformationspolitik
wurde noch bekräftigt durch die schein-

wohl über die Vorfälle in Racak, die Hin-

tergründe des Vertragswerkes von

Rambouillet als auch einem angeblichen
Konzentrationslager der Serben in einem

Fußballstadion oder den sogenannten
»Hufeisenplan« sei die Öffentlichkeit von

Scharping getäuscht worden. William

Walker empfing derzeit Ende letzten Jah-

res vom UCK-Chef Hashim Thaqi eine

goldene Schüssel und unter begeisterten
»Walker, Walker«— Rufen die kosovarische

Ehrenbürgerschaft.
Der oben bereits zitierter PR-Profi Ja-

mes Harff erklärt den Sinn von Greuel-

und Horrormeldungen: »Es ist nicht un-

sere Aufgabe, Informationen auf ihren

'Wahrheitsgehalt hin zu überprüfen. (...)
Unsere Aufgabe besteht darin, Informa-

tionen, die unserer Sache dienlich sind,
schneller unter die Leute zu bringen und

zu diesem Zweck sorgfältig ausgewählte
Zielpersonen anzusprechen. (...) Wir wer-

den nicht dafür bezahlt, Morallehren zu

erteilen. Und selbst wenn es darum gin-
ge, hätten wir ein ruhiges Gewissen.

Denn sollten sie beweisen wollen, daß

bare publizistische Vielfalt der täglichen
Desinformation. Die Journalistlnnen fun-

gierten in der Propagandamaschinerie
primär nicht als die »Fälscher« von Nach-

richten, sondern vielmehr als die Verbrei-

ter derselben. Die Prüfung auf den Wahr—

heitsgehalt von Meldungen, ein im deut-

schen Pressekodex von 1996 verankerter

Grundsatz, wurde regelmäßig unterlas-

sen zu Gunsten eines diskursiven Oppor-
tunismus. Protestaktionen, Demon$tra-

tionen und Stellungnahmen von Kriegs-
gegnerlnnen fanden keinerlei

Niederschlag in den Medien, es wurde

vielmehr der Abgesang der Friedensbe-

wegung attestiert.

Über die größte Erfahrung im Bereich

Psychologischer Kriegsführung verfügen
sicherlich die USA. Aber auch in der BRD

wird wissenschaftlich an diesem Thema

gearbeitet. Die Industrie—und Anlagen—
'

beratungsgesellschaft (lABG) in Ottob-
runn versteht sich als Think Tank und

TÜV für lnformations— sowie Waffensy-
sterne. 50% der Aufträge erhält der Be-

trieb mit seinen 13.000 Mitarbeiterinnen

von militärischer Seite. In einem inter—

view im November l998 beschreibt Wolf—

gang Haas, Programm-Manager des Be—

reichs Führung, Information und Kom—

munikation der lABG den Zielbereich von

lnformationspolitik: »Das Ziel ist, daß

man überlegene
Informationen in Konflikten in allen

Bereichen hat, und da spielt naturlrch

nicht nur die information, die mit Hilfe

der Technik gewonnen wird, eine Rolle

sondern auch die Kenntnis der psycholo—
gischen Lage des Kontrahenten und die

Einflußnahme auf die Einschätzung der

Situation durch die interessierte Öffent
lichkeit. Das heißt, information Warfare

ist sehr stark ein Phänomen, das auch

auf die psychologische Ebene zielt. Ne—

ben den technischen Einwirkungen sind

also die Einwirkungen direkt auf die Psy-
che des Menschen, also das, was man

früher als psychologische Knegsfi‚ihrung
und Propaganda bezeichnet hat, bedeu—

tend.<< Das wir es auch zukirrtftru 5‘li?

ner vermutlich noch 5Ublli€il_‘."l

ganda zu tun bekommen werden kun

digte General aD. Klaus l\fäun'iänn

bereits im Januar diesen Jahres an. >>Aii)t?l

es istja wohl richtig, daß wir nach einem

solchen Konflikt feststellen: Das rnacl*ren

wir beim nächsten Mal besser. Denn der

nächste Konflikt wird kommen.« In An—

lehnung an Carl von Clausewitz gilt es,

das Bewußtsein in der Öffentlichkeit zu

schärfen, dass vor und im Krieg >»erne

Hälfte der Meldungen falsch ist und die

andere übertrieben.<<

l. Merlrno„ Jacques Da haben v.zr m: r“
\

getroffen. InzBittermanr. laii;fii_ix Sc=rlwr "
.

i
-'
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von Sonya Schneider

er bevölkerungspolitische Diskurs
- zeichnet sich seit den 90er Jahren,
vor allem seit der Weltbevölkerungs-

konferenz in Kairo 1994, insbesondere

damit aus, daß er mit Begriffen gefüllt
ist, die das bevölkerungspolitische Esta-

blishment der Frauenbewegung geklaut
hat. Ein Begriff, der seit Kairo en vogue

ist, ist »Empowerment«. Eigentlich ein Be-

griff, der das Konzept beinhaltet, daß
'

Frauen sich selbst ermächtigen und diese

Ermächtigung nicht von staatlichen oder

entwicklungspolitischen Interessen ge-

lenkt wird, erscheint nun als Bestandteil

der »schönen neuen Bevölkerungspoli-
tik«. Welche feministische Bedeutung hat

Empowerment und was hat dazu beige-
tragen, daß Empowerment Teil der be-

völkerungspolitischen Strategie wurde?

Ermächtigung

Empowerment: Unterhehmensleitung
und Management entwickeln ein Krisen-

konzept, in dem die MitarbeiterInnen aus

unternehmensstrategischen Gründen er-

mutigt und empowered werden ihre Hu-

manressourcen freizusetzen und Fähig-
keiten für die Lösung der Probleme des

Unternehmens zu entwickeln.

Empowerment: auf der Titelseite eines

UNDP-Berichts über das Empowerment
von Frauen ist eine Frau aus Bangladesh
abgebildet die einen Traktor fährt. Frau-

en Sollen ebenfalls Zugang zu moderner

Technologie bekommen, so der Bericht.

Was bedeutet dies? Die Frau fährt die—

sen Traktor auf einem Stück Land, daß

nicht ihr gehört, sie arbeitet gegen Lohn.

Vorher hatte sie ein Stück Land für die

Selbstversorgung besessen, daß ihr im

[1 6] SF 1/2000

Zuge der Grünen Revolution weggenom-
men wurde, so daß sie nun gezwungen
ist gegen Lohn zu arbeiten. Moderne

Technologien entmächtigten diese Frau,
die nun durch den Zugang zu moderner

Technologie ermächtigt werden soll...

Seit der Weltfrauenkonferenz in Nairo-

bi, I985 ist Empowerment zu einem

feministischen Konzept geworden, daß

die Machtbildung in der Hand von Frau-

en zum Ziel hat. Dieses Konzept ist durch

das internationale Frauennetzwerk DA-

WN (Development Alternatives with Wo-

men for a New Era) auf der Weltfrauen-

konferenz eingebracht worden und hat in

der internationalen Frauenbewegung
großen Anklang gefunden. Sich selbst er-

mächtigen jenseits staatlicher Interessen

und Kontrolle ist die Grundidee von Em-

powerment.
Das Empowerment-Konzept von DAWN

ist als ein offensives Handlungskonzept
zu verstehen, daß sich trotz der Ver-

schlechterungen für Frauen in den Berei-

chen Gesundheit, Ernährüng und Bil-

dung und der weiterbestehenden ökono-

mischen und sozialen Unterordnung der

Frauen, insbesondere in den Entwick-

lungsländern, nicht entmutigen lassen

Will, sondern Perspektiven für eine Zu-

kunft formuliert, die eine Feminisierung
der Entwicklung und, auch der Gesell-

schaft zum Ziel hat. Diese Vision, die sich

an den Graswurzelbewegungen orien-

tiert, setzt ein Handeln von unten voraus

und lehnt Konzepte von oben ab. »Sie

verbinden die ‘Globalsicht von unten’ mit

den langzeitlichen Themen der Frauen-

befreiung und anderer Befreiungsbewe-
gungen, nämlich »ökonomische und so-

ziale Gerechtigkeit, Frieden und Entwick-

lung — frei von allen Formen der

Unterdrückung aufgrund von Geschlecht,

Klasse, Rasse oder Nation« (DAWN,
198529).«1

Wesentlich für den Empowerment-Pro-
zeß ist die Gründung von Frauenprojek-
ten und die Organisierung von Frauen,

damit Frauen durch diese kollektiven

Strukturen Stärke erfahren und aktiv ein-

gebunden sind in die Verbesserung ihrer

Situation. Die Partizipation der Betroffe-

nen ist ein wesentlicherAnsatzpunkt von

DAWN. Innerhalb der internationalen



Frauenbewegung sind seit dem viele Pro-

jekte initiiert worden mit dem Ziel Frauen

zu empowern. Durch Hinterfragung der

Realität sollen Frauen ein Bewußtsein

über ihre gesellschaftliche Situation er—

langen und damit ein Selbst—Bewußtsein,
das ihnen ermöglicht, aus der Isolation

herauszutreten und sich gegenseitig zu

stärken.

»Die Schaffung kritischer Gedanken er-

fordert physischen und reflektiven Raum,
in dem neue Ideen gehegt und argu—
mentiert werden können und in dem For-

derungen nach Veränderung außerhalb

der Kontrolle derjenigen geschehen kön-

nen, die versuchen würden, diese fnde-
rungen zu kontrollieren.« (Stromquist,
1993263)2

Empowerment »beinhaltet das Begrei—
fen vom Selbst und von der Notwendig—
keit, Entscheidungen zu treffen, die sich

gegen kulturelle und soziale Erwartun-

gen richten, sowie das Begreifen von Ver-

haltensmustern, die Abhängigkeit, Inter-

dependenzen und Autonomie innerhalb

der Familieund in der Gesellschaft im

Ganzen bewirken.« (Stromquist, 1993:

Foto: Herby Sachs/ve

nd bévölkérunqsnolitischer Strategie

260) Diese Aussage von Nelly Stromquist
beinhaltet, daß Empowerment nicht mit

der Erwartung der Fruchtbarkeitskontrol-

le in Verbindung gebracht werden kann,
wie es im bevölkerungspolitischen Dis—

kurs mit der Statusverbesserung der Frau-

en getan wurde. Ebenso kann Empower—
ment in diesem umfassenden Sinne

nicht, wie im bevölkerungspolitischen
Diskurs über die Statusverbesserung der

Frau, mit der ökonomischen Erwartung
an die Verbesserung der Humanressour-

ce Frau und an die Verbesserung der wirt-

schaftlichen Entwicklung des jeweiligen
Landes in Verbindung gebracht werden

sowie mit dem Ziel der nachhaltigen Ent-

wicklung. Aufgrund der breiten Rezepti-
on des Begriffes Empowerment bis hin zu

Regierungsorganisationen sowie im ent—

wicklungs- und bevölkerungspolitischen
Diskurs, ist seitens der Frauenbewegung
zunehmend vor der kritiklosen «bernahme

des Empowerment—Begriffes gewarnt und

die Verwendung von Empowerment zur

Charakterisierung/Begründung von

staatlichen, entwicklungspolitischen
oder bevölkerungspolitischen Konzepten

vW__elche feministische Bedeutung

kritisiert worden bis hin zur Infragestel—
lung des Begriffes an sich.

Partizipation

Problematisch ist insbesondere, wenn die

Betonung von Empowerment auf der

Möglichkeit der Partizipation liegt, wie es

in Teilen der internationalen Frauenbe-

wegung der Fall ist. Empowerment wird

hier in Verbindung gebracht mit Lobby—
arbeit für Frauen und es wird versucht

übergeordnete Interessen mit den Inter—

essen der Frauen in Verbindung zu brin-

gen. Verkommt hierbei Empowerment
nur noch zu einer Worthülse oder einem

nichtssagenden Symbol wie z.B. der Grü-

ne Punkt?

Ein Beispiel für diese Art von Empo-
werment ist der Versuch eines Frauen-

bündnisses »Women’s Voices ‘94«, durch

Partizipation auf der Weltbevölkerungs—
konferenz in Kairo Einfluß zu nehmen

und die Bevölkerungspolitik zu feminisie-

ren. Reproduktive Rechte, reproduktive
Gesundheit und Empowerment sind die

Schlüsselbegriffe der Erklärung »Wo-
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men’s Voices ‘94«, in der Bevölkerungs-
politik in eine gerechte Entwicklungspo—
Iitik integriert werden soll. Eine Bevölke-

rungspolitik von unten statt von oben

mit einer mindestens 50prozentigen
Beteiligung der Frauen in allen bevölke-

rungspolitischen Bereichen wird als er-

forderliche Voraussetzung für eine femi-

nistische Reform der Bevölkerungs-
politiken und programme angesehen.

Marianne Gronemeyer nennt diese

Partizipation »Widerstand in verborgener
«bereinstimmung mit der Macht« (Grone-
meyer, l988:64)3:

»Diese Form des Widerstandes, die die

Partizipation an den politischen Ent-

scheidungen einfordert, von denen das

Leben aller Entscheidungsbetroffenen
sehr handgreiflich, spürbar, nachdrück-

lich beeinträchtigt wird, ist allerdings
nicht radikal. Gleichwohl ist sie nicht nur

scheinhaft und illusionär. Wenn der Wi-

derstand Erfolg hat, werden der Macht

Zugeständnisse abgerungen. Dies ge—

schieht zum Vorteil beider, der Prote-

stanten, von denen akuter Schaden ab-

gewendet wird dadurch, daß die Macht

weniger großzügig verfahren kann mit

dem was sie in Kauf nimmt und zum Vor-

teil der Macht, die in einer bedrohlichen

Legitimationskrise den drohenden

Machtverlust nicht nur abwenden son-
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dern die Krise in Gewinn ummünzen

kann, indem ihr ein notwendiges Zurück-

weichen aus Fehlentwicklungen nicht

zum Eingeständnis eigenen Versagens
gerät, sondern zum Erweis funktionieren-

der Demokratie — ein besonderer Zu-

wachs an Eleganz. Die Macht wird zu

ihren eigenen Interessen bekehrt, nicht

zu politischer Moral.« (Gronemeyer,
1988:65f)

Der besondere Zuwachs an Eleganz ist

im Falle der Bevölkerungspolitik das Sor-

gen um die Verbesserung des Status der

Frauen, eingefordert von Feministinnen,
die mit dieser Feminisierung von Bevöl-

kerungspolitik den Charakter von Bevöl-

Foto: Herby Sachs/version

kerungspolitik verändern wollen, jedoch
Bevölkerungspolitik beibehalten wollen,
da sie mit dieser Veränderung die Situa-

tion von Frauen verbessern wollen. Die

Beibehaltung der Bevölkerungspolitik er-

scheint als legitim und notwendig und es

herrscht eine »verborgene «bereinstim-

mung« damit. Die Stärkung der Stellung
der Frau ist für die Verfasserinnen der Er-

klärung Women‘s Voices ‘94 nicht nur —

aber auch — als Lösung von Bevölke-

rungsproblemen legitim. Mit dieser Aus-

sage geben sie der Bevölkerungspolitik
eine feministische Legitimation, da ei-

nerseits die Bevölkerung als Problem an-'

gesehen wird und gleichzeitig die Lösung

dieser Probleme den Frauen zugute kom-

men soll.

Das die Idee, Bevölkerungspolitik femi-

nistisch zu reformieren, ein Trugschluß
ist, ist offensichtlich, da die bevölke-

rungspolitische Grundidee, nämlich eine

optimale Bevölkerungsgröße anzustre-

ben und die sogenannte <berbevölkerung
in der Dritten Welt zu bekämpfen um u.a.

den Zugang zu Ressourcen für die Länder

des Nordens zu sichern, sich nun mit den

feministischen Forderungen gepaart hat

und diese dem bevölkerungspolitischen
Dogma untergeordnet werden.,So heißt

es im Aktionsprogramm der Weltbevöl-

kerungskonferenz in Kairo:

»Die Ermächtigung und Selbstbestim-

mung der Frauen und die Verbesserung
ihrer politischen, sozialen und wirt-

schaftlichen Stellung und ihres Gesund-

heitszustandes sind allein schon ein übe-

raus wichtiges Ziel. Darüber hinaus sind

sie für die Verwirklichung einer tragfähi-
gen Entwicklung unerläßlich. (...) Außer—

dem steigert die Verbesserung der Stel-

lung der Frau auch ihre Entscheidungs-
fähigkeit in allen Lebensbereichen,
insbesondere im Bereich Sexualität und

Fortpflanzung. Dies wiederum ist für den

langfristigen Erfolg von Bevölkerungs-
programmen wesentlich. Die Erfahrung
zeigt, daß Bevölkefungs- und Entwick-

lungsprogramme am wirksamsten sind,
wenn zugleich auch Maßnahmen zurVer-

besserung der Stellung der Frau ergrif-
fen wurden.« (DGVN, 199424)4

Ein bekannt gewordenes Beispiel aus

Peru dokumentiert diese neue anschei-

nend frauenfreundliche bevölkerungspo-
litische Empowerment-Praxis. Mit einer

Kampagne für Reproduktive Rechte und

Familienplanung wurden in Peru in den

Jahren 1996 und 1997 ca. 300.000

Foto: Herby Sachs/version



Menschen, vorwiegend Frauen, sterili-

siert. Diese Sterilisationen richteten sich

an die indigene und arme Landbevölke-

rung Perus. Mittels sogenannter Dorffe-

ste oder Sterilisationscamps wurden die

Menschen in den Dörfern dazu angehal-
ten, sich einer Sterilsiation zu unterzie-

hen. Die Ankündigung und Aufklärung
erfolgte aufSpanisch, so daß die meisten

noch nicht einmal verstehen konnten,
was mit ihnen passiert. Der dazu beauf-

tragte Gesundheitsdienst bekam pro ste-

rilisierter Frau 10 $. Sie besuchten die

Frauen in den Häusern und drängten sie

dazu sich dieser Operation zu unterzie-

hen. In einigen Fällen wurden sie mit Es-

sen oder einem Bonus als Tausch gelockt.
Die Frauen wurden von den Gesund-

heitsmitarbeitern eingeschüchtert oder

gedemütigt um eine Zustimmung zu er-

halten. Auf diese Art und Weise wurde

in Peru im Rahmen eines Programms für

Reproduktive Rechte und Reproduktive
Gesundheit 300.000 Menschen sterili-

siert. Erst durch eine Menschenrechtsor-

ganisation wurde zu Beginn dieses Jah-

res davon berichtet. Die Frauengesund—
heitsbewegung in Peru bezog keine

Stellung zu diesen Vorfällen. Vertreterin-

nen der Frauengesundheitsbewegung
waren Teil des runden Tisches mit der Re-

gierung, Kirche und dem UNFPA, um

über das Empowerment von Frauen, re-

produktiven Rechten und der Implemen-
tierung der Programme für die Repro-
duktive Gesundheit zu verhandeln.5

Bevölkerungspolitische Ziele werden

als emanzipatorisch für Frauen darge-
stellt. Der Zwangscharakter von Bevölke-

rungspolitik tritt in den Hintergrund zu

Gunsten eines frauenfreundlichen, ar-

menfreundlichen und umweltfreundli-

chen Images. »Auf dem NRO-Forum in

Nairobi war das empowerment-Konzept
als kritischer Gegenentwurf zum Welt—

bank-Ansatz der »Integration in die Ent—

wicklung« vorgestellt worden. Seitdem

hat es eine zwielichtige Karriere hinter

sich gebracht: einen rekordverdächtigen
Aufstieg in die Chefetagen derVerein-

ten Nationen und vieler Regierungen bei

gleichzeitig exemplarischer Entleerung
des Begriffs. Vollständig von der offiziel-

len Politik vereinnahmt, wurde ihm sein

politisch-kritischer Zahn — nämlich die

Machtfrage zu stellen —

gezogen, so daß

es heute schlicht und harmlos für jedwe-
de Stärkung und Partizipation von Frau-

en steht.« (Wichterich, 19942150)vi Em-

powerment als Prozeß, der keine sys—
temüberwindende Perspektive aufwirft,
die bestehenden Herrschaftsstrukturen

nicht hinterfragt und die Partizipation in

den Vordergrund stellt, wird nun zur Le-

gitimation herrschender Politik wie den

Bevölkerungspolitiken genutzt. Eigene
Ziele werden den Zielen derjenigen die

die Macht haben untergeordnet und es

entsteht ein Abhängigkeitsverhältnis,
daß vordergründig vielleicht eine Idee

der Ermächtigung erahnen läßt, jedoch
nichts mit Eigenmächtigkeit zu tun hat.

Empowerment taucht statt dessen infla-
tionär und sinnentleert in allen nachhal-

tigen und zukunftsweisenden Debatten

auf, wie 2.8. im Kontext der EXPO 2000

Foto: Herby Sachs,/"treggr
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und verschafft ihnen ein frauenfreundli-

ches Image. Keine Hochglanzbroschüre
der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung,
kein Weltbevölkerungsbericht derVerein-

ten Nationen ohne Empowerment. Zu

wessen Ermächtigung diese Art Empo-
werment dient ist klar. Das Empower—
ment-Krisenkonzept des Unternehmens

dient zu dessen wirtschaftlicher Macht—

stärkung, die empowerte Frau in Bang-
ladesh dient dazu moderne Technologien
als positiv für Frauen darzustellen. Doch

gerade für Bangladesh ist dieses Beispiel
nahezu zynisch, da die Frauen dort dafür

kämpfen, daß ihnen die Kontrolle über

das Saatgut nicht genommen wird durch

moderne Technologien und die damit

verbundene Patentierung von Saatgut.
lm bevölkerungspolitischen Kontext be-

deutet Empowerment schlicht und er-

greifend, eine Frau dank moderner Re-

produktionstechnologie zu ermächtigen
‘

ihre Fruchtbarkeit zu kontrollieren wie es

bevölkerungspolitisch gewünscht wird.

Ich plädiere daher, dem Begriff Empo-
werment mit größter Vorsicht zu begeg—
nen und zu Fragen, ob es sich hierbei

wirklich um Eigenmächtigkeit handelt

oder ob uns durch die Nutzung femini-

stischer Begriffe vorgegaukelt werden

soll, daß es zu unserem Wohl ist um da-

durch bestehende Machtstrukturen zu

modernisieren und zu legitimieren.

SF 1/2000 [1 9]
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»Das 20. Jahrhundert wird als die Epoche
des Weltbevölkerungswachstums in die

Geschichte eingehen. Ob die Weltbevöl-

kerung im nächsten Jahrhundert mit glei-
cher Geschwindigkeit weiter wächst,

hängt entscheidend von unserem Han—

deln in den nächsten Jahren ab.« Dies er-

klärte Dr. Hans Fleischer, Geschäftsführer

der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung
im Dezember letzten Jahres.

Am 12. Oktober 1999 wurde der »Tag
der 6 Milliarden« eingeläutet. Die Bevöl-

kerungsuhren bei Siemens und der Deut-

schen Stiftung Weltbevölkerung schlu—

gen Alarm. Woher sie genau wussten,

dass an diesem Tag der 6 Milliardenste

Mensch geboren wird, wurde nicht ver-

raten (vielleicht haben die glücklichen El-

tern dort angerufen). Dieser Geburtstag
sollte jedoch kein Freundenfest werden

sondern die Menschheit aufrütteln, dass

es mit dem Bevölkerungswachstum so

nicht weiter gehen kann. Brauchen wir

noch eine zweite Erde oder werden die

Menschen in der »Dritten Welt« endlich

begreifen, dass die globale Verantwor-

tung auf ihren Schultern lastet und sie

lernen müssen, ihr generatives Verhalten

zu regulieren. Die Deutsche Stiftung
Weltbevölkerung organisierte anlässlich

dieses Ereignisses eine Filmreihe mit der

Zeitschrift Geo und dem Kinoriesen

CinemaxX, Thema: »Die Bevölkerung
wächst. Die Erde nicht.« Der Film war in

mehreren Städten zu sehen und gleich-
zeitig gab es im Kino-Vorprogramm einen

Spot, der den Kinobesucherlnnen das

drohende Bevölkerungswachstum visu-

ell näher bringen sollte. ( )
Es stellt sich die Frage, welches Inter-

esse die Eliten der Industrieländer haben,
die Bevölkerung der »Dritten Welt« zu

kontrollieren und zu regulieren? Was ver-

birgt sich hinter den Bevölkerungskon-
trollmaßnahmen, die neuerdings sprach-
lich modernisiert in Abhandlungen über

»sustainable development« (nachhaltige
Entwicklung) oder feministisch verklau-

suliert als »reproduktive Rechte« medien-

wirksam verbreitet werden?

Während das Katastrophenszenarium
»Überbevölkerung«, also das angeblich
bedrohliche Anwachsen der Bevölkerung
in der »Dritten Welt«, die Ängste der

Menschen in den Industrieländern schü-

ren soll und davor gewarnt wird, dass die

Erde keinen Platz für so viele Menschen

hat, wird gleichzeitig in den reichen In-

dustrieländern gejammert, dass die Ge-

burtenrate zurückgeht. »Die Deutschen

[20] SF 1/2000

sterben aus«, eine Warnung, die die deut-

schen Frauen motivieren soll, Kinder zu

gebären und damit u.a. die Rente zu—

künftiger Generationen zu sichern. Dieser

Appell an die deutschen Frauen und

Männer wird jedoch nicht davon beglei-
tet, MigrantInnen die deutsche Staats-

bürgerschaft zu gewähren...
Bevölkerungspolitik ist insbesondere

seit Robert Malthus wissenschaftlich le-

gitimiert. In seinem »Essay über das Be-

völkerungsprinzip« (Malthus, 1798) stellt

Malthus dar, dass die Armut in Großbri-

tannien darin begründet liegt, dass die

Bevölkerung sich aufgrund des unkon-

trollierten Geschlechtstriebs in geome—
trischer Reihe (1, 2,4, 8...) vermehre und

damit schneller als die Nahrungsproduk-
tion, die sich nur in arithmetischer Reihe

(1, 2, 3, 4...) steigern lasse. Daraus fol—

gerte Malthus, dass Armut und Überbe-

völkerung ein naturbedingtes Übels sei-

en, das nur durch das größere Übel der

Hungerkatastrophe oder derTugend frei-

williger Enthaltsamkeit zu verhindern sei.

Dass die Armut deshalb entstanden ist,
da man den Kleinbauern ihr Land weg-

genommen hat und sie in Küstenregio—
nen umgesiedelt hat wo aufgrund der

schlechten Bodenqualität und der gerin-
gen Anbauflächen die Möglichkeit der

ausreichenden Selbstversorgung nicht

mehr gewährleistet war, wird bei Malthus
nicht erwähnt. Bevölkerungspolitik ist

also verquickt mit ökonomischen Inter-

essen und kann daher auch als Men-

schenökonomie bezeichnet werden. (...)
Von dieser Praxis wird in der heutige

Bevölkerungspolitik natürlich abgesehen.
Sie ist bestimmt von entwicklungspoliti-
schen Zielen, die begleitet sind von der

Erziehungsaufgabe, den Menschen in der

»Dritten Welt« die westliche Rationalität

nahezubringen und ihnen klar zu ma-

chen, wie sie rational und verantworlich

hinsichtlich eines Kindes entscheiden sol-

len, und welche Bedeutung die Rationa-

lisieru ng ihres generativen Verhaltens für

die soziale und wirtschaftliche Situation

des jeweiligen Landes und für die Zu-

kunft unseres Planteten hat. Oder wie es

der deutsche Demograph Hermann

Schubnell formuliert hat: »Wie kann man

ihnen, die kaum rational zu handeln ge-

wohnt sind, klarmachen, dass die Umar-

mung, die sie spontan und affektvoll voll—

ziehen »bedacht«, dass zwischen dem Akt

und seinen Folgen unterschieden werden

muss, dass es persönlich sinnvoll und für

die Entwicklung des Landes nützlich sei,

weniger Kinder zu haben, dass dort, wo

bisher nur spontan und aus dem Gefühl

gehandelt wurde, jetzt vernünftiges und

auf bestimmte Ziele gerichtetes Handeln

besser sei?«3

Auch auf der Expo 2000, die vom 1.

Juni bis Zum 31. Oktober 2000 in Han-

nover stattfindet, wird das Thema Bevöl-

kerungswachstum als zentrales Problem

der Menschheit verhandelt.

Gerd Schetting, der Leiter des Arbeits-

stabes der Expo 2000 im Bundesmini-

sterium für wirtschaftliche Zusammen-

arbeit und Entwicklung, betrachtet das

Bevölkerungswachstum als das drängen-
ste Problem dieses Jahrhunderts. Das



Thema Bevölkerungswachstum zieht sich

wie ein roter Faden durch alle Bereiche

im Themenpark »Mensch« der Expo und

wird von der Expo Pressesprecherin Rein-

hild Kappenstein als das Querschnitts-
thema schlechthin bezeichnet.

Die Lösung des »Problems« präsentiert
sich — wie es seit der ICPD in Kairo 1994

schick geworden ist - frauenfreundlich.

Von Sterilisationen, Hormonimplantaten
und anderen gesundheitsgefährdenden
Verhütungsmaßnahmen wird hierbei

nicht gesprochen, reproduktive Rechte

und Empowerment sind das aktuelle be-

völkerungspolitische Vokabular. Mit Pa-

rolen und Begriffen wie »Macht für Frau-

en und Nachhaltigkeit«, »für die repro-
duktiven Rechte der Frauen«,

Empowerment, Freiheit und Selbstbe-

stimmung hat eine Vereinnahmung und

zugleich Sinnentleerung feministischer

Forderungen stattgefunden. Den Frauen

wird eine bevölkerungspolitische Schlüs-

selposition zugewiesen und zunehmend

wird die Lobbyarbeit seitens der Frauen-

gesundheitsbewegung bevölkerungspoli—
tisch gefördert. Erhofft wird sich dadurch

eine größere Akzeptanz bevölkerungspo-
litischer Maßnahmen und damit ein

größerer bevölkerungspolitischer Erfolg.
Bei diesem Kosten—Nutzen—Kalkül bleiben

die Frauen jedoch nach wie vor Instru-

mente der Bevölkerungspolitik, da ihre

Forderungen nach Verbesserung ihrer Si-

tuation nun bevölkerungspolitisch ver—

einnahmt wurden.

Auch die Expo 2000 ist dahingehend
aktiv. Mit einem Expo—Projekt zur Stär-

kung der Frauenrechte in Kenia soll dem

Bevölkerungswachstum zu Leibe gerückt
werden. Zugeordnet zum Expo-Thema
»Basic Needs«, stellt die Expo GmbH die

Stärkung der Rechte der Frauen als einen

ersten Schritt im Kampf gegen die Bevöl—

kerungsexplosion dar.

Der stellvertretende Generalsekretär

der Expo, Norman Scherpenberg sieht

durch die Thematisierung des Weltbevöl-

kerungswachstums auf der Expo einen

Ort, an dem sich Frauen begegnen kön-

nen. Auch einige Frauenorganisationen
haben sich dieser Idee angeschlossen
und wollen auf der Expo die Wichtigkeit
der Frauenförderung zur Bekämpfung
des Weltbevölkerungswachstums be-

tonen.

Dass dem Thema »Überbevölkerung«
auf der Expo 2000 diese zentrale Auf—

merksamkeit gewidmet wird, ist unter an-

derem dem Engagement der Deutschen

Stiftung Weltbevölkerung im Vorfeld der

Expo zuzuschreiben. Auf dem DSW-Sym-
posium »Expo 2000, Umwelt & Weltbe-

völkerung« im Dezember 1995, sagte An-

sgar Holzknecht, der Expo—Beauftragte
der Deutschen Bundesstifung Umwelt:

»Ich hoffe, daß dieses Symposium ein

guter erster Schritt ist, dass es im Zusam-

menhang mit der Expo vielleicht auch zu

einem Bevölkerungsgipfel ganz eigener
Art kommt. Ohne eine problemadäqua-
te Thematisierung des Weltbevölke-

rungsproblems wäre die Expo 2000 aus

meiner Sicht jedenfalls keine eigentliche
Weltausstellung.«iv Seine Hoffnungen
haben sich erfüllt. Dies ist natürlich nicht

nur der Verdienst der DSW. Ist doch das

Thema Bevölkerungswachstum ein uner—

schöpflicher Fundus für biotechnologi-
sche Forschungen im Sinne eines globa-
len Fortschritts und einer nachhaltigen
Entwicklung.

Fortschritt und Entwicklung weltweit

als Ziel zu proklamieren ist ein lukratives

Geschäft und das Katastrophenszenario
»Überbevölkerung« dient als Legitimati-
on für sog. entwicklungs- und bevölke-

rungspolitischen Projekte wie die Grüne

Revolution in Indien, gen—, reproduktions-
und biotechnologische Forschung, deren

momentaner Höhepunkt die auf der

WTO diskutierten Handelsrechte mit gei-
stigem Eigentum (TRIPS) darstellen, de—

ren praktische Folge u.a. die Zerstörung
biologischerVielfalt durch die Patentie-
rung von Saatgut ist, so daß die Bauern

ihr Saatgut, wenn es ihnen nicht gelingt
dieses zu sichern, demnächst von Kon-

zernen wie Monsanto kaufen müssen.

Diese Zerstörung der biologischen Viel-

falt und der Eigenmächtigkeit der Bauern

ist die ideologische Fortführung der Grü—

nen Revolution, die angeblich im Sinne

der Ernährungssicherung für die wach-

sende Weltbevölkerung eingesetzt wur-

de. Verdient haben daran Großkonzerne

und Großgrundbesitzer, profiliert haben

sich die Weltbank, einige Forscherlnnen

und diverse entwicklungs- und bevölke-

rungspolitische Institutionen, die Verlie-

rerlnnen sind die Kleinbauern, denen für

diese Zwecke Land weggenommen wur-

de und sie nun gezwungen werden Ge-

treide für ihre Ernährung hinzuzukaufen.

Die Armut der Menschen in der »Drit—

ten Welt« wird zurückgeführt auf das Be-

völkerungswachstum und steht als Ursa-

che für die Zerstörung der Umwelt. Die

ungerechte Weltwirtschaftsordnung muß

bei dieser Analyse nicht mehr in Frage
gestellt werden. Die Menschen sind es

selbst schuld. Sie müssen endlich lernen,
sich modern und rational zu verhalten

um ihre Verantwortung für eine nachhal-

tige Entwicklung zu erkennen. So die

Denkart der Bevölkerungsstrategen. Da

es auf der Expo 2000 darum geht tech-

nokratische Zukunftsvisionen zu präsen—
tieren und die Lösung globaler Probleme

als machbar zu erklären, ist es kein Wun-

der, dass das Bevölkerungswachstum auf

Platz I der Hitliste der zentralen globa-
len Probleme steht. Die nachhaltige Ent-

wicklung ist nicht primär durch die Indu-

strieländer gefährdet. Kinder sind be-

drohlicher als Autos oder +ltanker.

Jedoch obliegt es den Industrieländern,
ihre gen—, reproduktions- und biotechno-

logischen Errungenschaften als Innova-

tionen zur Rettung der Welt zu vermark—

ten.

Bevölkerungspolitk - von den Betroffe-

nen, Feministinnen und anderen Kritike-

rlnnen als Gewalt gegen Frauen und als

patriarchale Herrschaft über die Gebär-

fähigkeit der Frauen entlarvt und analy-
siert als Legitimationsgrundlage für die

Zerstörung von Subsistenz sowie für gen-

reproduktions- und biotechnologische
Forschung, avanciert nun zur frauen—, ar—

men— und naturfreundlichen Politik, die

dazu dient die Welt zu retten. Schöne

neue Expo Welt...

von: Sonya Schneider (Dr. rer. oec.), Autorin von »Bevöl-

kerungspolitik - vom Zwang zum Konsens (erscheint

im März 2000 im Yeti-Press Verlag, Bremen)

von Sonya Schneider
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as spektakuläre Misslingen des WTO-

Treffens in Seattle gründete sich auf

2 Faktoren: das System der Entschei—

dungsfindung und dem Inhalt derVer—

handlungen. In den langen Monaten der

Vorbereitungsphase waren die Entwick—

lungsländer im Normalfall eher darüber

besorgt, dass sie von den WTO—Abkom—

men nicht profitieren würden und dass

eine Notwendigkeit bestand, die Proble—

me der Umsetzung zu korrigieren Die

meisten von ihnen waren nicht in der

Stimmung, die von den Industrieländern

vorgegebenen Streitfragen zu begrüßen.
Diese wiederum vertraten recht aggressiv
einige andere Fragen, so z.B. Investitio—

nen, Transparenz im öffentlichen Be-

schaffungwesen, Wettbewerb, neue Kür-

zungen von Industriezöllen und zum

Schluss noch Arbeits— und Umweltstan-

dards. In Seattle bestätigte der Vorstoß

der USA für Arbeitsnormen, angeführt
von Präsident Clinton, die schlimmsten

Befürchtungen der Entwicklungsländer,
dass die WTO von den Industrieländern

noch stärker gegen sie gerichtet werden

sollte. Der Zusammenprall der Interes-

sen bezüglich der Inhalte verstärkte sich

noch dadurch, dass es keine demokrati-

sche Beteiligung der Mehrzahl der Mit—

glieder gab und durch den Mangel an

Transparenz in der Vielzahl von Ge-

sprächen in kleinen Runden, zu denen

die Mehrheit keinen Zugang hatte. Dies

wurde durch mehrere manipulative Tak-

tiken erreicht, unter anderem dadurch,
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Das Versagen von
Martin Khor

Foto: Herby Sachs/version

dass die Ansichten, die viele Mitglieder in

den Verhandlungsrunden dargelegt hat-

ten, nicht miteinbezogen wurden. Es wur-

de deutlich, dass dies ein Versuch war,

die Entwicklungsländer zu überfahren,
indem sie Vorschlägen und Texten zu-

stimmen sollten, denen sie nicht zuge—
stimmt hatten, denen sie sich widersetzt

hatten oder die sie überhaupt noch nicht

gesehen hatten. Zum Schluss stellten vie-

le Entwicklungsländer durch offene Stel-

lungnahmen und Pressekonferenzen klar,
dass es keinen »Konsens« in irgendeiner
Abschlusserklärung geben würde, die sie

nicht oder nur zu einem geringen Teil

miterarbeitet hätten. Die Gespräche
mussten ohne Erklärung oder auch nur

eine kurze Stellungnahme von Ministern

verlassen werden. Es ist notwendig, dass

in den bevorstehenden Aufgaben sowohl

Inhalte als auch Vorgehensweisen be-

sprochen werden. Die Unzufriedenheiten

und Beschwerden der Entwicklungslän-
der- dass sie von der Uruguay—Bunde
nicht profitiert hätten, und” dass die Um-

setzung dieses Abkommens überprüft
werden muss

— müssen dringend und

ernsthaft besprochen werden. Der Pro-

zes's der Entscheidungsfindung und Ver-
.

handlungen innerhalb der WTO muss de—
mokratisiert und transparent gemacht
werden. »Hinterzimmer-Treffen« sollten"

nicht mehr stattfinden. Jedes Mitglied
muss - unabhängig von seiner Größe - ]

das Recht haben zu wissen, welche_Ver-V
handlungen stattfinden und auch daran
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teilzunehmen. Bis die Reformen der In-

halte und Strukturen der WTO durchge-
führt sind, bleibt die Glaubwürdigkeit der

Organisation gering. Und damit die Re-

formen stattfinden, sollte der Druck ei-

niger lndustrienationen, neue Themen in

die WTO aufzunehmen, aufhören. Die

folgenden Abschnitte handeln von die-

sen Themen.

MANGELNDE VORTEILE DER

URUGUAY-RUNDE FÜR ENT-

WICKLUNGSLÄNDER

Sprecher vieler Entwicklungsländer be-

klagen, dass ihre Länder nicht von den

WTO—Übereinkommen der Uruguay-Run-
de profitiert haben, und dass als Folge

‚Foto: ‚Ute Mosch ner/v

die Glaubwürdigkeit des WTO Handels—

systems schwinden könnte. Was ist die

Grundlage dieser Beschwerden? Die mei-

sten Entwicklungsländer sind noch nicht

soweit, dass sie der Herausforderung,
deutlich zum Weltmarkt beizutragen, be-

gegnen können. Allerdings glaubten sie,
dass die Uruguay—Runde ihre Chancen

auf einen Zugang ihrer Exporte zu den

Märkten der Industrieländer verbessern

würde. Diese Hoffnungen bezogen sich

speziell auf Textilien, landwirtschaftliche

und einige industrielle Produkte, bei de-

nen die Entwicklungsländer einige Wett-

bewerbsvorteile haben. Aber 5 Jahre

nach der Uruguay—Runde stellte sich her-

aus, dass diese erwarteten Gewinne nicht

eintraten und infolgedessen trat weitge—
hend eine Desillusionierung auf und

selbst das Gefühl, betrogen worden zu

sein verbreitete sich gegenüber den In-

dustrieländern. Einige Beispiele mögen
das verdeutlichen:

Der Marktzugang in die Industrielän-

der hat sich nicht verbessert. Eine Sen-

kung der Zölle der nördlichen lndustrie-

länder sollte diejenigen südlichen Länder

begünstigen, die Produktionskapazitäten
für den Export haben. Hierbei trat aber

nur eine Senkung der durchschnittlichen

lndustriezölle von 6,3% auf 3,8% auf,
d.h., ein importiertes Produkt, das vor

Zöllen 100$ kostet, ist danach für 104$
statt 106$ zu haben, welches keine be—

deutende Verbesserung darstellt. Im Ge—

genzug reduzierten viele Entwicklungs—
länder ihre Zölle drastisch und froren die-

se Reduktionen ein. Nach Angaben von

des WTO—Experten, Bhagirath Lal Das,
wurde Indiens durchschnittlicher Zollsatz

von 71% auf 32% gesenkt, Brasiliens

von 41 % auf 27% und der von Venezu-

ela von 50% auf 31 % gesenkt. »Spitzen-
zölle« (oder hohe lmportzölle) bleiben in

den reichen Ländern für viele industriel-

le Produkte aus Entwicklungsländern.
Z.B. beträgt der US-Zollsatz für Orangen—
saftkonzentrat 31 %. Das bedeutet, dass

einige mögliche Exporte von Entwick-

lungsländern immer noch blockiert sind.

Somit gibt es noch keine Zuwächse

durch das langsame Auslaufenlassen der

Textilquoten. Das Abkommen der Uru—

guay-Runde bezüglich Textilien und Be-

kleidung bezog sich auf das langsame
Ende des Spezialabkommens im Sektor

Textilien und Bekleidung, in welchem die

Entwicklungsländer während der letzten
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25 Jahre zugestimmt hatten, den Norden

zu subventionieren, indem sie Export—

quoten akzeptierten. Dieses schleichende

Ende über 10 Jahre hinWeg sollte derTeil

der Uruguay—Runde sein, der den Süden

(bzw. die südlichen Länder, die Textilien,

Bekleidung und Schuhe produzieren) am

meisten begünstigte. Trotzdem waren die

textilexportierenden Länder extrem ent-

täuscht und frustriert, da auch 5 Jahre

nach Beginn dieses Zeitraums noch kein-

erlei Erfolge zu sehen waren. Dies liegt
an der »Abschlussbonuslösung«, der In-

dustrieländer: die Liberalisierung der

meisten Produkte, die sie von Entwick»

lungsländern kaufen, tritt erst am Ende

dieses Zeitraumes auf und der Gewinn

fällt erst am Ende der lO-Jahres-Periode

an. Obwohl sich die Industrieländer ganz

legal an das Abkommen gehalten haben,
in dem sie verschiedene Quoten nach

und nach reduziert haben, so haben sie

sich doch für Produkte entschieden, die

zwar in der Liste standen, deren Einfuhr

sie aber in der Vergangenheit kaum be-

schränkt haben. Demzufolge haben die
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Entwicklungsländer hier-

von nicht profitiert. Sie ma-

chen daher Druck, dass die

Industrieländer die Qua-
lität der Umsetzung ihrer

Verpflichtungen aus dem

Abkommen überTextilien

und Bekleidung verbes—

sern. Die Entwicklungslän-
der sind ebenfalls von der

Zunahme der nicht tarif-

fären Handelshemmnisse,
wie z.B. Anti-Dumping-
Maßnahmen, betroffen

und darüber verbittert,
dass die vorgesehene Ver-

besserung des Marktzu-

gangs durch Zollabbau

durch die Zunahme von

nicht — tariffären Handels-

hemmnissen in den rei-

chen Ländern. Ein Haupt-
< problem stellt die Anwen—

dung (oder eher der

Missbrauch) von Anti-

Dumping — Maßnahmen

speziell in den USA und

der EU bei Produkten aus

Entwicklungsländern, spe-
ziell Textilien dar. Der Ge—

brauch solcher (Anti-Dum-
ping) Maßnahmen ge-

genüber Produkten aus

Entwicklungsländern hat

nach der Uruguay—Runde zugenommen.
Viele Länder haben vorgeschlagen, dass

der Gebrauch solcher Maßnahmen durch

Zusätze zum Anti-Dumping-Abkommen
beschränkt werden sollte. Hiergegen lei-

sten die USA erheblichen Widerstand. Da

die Landwirtschaft durchgängig stark ge-
schützt war, sollte das Landwirtschafts-

abkommen lmporterleichterungen för-

dern und zu einer Abnahme der Subven-

tionierung des heimischen Anbaus und

des Exports landwirtschaftlicher Produk-

te speziell in den reichen Ländern führen,
um den Marktzugang derjenigen südli-

chen Länder zu erleichtern, die landwirt-

schaftliche Produkte exportieren. Wie

sich jedoch herausstellte, blieben der

Schutz und die Subventionen sehr hoch.

Beispielsweise gab es im ersten Jahr der

Übereinkunft sehr hohe Zölle: USA

(Zucker: 244%), EU (Rindfleisch 213%,
Weizen 168%), Japan(Weizen 353%),
Kanada (Butter 360%, Eier 236%). Die

reichen Länder müssen solche hohen Zöl-

le im Durchschnitt nur um 36% bis En-

de 2000 senken. Die Zölle Sind somit im-

gen/version

mer noch sehr hoch, wodurch es den ar-

men Ländern unmöglich gemacht wird,

Marktzugang zu erlangen. Das Abkom-

men ermöglichte es den Industrielän-

dern, die meisten der hohen Subventio-

nen beizubehalten, die vor Abschluß der

Uruguay—Runde bestanden. So sind sie

beispielsweise nur verpflichtet, ihre sehr

hohen Inlandssubventionen um 20% ab-

zubauen. Im Gegensatz dazu hatten die

meisten Entwicklungsländer keine oder

nur sehr geringe heimische bzw. Export-
subventionen. Nunmehr können sie diese

dank des Landwirtschaftsabkommens

weder einführen noch erhöhen. Hierin

liegt eine große Ungerechtigkeit.“ Wie

man an diesen Beispielen aus dem

Standpunkt der südlichen Länder sehen

kann, ist eine der Hauptkategorien der

»Probleme der Umsetzung der Uruguay—
Runde« die Art, in welcher die nördlichen

Länder sich nicht an den Geist der Ab-

machungen gehalten haben, ihren in

den verschiedenen Abkommen verein-

barten Verpflichtungen nachzukommen.

Dies führte zur Nicht—Realisierung der

Gewinne, die sich die Entwicklungsländer
von ihrem Beitritt zur WTO erhofft hat-

ten.

w: »UMSETZUNGSPROBLEME«,
DENEN SICH DIE ENTWICK-

LUNGSLÄNDER VON DER unu-

GUAY-RUNDE AUSGESETZT

SEHEN.

Einer der Gründe, dass die Entwicklungs-
länder zögern, neue Initiativen oder neue

Bestandteile in das WTO—Treffen in Seatt-

le einzubringen, ist, das sie immer noch

mit ernsthaften Problemen bei der Um-

setzung der Uruguay—Runde zu kämpfen
haben. Die Uruguay—Runde hatte zur Fol-

ge, dass verschiedene neue, gesetzlich
bindende Abkommen entstanden, wel-

che die Entwicklungsländer verpflichten,
ihre Wirtschaft drastischen Änderungen
in verschiedenen Bereichen, so wie

Dienstleistungen, Landwirtschaft, geisti-
ges Eigentum und Investitionsmaßnah-

men zu unterziehen. Viele Entwicklungs-
länder hatten gar nicht die Möglichkeit,
den Verhandlungen zu folgen, geschwei-
ge denn, aktiv an ihnen teilzunehmen

und verstanden gar nicht, wozu sie sich

verpflichtet haben. Einige Abmachungen
haben eine Gnadenfrist von 5 Jahren, be-

vor sie umgesetzt werden müssen. Diese

Frist läuft Ende diesen Jahres ab. Die Pro-

bleme bei der Umsetzung, denen sie sich
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gegenüber sehen werden, fangen somit

gerade erst an und werden noch schlim-

mer. Im Folgenden werden einige der

Probleme aufgelistet: die Verpflichtung,
die Bereiche Industrie, Dienstleistungen
und Landwirtschaft zu liberalisieren, ver-

ursacht Verlagerungen der örtlichen Sek—

toren, Firmen und Farmen, da diese ge—
nerell von kleiner oder mittlerer Größe

sind und nicht mit größeren ausländi-

schen Firmen oder billigen Importen kon-

kurrieren können — dies bedroht Arbeits-

plätze und Lebensunterhalt von Millio-

nen Menschen.

b) die Uruguay—Runde entfernte oder

beschnitt den Spielraum der Entwick-

lungsländer, lokale Industrien zu subven-

tionieren (entsprechend dem Abkommen

über Subventionen) oder lnvestitons-

maßnahmen zu ergreifen, wie z.B. Inve-

storen vorzuschreiben, dass sie zumin-

dest einen Teil an örtlichen Gütern für

ihre Produktion abnehmen müssen (dies
ist durch das Abkommen über handels-

bezogene Maßnahmen (TRIMS) verbo-

ten)
c) das TRIPS—Abkommen verhindert,

dass örtliche Firmen Technologien an-

wenden, für die andere Firmen (haupt-
sächlich ausländische Firmen) Schutz-

rechte haben; dies beschränkt die Aneig-
nung modernerTechnologien im Süden;

desgleichen steigen die Preise für Me—

dizin und andere lebensnotwendige
Produkte, erheblich, wenn das neue Übe—
reinkommen bezüglich geistigen Eigen—
tums in den nächsten Jahren Anwen

dung findet.

DURCH VERSCHIEDENE

ÜBEREINKOMMEN VERUR-

SACHTE PROBLEME LAND-

WIRTSCH—AFTSABKOMMEN

Das Landwirtschaftsabkommen könnte

schwere negative Folgen für viele Dritt—

weltländer haben. Die meisten von ihnen

(mit Ausnahme der am meisten unter—

entwickelten Länder) müssen ihre Sub-

ventionen für Farmer reduzieren und

nicht — tariffäre Kontrollen für Agrarpro-
dukte abschaffen, diese Kontrollen in

Zölle umwandeln und diese dann schritt-

weise reduzieren. Dies setzt den heimi-

schen Anbau dem globalen Wettbewerb

aus. Farmer, die dem nicht standhalten

können, werden nicht bestehen können.

Hunderte von Millionen kleiner Land-

wirtschaftsbetriebe in der Dritten Welt

werden davon betroffen sein. Es gibt

„

Foto Ute Moschner/versio‘h
.

ebenfalls eine Kategorie für Entwick-

lungsländer, die Nettoimporteure von Le-

bensmitteln sind; da die Zuschüsse für

die Lebensmittelproduktion in den Indu-

strieländern nach und nach verringert
werden, können die Preise steigen; die

Nettoimporteure von Lebensmitteln kön—

nen sich so steigenden Rechnungen für

Lebensmittelimporte gegenüber sehen.

Eine Studie der FAQ [Food and Agricul-
tural Organisation; eine 1945 gegründe—
te Unterorganisation der UNO, die Hun—

ger und Fehlernährung bekämpfen soll;
Anm. d. Üb.] über die Erfahrungen von

16 Entwicklungsländern bei der Umset—

zung der Vorgaben der Uruguay—Runde
kam zu dem Schluß: «Eine allgemein
geäußerte Besorgnis betraf einen allge—
meinen Trend hin zur Konzentration von

Farmen. Durch die fehlenden Sicher-

heitsnetze drängte dieser Prozess die klei—

neren Produzenten an den Rand und

trug zu Arbeitslosigkeit und Armut bei.

Ähnlich deuten die meisten Studien auf

fortgesetzte Probleme bei der Anpas-
sung. Beispielsweise hatte der Bereich

Reis und Zucker im Senegal trotz starker

Währungsabwertung im Jahre 1994

massive Problemen beim Wettbewerb

mit lmporten.« (FAQ, Erfahrung bei der

Umsetzung des Landwirtschaftsab-

kommens der Uruguay-Runde, Zusam-

menfassung von Länderfallstudien, Sep-
tember 1999, vorgestellt von der FAQ

Abteilung Rohstoffe und Handel) [Com-
modities kann sowohl »Rohstoffe« als

auch »Waren« bedeuten; AdÜ]

Viele Entwicklungsländer haben bei

den Vorbereitungen für Seattle vorge-

schlagen, das Landwirtschaftsabkom-

men zu ändern, um ihren Schwierigkeiten
bei der Umsetzung Rechnung zu tragen.
In den meisten Entwicklungsländern stel—

len die Kleinbauern einen großen Teil der

Bevölkerung. Ihr Lebensunterhalt und ih-

re Produkte (speziell Lebensmittel) sind

der grösste Teil des Sockels, auf dem die

Volkswirtschaften der Drittweltstaaten

stehen. Dieser Lebensunterhalt könnte

durch die Liberalisierung der Landwirt-

schaft in Folge des Landwirtschaftsab—

kommens bedroht Werden. Die örtliche

Lebensmittelproduktion könnte ebenfalls

durch billigere Importe bedroht werden.

Entwicklungsländer würden dann ab-

hängigervon Importen zur Sicherung der

Lebensmittelversorgung, wodurch die na-

tionale Lebensmittelsicherheit aus—

gehöhlt würde. Um mit diesen 2 schwe-

ren Problemen fertig werden zu können,
haben viele Entwicklungsländer (incl. In-

dien, lndonesien, Ägypten, Sri Lanka,

Uganda, Simbabwe, El Salvador etc) vor—

geschlagen, dass die Entwicklungsländer
einen Spielraum erhalten, um ihre Ver-

pflichtungen so umsetzen zu können,
dass Lebensmittelsicherheit, Verteidi—

gung bäuerlichen Lebensunterhaltes und

Linderung der Armut gewährleistet blei-

ben. Sie schlugen vor, dass die in den

Entwicklungsländern für den heimischen

Verbrauch produzierten Lebensmittel

und die Produkte kleiner Farmer von der

Umsetzung des Landwirtschaftsabkom-
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mens in Hinsicht auf Einfuhrerleichte-

rungen, örtliche Versorgung und Subven-A

tionen ausgeklammert würden.

DAS TRIMS (TRADE RELATED

INVESTMENT MEASURES)
ABKOMMEN

Im TRIMS-Abkommen werden »Investiti-

onsmaßnahmen« wie etwa eine lokale

Beteiligung (welche ausländische Firmen

dazu verpflichtet, mindestens für einen

vorher festgelegten Betrag bei vor Ort

vorhandenen Firmen einzukaufen) für die

meisten Entwicklungsländer ab Januar
2000 verboten sein. Dies würde dazu

führen, dass es keine Unterstützungspo-
litik für örtliche Firmen gibt, stärkere Ver-

bindungen zur heimischen Wirtschaft

fehlen und die Zahlungsbilanz wird nicht

mehr geschützt. Entwicklungsländer
brauchen jedoch eine solche Politik, da

der niedrige Entwicklungsstand der

einheimischen Wirtschaft zu diesem

Zeitpunkt noch keinen Schutz vor dem

freien Wettbewerb bietet. Durch die Ein-

führung von TRIMS verlieren die Ent—

wicklungsländer somit wichtige Steue-

rungsmöglichkeiten zum Aufbau ihrer ln-

dustrialisierung. In einer Überprüfung
des TRIMS—Abkommens, welches 1999

beginnen sollte, sollten die Probleme der

Umsetzung für die Entwicklungsländer
dringend überprüft werden. Das Verbot

von »lokalem Bezug« (von Materialien)
behindert ernsthaft die Anstrengungen
der Entwicklungsländer, die einheimische

Industrie zu fördern, Devisen zu sparen
und die vorhandene technologische
Kompetenz zu fördern. Es gibt ebenfalls

ein Verbot von lnvestitionsmaßnahmen,
welche den Import für Firmen auf einen

bestimmten Prozentsatz ihrer Exporte be-

schränken würden. Derlei Maßnahmen

wurden eingeführt, um die Außenhan-

delsbilanz (Zahlungsbilanz) eines Landes

zu schützen. Das Verbot dieser zwei In—

vestitonsmaßnahmen wird die Durchset-

zung von Entwicklungszielen stark er—

schweren. Das TRIMS-Abkommen sollte

erweitert werden, damit die Entwick-

lungsländer das Recht erhalten, »lokalen

Bezug« einzuführen und die Importe auf

einen bestimmten Prozentsatz der jewei-
ligen Firmenexporte zu beschränken. Ver-

schiedene Entwicklungsländer (incl. Bra-

silien, Indien, Indonesien, Malaysia, Paki-

stan„Uganda, Ägypten) fordern seit den

Seattle-Vorbereitungskonferenzen der

WTO in Genf, dass die TRIMS erweitert
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werden, um den Entwicklungsländern die

Möglichkeit zu geben, solche lnvestiti-

onsmaßnahmen weiterhin zu nutzen, um

ihre Entwicklungsziele zu erreichen.

TRIPS (TRADE RELATED

INTELLECTUAL PROP.ERTY

RIGHTS/HANDELSBEZOGENE
RECHTE AN GEISTIGEM

EIGENTUM)

Komplett verloren hat der Süden im Übe-
reinkommen bezüglich der Rechte an gei—
stigem Eigentum [Patente‚ Lizenzen/

AdÜ], in welchem die Länder verpflich-
tet werden, die Gesetzgebung betreffend

die Rechte an geistigem Eigentum ein-'

zuführen, deren Standard dem des Nor-

dens gleicht. Dies verhindert eine eigen-
ständige Entwicklung. Angemerkt wer-

den sollte hier, dass die derzeitigen
lndustrieänder keine oder nicht so stren-

ge Patentrechte, wie sie jetzt den Ent-

wicklungsländern aufgezwungen wer-

den, im Laufe ihrer lndustrialisierung
hatten, wodurch es ihnen ermöglicht
wurde, ausländische Technologie in ihre

eigenen Systeme einzubauen. Das Über-
einkommen führt ebenfalls zu steigen-
den Zahlungen für Technik, so wie Tan-

tiemen und Lizenzgebühren an die mul-

tinationalen Konzerne, die die meisten

Patente der Welt haben. Die neue Vor-

schrift bezüglich der Rechte an geistigem
Eigentum wird zudem einen Preisanstieg
fürviele Produkte zur Folge haben. Durch

die Einschränkung des Wettbewerbs wer—

den es die Rechte an geistigem Eigentum
einigen Gesellschaften ermöglichen, die

Preise für ihre Produkte weit über den

Kosten festzusetzen und dadurch mono-

polähnliche Einkünfte zu erzielen. Dies

zeigt sich deutlich im Bereich der Com-

putersoftware. Ebenso haben in der Ver-

gangenheit die meisten Drittweltstaaten

Landwirtschaft, Medizin und andere le-

bensnotwendige Produkte und Dienst-

leistungen von der Patentgesetzgebung
ausgenommen, aber mit der Einführung
der TRIPS ist alles den Rechten an gei—
stigem Eigentum unterworfen, sofern es

nicht ausdrücklich ausgenommen wird.

Die Arzneimittelpreise werden in vielen

Ländern hochschiessen und derVerkauf

ausländischer Produkte wird zu Lasten

der einheimischen Produkte zunehmen.

DIE TRIPS öffnen zudem die Tür zur Pa-

tentierung von Lebewesen, so wie Mikro-

organismen und genetisch veränderten

Materialien, die von der Biotech—lndu-

strie so sehr herbeigesehnt wird. Viele

Umweltschützer sorgen sich, dass sich

dies schädlich auf die Umwelt auswirken

wird, da der derzeitige Mangel an Kon-

trollen und Verantwortlichkeit in der Bio—

tech-Forschung und Anwendung sehr

wahrscheinlich den Verlust an natürlicher

Artenvielfalt beschleunigen wird und

natürliche Ökosysteme bedrohen kann.

Für Veränderungen an Pflanzen geben
die TRIPS den Ländern die Möglichkeit,
entweder Patente oder ein alternatives

»effektives« System des Schutzes geisti—
gen Eigentums einzuführen. Dies muss

bis Januar 2000 geschehen sein. Viele

Bauernverbände (insbesondere in Indien,
wo große Bauernproteste und Versamm-

lungen gegen GATT/WTO abgehalten
wurden) und Umweltschützer sind be-

sorgt, dass es am Ende den Drittwelt-

bauern untersagt sein wird, wie bisher ei-

nen Teil der Ernte als Samen für die näch-

ste Saison aufzubewahren (wenn der

benutzte Samen unter das Schutzrecht ei-

ner Gesellschaft fällt), sondern dass sie

den Samen von Gesellschaften kaufen

müssen. Geht man von diesen vielen Pro-

blemen aus, so sollte das TRIPS-Überein-
kommen im Hinblick auf Entwicklungs—,
Umwelt und Sozialprobleme erweitert

werden. In der Zwischenzeit sollte die

Gnadenfrist vor der Umsetzung verlän-

gert werden. Viele Entwicklungsländer
haben vor und in Seattle förmliche Vor-

schläge gemacht, dass eine Überarbei-

tung derTRIPS entlang dieser Linien ge—
macht werden und es eine Verlängerung
der Umsetzungsfrist geben sollte. Bis

jetzt haben die USA und die EU diese

Forderungen abgelehnt, da bestehende

Gesetze nicht geändert werden könnten.

Vor kurzem erklangen Vorschläge von

Wirtschaftswissenschaftlern und einigen
Nichtregierungsorganisationenen, dass

das TRIPS—Übereinkommen komplett aus

der WTO herausgenommen werden soll-

te. TRIPS ist ein protektionistisches Werk-

zeug und sollte daher keinen Platz in ei-

ner Organisation haben, die sich der Li-

beralisierung verschrieben hat. Zudem

sind Rechte an geistigem Eigentum kein

Handelsthema. Wenn man es in das

Handelssystem einbindet, so besteht die

Gefahr, dass die WTO mehr und mehr mit

Nicht-Handelsthemen überfrachtet wird.

Schlussfolgerung: Dies sind nur einige
Beispiele, welchen immensen Problem

sich die Entwicklungsländerjetzt und in

Zukunft gegenübersehen. Sie können die

verlangten Veränderungen ihrer wirt-



schaftlichen und sozialen Politik nicht

verkraften. Insofern argumentieren viele

dieser Länder Völlig richtig, dass sie Zeit

brauchen, um die Uruguay—Runde zu ver-

kraften, dass einige der Regeln, die un—

fair sind und ernsthafte Probleme verur-

sachen, überarbeitet werden müssen,
und dass es bis zu einer befriedigenden
Lösung keine neuen Forderungen, wei-

ter zu liberalisieren (speziell im Bereich

Investitionen und Regierung), geben soll—

te. Betrachtet man die ernsthaften Pro—

bleme, denen die Entwicklungsländer im

Rahmen der Umsetzung der Verpflich—
tungen aus der Uruguay—Runde gegenü—
berstehen (während die Industrieländer

ihre Verpflichtungen nicht angemessen

umsetzen), so sollte es eine Überprüfung
vieler Abkommen geben, wobei diese

dann ergänzt werden sollten. Bereitsjetzt
enthalten viele Abkommen eine Klausel,
dass 4—5 Jahre nach Inkrafttreten eine

Überprüfung stattfinden sollte. In den

nächsten 3—5 Jahren sollten sich die

WTO—Aktivitäten auf den Überarbei-

tungsprozess konzentrieren, so dass die

Fehler des Abkommens korrigiert werden

können. Dieser Überarbeitungsprozess
wäre eine immense Aufgabe, denn er

würde Analysen der Schwächen der ver-

schiedenen Bestandteile des Abkom-

mens beinhalten, es gäbe Einschätzun-

gen, wie diese die Entwicklungsländer
beeinträchtigen oder beeinträchtigen
werden und es kämen Vorschläge, die

zum Abkommen hinzugefügt werden

sollten sowie Diskussionen dieser Vor-

schläge.

V: WARUM DIE WTO KEINE

NEUEN AUFGABEN ÜBERNEH-
MEN SOLLTE:

Ein Hauptgrund für das Versagen in

Seattle war, dass viele Entwicklungslän-
der zögerten oder sich weigerten, der

WTO das Mandat für die Ausarbeitung
neuer Übereinkommen, welche von eini-

gen Industrieländern eingebracht wor—

den waren, zu erteilen. Die Absage an

die neuen Vorschläge macht durchaus

Sinn. Wenn die WTO ihre bereits stark be—

einträchtigte Glaubwürdigkeit verbessern

will, so sollte sie sich in den nächsten

Jahren darauf konzentrieren, dass die

Probleme bei der Umsetzung des Ab-

kommens überprüft werden und sie soll-

te die notwendigen Änderungen im Ab-

kommen vornehmen. Dies sind enorme

Aufgaben. Diese werden nicht sauber

durchgeführt, wenn es zu neuen Aufga-
ben in einer neuen Runde kommt. Die ex—

trem begrenzten personellen, techni-

schen und finanziellen Möglichkeiten der

Entwicklungsländer und ihre Diplomaten
und Politiker wären nicht in der Lage, an

der Überarbeitung teilzunehmen, son-

dern müssten ihre Interessen bei den Ver-

handlungen neuer Themen verteidigen.
Ebenfalls wäre die knappe Zeit der WTO

hauptsächlich durch die neuen Aufgaben
gebunden. Es wird nur wenig Zeit geben,
um die bestehenden Vereinbarungen zu

überarbeiten und zu verbessern und die

Probleme, die durch ihre Umsetzung ent—

stehen, werden mit der Zeit mehr werden

und sich in sozialen und wirtschaftlichen

Problemen äussern und zu politischer In-

stabilität führen. Wenn dies noch nicht

ausreicht, so würden die meisten der vor—

geschlagenen neuen Themen schwerste

Auswirkungen auf die zukünftige Ent-

wicklung des Südens haben. Themen wie

|nvestitionsvorschriften, Wettbewerbspo-
litik sowie staatliche Beschaffung
gehören nicht in erster Linie in die WTO

(die ja eine Handelsorganisation sein

soll). Die Industrieländer versuchen sie

dort unterzubringen, um von der Durch—

setzungsfähigkeit (dem Streitschlich—

tungsverfahren) der WTO zu profitieren,
so dass die Entwicklungsländer dahinge—
hend diszipliniert werden können, ihre

Volkswirtschaften den Gütern, Dienstlei-

stungen und den Volkswirtschaften der

Industrieländer zu öffnen. Andere The-

men beziehen sich auf Arbeits-, Sozial—

und Umweltschutzstandards. Auch die-

se sollten nicht als neue Themen in neu-

en Verhandlungsrunden in der WTO dis-

kutiert werden. Geschieht dies doch, so

werden diese Themen vermutlich von

den Industrieländern als protektionisti—
sche Waffen gegen die Waren und

Dienstleistungen der Entwicklungsländer
genutzt. Sollten die Industrieländer fort-

fahren, diese neuen Themen mit Druck

einbringen zu wollen, so wird sich die

WTO weiter teilen und drängende Pro-

bleme wie die aus den bestehenden Ver-

einbarungen würden nicht behandelt.

Entwicklungsländer sollten das daher

nicht akzeptieren und die Industrieländer

sollten von der Einbringung dieser neuen
‘

Gebiete in die WTO Abstand nehmen.
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Bundeskongress entwicklungspolitischer
Aktionsgruppen (BUKO) kritisiert Ent—

scheidung der grünen Bundesdelegier-
tenkonferenz

Mit der Stillegung des Internationalen

Solidaritätsfonds (ISF) für ein Jahr hat die

Grüne Partei nach Auffassung des BU-

K0,s als Dachverband von über 200 Drit-

te-Welt-Organisationen der Solidaritäts—

arbeit eine klare Abfuhr erteilt.

Der BUKO fordert die Grünen auf, die

Entscheidung der Bundesdelegierten—
konferenz zu revidieren.

Der Internationale Solidaritätsfond der

Grünen unterstützte jährlich mit

300.000 DM Dritte—Welt Gruppen in der

BRD und emanzipatorische Bewegungen
in der sogenannten 3.Welt.

Für die Nord-Süd-Bewegung und un-

zählige kleine Basisorganisationen geht
nun ein wichtiger, unbürokratisch arbei-

tender Fonds verloren. Für die Partneror—

ganisationen aus anderen Kontinenten

fehlt eine politisch relevante Adresse in

Europa, die bisher eine unkonventionel-

le Förderung von emanzipatorischen Ak-

tivitäten anbieten konnte. Kein anderes

Förderinstrument kann die Arbeit des So-

lidaritätsfonds ersetzen.

Die frei werdenden Mittel sollen nicht

für andere internationalistische und ent-

wicklungspolitische Aktivitäten einge-
setzt werden, sondern zur Deckung des
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allgemeinen Defizits der grünen Partei.

Mit dieser Entscheidung schneiden

sich die Grünen ins eigene Fleisch und

entwickeln sich zu einer beliebigen Partei

der Mitte.

Der Beschluss des Parteitaqs im

Wortlaut:

„Der internationale Solidaritätsfonds

(ISF) wird für das Jahr 2000 ausgesetzt.
Der Bundesvorstand setzt eine Arbeits-

gruppe ein, die den Auftrag hat bis zum

30.10.2000 der Bundesdelegiertenkon-
ferenz ein Konzept vorzulegen, wie ent-

Foto: Christian Diféch/ ergsionf

wicklungspolitische Basisarbeit weiterhin

unterstützt werden kann.

Kommentar: Damit will man das Pro-

jekt ISF klammheimlich stilllegen.

Der Internationale Solidaritäts-

fonds (ISF)

Zur Ge$chichte des Solifonds

Im Jahr 1984 beschlossen die Grünen,
die Erhöhung der Wahlkampfkosten-
rückerstattung anläßlich der Europawah-
Ien nicht der Parteikasse zufließen zu las-

sen, sondern daraus einen Fonds für die

Dritte-Welt-Arbeit einzurichten.

Dies war die Geburtsstunde des Inter-

nationalen Solidaritätsfonds der Grünen,
kurz Solifonds genannt. Die Wahlkampf—
kostenerstattung zu den damaligen Eu-

ropaparlamentswahlen ergab, über fünf

Millionen DM.

Aus den Zinsen dieses Vermögens soll-

ten Gruppen in der Dritten Welt und in-

ternationalistische Gruppen und Nichtre-

gierungsorganisationen hier, die sich für

gesellschaftliche Emanzipation und Be-

freiung von Unterdrückung und Ausbeu-

tung einsetzen, unterstützt werden. Das

geschah auch ein paarlahre lang. Dann

war das Vermögen weg.
Die Partei hatte ganz diskret ihr Wähl-

kampfgeschenk an die »Bewegung« ein—

gesackt und zum Kauf einer Immobilie,
des ersten nationalen Parteisitzes, Haus

Wittgenstein bei Bonn, benutzt

Auch in den Folgejahren haben Löcher

im Haushalt des Bundesverbandes in

schöner Regelmässigkeit zu dem Ansin—

nen geführt, sie mit den Mitteln des ISF

stopfen zu wollen. Von Jahr zu Jahr wur-

de es für den ISF und seine Freundlnnen

innerhalb und ausserhalb der Grünen im—

mer schwieriger, klar zu machen, dass mit

der vielfältigen Ausstrahlung des ISF in

die internationalistische Szene und in

das entwicklungspolitische Spektrum
hinein der Partei mehr gedient ist, als mit

notdürftigem Flickwerk am Haushalt des

Bundesverbandes, der chronisch an

Schwindsucht leidet.

Im vergangenen Sommer war es dann

wieder soweit: über-teuerte Parteitage
und ein weit über die Kostenvoranschlä-

ge hinausgehender Bedarf für den neuen

Parteisitz in Berlin, sowie die anhalten-

den Wahlniederlagen, die sich in gerin-
geren Zuschüssen und Spenden nieder-

schlugen, hatten ein neuerliches Loch in

die Kasse des Bundeshaushaltes geris-
sen.



Seither geht der Streit darum, ob der

ISF mal wieder für Verluste gerade ste—

hen soll, die er nicht verursacht

Zur ehemaligen Arbeit des Solifonds

Der Solifonds unterstützte bis zum

Sommer 1999 sowohl die Arbeit der

Nord—Süd-Bewegung hier als auch politi—
sche Projekte der sozialen Bewegungen
in den Ländern des Südens — wie auch

friedens- und umweltpolitische und an—

tirassistische Aktivitäten und die Arbeit

unabhängiger Initiativen in Osteuropa.
Die Mittel wurden von einem gewählten
Vergaberat bewilligt, dem Vertreterinnen

aus den sechzehn Landesverbänden der

Partei, aus dem Bundesvorstand, der

Bundestags- und der Europafraktion an-

gehörten.
Bewertet wurden die Anträge aus dem

Ih— und Ausland nach ihrer politischen
Bedeutung. Die hohe Zahl sinnvollerAn-

träge führte ständig dazu, daß die bean-

tragten Fördermittel nur zu einem Teil be-

willigt werden können.

Die ursprünglich über 5 Millionen DM,
die dem Fonds aus der Erhöhung der

Wahlkampfkostenrückerstattung zuflos—

sen, wurden ihm allerdings nie als Ver—

gabemittel zur Verfügung gestellt. Diese

‘
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Summe verblieb bei der Bundespartei.
Zuerst wurden die jährlichen Zinserträge
vergeben. Später wurde dem Solifonds

ein festerTitel im Haushalt der Bundes-

partei eingerichtet.
Dieser betrug die letzten Jahre DM

300.000, wenn nicht Kürzungen vorge—

nommen wurden. Im Jahr 1995 be-

schloss die—Bundesdelegiertenkonferenz
in Bremen, den Solifonds in die Satzung
der Partei aufzunehmen.

4 Millionen DM vergeben
In den mehr als 14 Jahren seines Be-

stehens hat der Solifonds 2.807 Anträ—

ge entgegen genommen. Etwa die Hälfte

davon wurden positiv beschieden. Für die

1.541 bewilligten Vorhaben in den Län—

dern der Dritten Welt, Osteuropas und in

der Bundesrepublik wurde insgesamt ei—

ne Summe von 3.948.000 DM vergeben;
im Durchschnitt ca. 2.500 DM/ Projekt.

tian Ditsch/version

Ca. 85% der Bewilligungen sind für Ak-

tivitäten hier bei uns. Zu 30% geht es da-

bei allgemein um internationalistische

Themen, zu 70% um länderspezifische,
friedens- und umweltpoltische und anti-

rassistische Aktivitäten.

Klein und groß
Struggles of Students (SOS) erhielten

ein paar hundert DM, um »urgent ac—

tions« für verfolgte StudentInnen in Ka-

merun machen zu können. Die Kampa-
gnen 1988 gegen den Internationalen

Währungsfonds und die Weltbank und

1999 zum Weltwirtschaftsgipfel in Köln

unterstützte der Solifonds mit jeweils
über 50.000 DM.

In der Dritten Welt und hier

Für die Besetzung von Ländereien mit

über der gesetzlichen Höchstgrenze lie-

genden Flächen erhielt die Demokrati-

sche Bauernallianz in El Salvador 5.000

DM, während die bundesweite Karawane

für die Rechte der Flüchtlinge und MI-

grantlnnen mit 6.000 DM unterstützt

wurde.

Basisbewegungen und Nichtregie—
rungsorganisationen

Der Solifonds hat das Arbeiterinnen—

Solidaritätsforum Surakarta in Indonesi-

en mit Mitteln für Trainingsseminare ge—

fördert und unterstützt seit einigen Jah—

ren WEED (Weltwirtschaft, Ökologie und

Entwicklung) bei der Herausgabe des

Schuldenreports.

Weitere Informationen bei:

Internationaler Solidaritätsfonds, Bündnis 90/Die

Grünen, Postfach 040609, 10063 Berlin,

Tel./ Fax 0221 /249394, isf-umb@t-online.de



bdullah Öcalan, Vorsitzender der PKK,
der Arbeiterpartei Ku rdista ns, wurde

vom türkischen Geheimdienst MIT

Fotos:
Herby
Sachs/version

am 15. Februar 1999 in den Knast von

Imrali in die Türkei entführt und in ei-

nem Schauprozeß zum Tode verurteilt.

Die FKK hing vor dem auf Öcalans Fest-
'

nahme folgenden programmatischen
Schwenk in ihrem Programm von 1995

Modernisierungsvorstellungen an, wie

sie für sowjetische Entwicklungsstrate-
gen typisch waren: Da ist von zentraler

Planung die Rede, und: "Im Bereich des

gesellschaftlichen Eigentums soll der

Entwicklung der Schwerindustrie Prio-

rität zugewiesen werden." Die FKK woll-

te noch 1995 einen fordistischen Staats-

kapitalismus aufbauen, als neuen kur-

dischen Staat. lm PKK-Programm von

1995 hieß es etwa im Abschnitt "Die

Phase der nationalen Befreiung": "Die

Entstehung unserer Partei: ...Sie leitete

eine neue Phase ein, nämlich jene Pha—

se, weiche gekennzeichnet ist vom Ende

der entwickelten kolonialen Hegemonie
und vom Ende der nationalen Vernich-

tung, die mit Widerstand die nationale

Identität verteidigt und den nationalen

es realistischer, innerhalb dieses Systems
einen politischen Kampf zu führen."

Abschied vom

Antiimperialismus

In seiner neuen Verteidigungsrede vom

21.10.99 Öcalan führt weiter aus, wie

eine Lösung aussehen könnte: "Weltweit

anzutreffende weitere Beispiele dafür,
daß ein starker Staat realisiert werden

kann, indem die größte Freiheit und

Gleichheit der unterschiedlichsten freien

Gedanken, Überzeugungen und Kul-

turen richtig praktiziert wird, sind Neu—

seeland und auf dem amerikanischen
Kontinent sogar selber die USA: hier

ist durch die Gemeinschaft fast aller

Sprachen, Religionen und Nationen ein

fast föderativ zu nennendes Weltsys-
tem entstanden." Öcalans beschönigen-
de Darstellung der USA als "Gemein-

schaft von Nationen" dokumentiert

seinen Abschied selbst vom plattesten
Antiimperialismus. Die PKK ist auf dem

Weg hin zu einer regionalistischen
Ethno-Lobby — bei der Transformation

von einer Guerrilla zu einer Partei trennt

Öcalan erklärte bereits in seinem er-

sten Frozeß am 31. Mai: ”Die Kurden

können ihren Platz in einer demokrati-

schen Republik finden." Denn: ”Hier gibt
es politische Freiheit Das einzige Pro-

blem sind Sprache und kulturelle Iden-

tität."

Das Abdullah Öcalan die Türkei lobt,
könnte seine persönliche Frozeßstrategie
sein,wenn nicht der FKK-Fräsidialrat

dafür sorgt, das alle seine Äußerungen
von der gesamten FKK mitvertreten wer-

den müssen. Osman Öcalan, Bruder des

Chefs und Mitglied des FKK-Fräsidialra-

tes, erklärte Ende Oktober: ”Ein Wort von

ihm genügt, damit wir eine Entschei-

dung treffen. Als ich sagte, dass die Frei—

heit unsere Religion ist und der Vorsit-

zende unser Prophet, habe ich das nicht

umsonst gesagt."
Osman Öcalan plaudert im zitierten

Interview auch unbekümmert über die

vom Verbot bedrohte Wahlpartei HA-

DEP: ”Ohne die Zustimmung der PKK

kann die HADEP gar nichts tun. Das

heißt, zwischen dem Volk und der PKK

gibt es keinen Unterschied. Das Volk tut

das, wozu es die PKK auffordert." Was

Zur Entwicklung und Kritikunf'a'hiqkeit in der PKK und zur Kurdistan-Solidarität in der BRD

Befreiungskampf propagiert." Bereits

dieses Programm gab wenig anderes her

als den Willen zur eigenen Nation. Und

Öcalans Erklärungen aus dem Knast?

Seine Verteidigungsrede wurde auf dem

außerordentlichen Kongreß der PKK

prompt als ein neues Manifest der Partei

angenommen. Öcalan wandte sich in

seiner ersten Verteidigungsrede aber we-

niger emanzipatorischen Anliegen zu,

als das er der FKK die Anpassung an die

Verhältnisse empfahl: "Anstatt die neue

Weltordnung, die im wesentlichen von

den USA geprägt ist, zu bekämpfen, ist
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sie sich weder von ihrer volkstümeln-

den Frogrammatik noch von ihrem Per-

sonenkult. Was über Bord geht, ist der

Rest an antikolonialer Rebellion, den

die FKK trotz ihrer Frogrammatik für

viele als Kurdlnnen diskriminierte noch

bedeutet hat. Früher stellte die FKK

den Kemalismus, die nationalchauvinis-

tische Staatsdoktrin der Türkei, in Frage.
Aber der Antikemalismus der FKK, der

auch für die türkische Linke ein wichtiger
Impuls war für ihren Bruch mit der

nationalen Staatsdoktrin, ist mittlerwei-

le Geschichte.

tut dabei schon der Unterschied zwi-

schen einer legalen Wahlpartei und ei-

ner klandestinen Guerrilla zur Sache?

Die zwei größten Probleme der HADEP,
die bei den Parlamentswahlen im April
99 türkeiweit 4,7% der Stimmen erhielt

und in den Kriegsprovinzen zahlreiche

Bürgermeister stellt, sind staatsterroristi-

sche Aktivitäten — allein im Wahlkampf
wurden zehn ihrer Aktiven ermordet -

und die ständige Verbotsdrohung.
Der Kurdistan-Rundbrief, ein Organ

aus der Solidaritätsbewegung, druckte

das zitierte Interview mit einem eigenen

fi1

DieKöter jaulen,
die Karawane



Vorspann ab: "Das im folgenden doku-

mentierte Interview mit Osman Öcalan,
einem der Kommandeure und Fräsidial-

ratsmitglieder der FKK, wird sicher nicht

nur Zustimmung, sondern auch Wider-

spruch hervorrufen. Schon allein, weil die

Meinung Osman Öcalans, die PKK brau-

che nur Flugblätter zu verteilen, dann

würden Kurdinnen und Kurden die HA-

DEF wählen, vorsichtig formuliert sehr

erstaunlich ist."

Diese vorsichtige Kritik wurde aber

in der Soliszene nicht etwa aufgegriffen,
sondern zurückgewiesen weshalb der

Kurdistan—Rundbrief in seiner nächsten

Ausgabe versprach, in Zukunft Doku-
mentation und Bewertungen sorgfälti-
ger voneinander zu trennen: "Es wurde

kritisiert, dass mit der Überschrift auf der

ersten Seite die Friedensdelegationen
der PKK als ‘Fiasko' abgewertet würden.

Des weiteren wurde der wertende Vor-

spann zum Interview mit Osman Öcalan
kritisiert. Weiter kam Kritik daran, dass

der Protest von Nejdat Buldan wegen
der Drohungen gegen ihn abgedruckt
wurde. Insgesamt richtete sich die Kritik

dagegen, dass im Kurdistan-Rundbrief

kritische Bemerkungen über die Politik

der FKK gemacht werden."

Dissidenten aus der PKK

Bei den Drohungen gegen Nejdat Buld—

an geht es darum, dass die Anhängerln-

kein Monopol auf die inhaltliche Ausge-
staltung dieser Forderungen haben.”

Gülmüs wurde 1980 wegen Tätigkeit
für die FKK verhaftet und sass II Jahre

in Haft. Danach war er Chefredakteur

der Wochenzeitung Yeni Ülke und bei

derTageszeitung Özgür Gündem. Ende

November wurde auf einer Veranstal-

tung des PKK—Spektrums in Essen ver-

kündet, dass er und alle Personen, die

Kontakt zu ihm haben, bestraft werden.

Gülmüs erklärte daraufhin: “Ihre Frie-

densappelle sind aber auch nicht glaub-
würdig, denn die PKK-Führung geht ge-

gen Menschen, die diesen Kurs kritisie-

.

als?

genheit mit uns zusammengearbeitet
haben, wollen die Frovokateure den Frie-

densprozess und unseren Kampf krimi-

nalisieren. Durch den Angriff auf Sela-

hattin Celik und unsere zwei Freunde in

Bremen sind solche Frovokationen auf

die Spitze getrieben worden."

An dieser Distanzierung von den

Überfällen fällt vor allem eines auf: Die

Beschwörung der Einheit gegen das

Feindbild profitierende ideologische
Gegner — bei gleichzeitiger Beteuerung,
selbst nicht zugeschlagen zu haben.

Das es in der Kurdistan-Solidarität

mehr Kritik an der Veröffentlichung der

zieht weiter!"
nen des FKK-Kurses keine öffentliche

Kritik in ihrem Umfeld dulden: Buldan

war früher Bürgermeister in Türkisch-

Kurdistan und Mitglied des kurdischen

Exilparlamentes. Er wurde am 17. Okto-

ber aufgefordert, seine Beziehungen zu

Selahattin Celik und Sükrü Gülmüs ab-

zubrechen, sonst würde es ihm wie so

wie diesen ergehen. Der Journalist Sela-

hattin Celik ist am 17. August 99 von

Unbekannten in seiner Wohnung zu-

sammengeschlagen worden, weil er der

PKK Verrat an der auch von ihm propa-

gierten nationalen Sache vorwirft: "Die

PKK hat eine bestimmende Rolle dabei

gespielt, die nationalen Forderungen der

Kurden zu entwickeln Aber sie kann

ren selbst mit Unterdrückung und Ein—

schüchterung vor. Dieses Verhalten ist

die Hysterie des Kapitulierens und die

Schaffung interner Feindbilder, um eine

freie Diskussion innerhalb der kurdi-

schen Bewegung zu verhindern." Die

ganze Erklärung ist im Internet auf Tür-

kisch und Deutsch abrufbar. lm Kurdi-

stan-Rundbrief erschien Ende Dezember

eine zweite Erklärung der ERNK-Europa—

vertretung zu den Vorwürfen gegen die

FKK, sie würde Dissidenten bedrohen:

wurden unser Vorsitzender und unser

Kampf durch Gewinn machende Grup-
pen physisch und ideologisch angegrif-
fen Besonders durch Angriffe auf Per-

sonen und Gruppen, die in der Vergan-

Erklärungen von Dissidenten gibt als an

der Unterdrückung von offener Diskus-

sion bedauern wir. Hier drängt sich die

Frage auf, ob die erdrückende Mehrheit

der Kurdistan-Solidarität mit der hierar-

chischen Ausrichtung der PKK auf eine

Leitfigur und ihrer autoritären Organi—
sationskultur überhaupt keine Probleme

hat. Es gibt nur drei uns bekannte Kriti-

ken an der aktuellen Unterdrückung der

Widersprüche innerhalb der kurdisch-na-

tionalistischen Bewegung: Die Artikel

von Jörg Hilbert in derjungen Welt, Stel—

lungnahmen von Medico International
"

insbesondere der ”Dringende Appell:
Brutaler Anschlag auf den kurdischen

Fublizisten Selahattin Celik” und Ende
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Oktober erschien eine Broschüre von

ekan (einige kommunistlnnen aus nürn-

berg). Dort sind in Übersetzung zwei Tex-

te aus der unter Sympathisantlnnen der

FKK vielgelesenen Tageszeitung Özgür
Politika dokumentiert, die von ekan zu

Recht als Hetzartikel bezeichnet werden:

Der erste erschien am 29.8., zwölf Tage
nach dem Angriff auf Celik. Unter dem

Titel "Jungkurden" heißt es dort über Kri-

tiker der FKK: ”Das sind die eigentlich
gefährlichen. Hütet Euch bloß vor die-

sem Tschernobyl-Auswurfl". Zwei Wo-

chen später folgte am 6.9. der Artikel

"Die Köter jaulen, die Karawane zieht

weiter", der so endete: Jetzt haben sie

solche wie Selahattin Celik, Sükrü Gül-

müs an ihre Seite genommen. Und die
'

wildesten Angriffe kommen von diesen

wankelmütigen, die am Ende sind. Die-

se Kreise machen auf einer von einem

Baran Funderman genannten Agenten
betriebenen Internet-Seite der freien Dis—

kussion ihr volles Maul auf und be—

schimpfen die FKK und ihren Führer auf

niederträchtigste, gemeinste und hinter-

hältigste Welse. Aber die Apo-Anhänger
rufen wieder laut aus: Die Köter jaulen,
die Karawane zieht weiter!"

Selahattin Celik offenbarte auf der

Veranstaltung ”Wie weiter im kurdischen

Befreiungskampf?" am 20. I. 00 in Ber-

lin, die von der gruppe mücadele orga-
nisiert wurde, dass innerhalb der FKK

mit Abweichlerlnnen seit langem kurzer

Prozess gemacht wird: Er nannte dort die

Zahl von 1500 Genosslnnen, die bei

FKK-internen Strafmaßnahmen während

der letzten 20 Jahre umgebracht wur-

den.

Uns geht es nicht darum, die Dissi-

denten der FKK hochzuloben, wenn wir

gegen derartige Diffamierungen prote-
stieren. Udo Wolter schrieb dazu: ”Eine
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linke Kritik müßte stattdessen das auch

bei den kurdischen FKK—Dissidenten un-

gebrochene nationalistische Weltbild

einbeziehen. Denn auch ein Selahattin

Celik hat an der lupenrein völkischen

Konstruktion der ‘kurdischen Identität’

eifrig mitgebastelt und stand diesbezüg-
lich voll hinter der FKK-

Folitik. Auch jetzt wirft er

in Interviews der FKK und

Öcalan vor allem Verrat

an der "nationalen‚Ver—
antwortung" gegenüber
dem ‘kurdischen Volk’ vor.

Die FKK ist derartig auf

ihren Chef, den “Apo”
(Onkel) Öcalan, die Son-

ne Kurdistans, ausgerich-
tet, dass Seinem Überle-
ben anscheinend alles un-

tergeordnet wird und die

rabiate Ausgrenzung der

Dissidenten weitergeht.

Opfer des Personenkultes: Die

Friedensdeleqationen

Die “Friedensdelegationen" der FKK sind

das zweite bittere Beispiel dafür, welche

Konsequenzen die von antinationalen

Kritikerlnnen seit 1995 massiv kritisier-

te programmatische Ausrichtung der

FKK in praktischer Hinsicht haben. Zum

Zeichen des Friedenswillens der FKK rei-

sten auf ”Anregung" vom Apo Öcalan
zwei Delegationen der FKK in die Türkei

und stellten sich. Die erste achtköpfige
Gruppe aus Westeuropa wurde am I.Ok-

tober sofort verhaftet. Ihnen drohen

nach Angaben ihrer Anwälte bis zu 20

Jahren Haft. Es waren dem türkischen

Staat bekannte Funktionäre unter ihnen.

Am 30. Oktober bekundeten weitere

acht FKKlerlnnen ihren Friedenswillen,
indem sie offiziell aus dem Nordirak ein-

reisten und sich stellten. Beide Delega-
‚

tionen sitzen unter den für "Terroristen"

üblichen Bedingungen in Haft, ihnen

droht — wie Öcalan — die Todesstrafe.

Diese Delegationen waren nichts weiter

als Unterwerfungsgesten und Opfergän-
ge.

Solidarität gegen die Militärde-

mokratur

Beim Konflikt in der Türkei ist für uns

zentral, dass es dort eine nationalchau-

vinistische, antikommunistische Militär-

demokratur gibt. Militärdemokratur—

dieser Begriff entstand in der Kritik der

Zustände in lateinamerikanischen Staa-

ten, wo die Erfahrung der Militärputsche
ausreicht, um dem Militär eine entschei-

dende inoffizielle Machtbeteiligung zu

zugestehen. Bei allen politischen Debat-

ten sitzt der Schatten des Militärs mit

dabei. Für die Verhältnisse in derTürkei

ein sehr passender Begriff.
Die Militärdemokratur dient als Ord-

nungshüterin zur Aufrechterhaltung ka-

pitalistischer Verwertung. Trotz der Mi-

litärdemokratur halten wir es aber für

notwendig, an den volkstümelnden Vor-

stellungen der FKK Kritik zu üben. Dem-

entsprechende lehnen wir Losungen ab,
mit denen das kurdische Volk und ihre

Leitfigur bejubelt werden. So tauchten

bei diversen Demos im Frühjahr 99 in

Hamburg diese Transparente auf: “Nie-

mand wird uns von unserem Vorsitzen-

den Apo trennen!" Oder vom Frauenver-

band YAJK: ”Öcalan! Wir sind mit dir ge-

boren, sterben auch mit dir!" Diese

Transparente waren keine Ausrutscher.

Das zeigt das gedruckte und bei bun-

desweiten Demos vielfach getragene

Kleintransparent: "Vorsitzender APO,
Sonne Kurdistans! Einer für alle, alle für

einen! Wir sind mit dir zu allem bereit!"

Im Hinterhertrotten hinter solchen Slo-

gans kann Solidarität für uns nicht be-

stehen.

Mit der EU Menschenrechte

durchsetzen?

Der Einsatz für ein uneingeschränktes
Bleiberecht fürAlle und die Kritik an der

Festung Westeuropa ist für uns zentral.

Wir können nichts fortschrittliches darin

erkennen, wenn sich Großteile der Kur-

distan-Solidarität an die Debatte der

Herrschenden anhängen, ob und wie die

Türkei die Kriterien für einen EU-Beitritt

erfüllen könne. Die Bundesrepublik als

ein Land, in dem täglich das gesetzlich
garantierte Menschenrecht auf körperli-
che Unversehrtheit im rassistisch ge-

prägten Alltag zu Makulatur wird, darf

nicht dadurch als vermeintlich zivilisiert

legitimiert werden, dass an ihre Regie-
rung appelliert wird, doch bitte für die

Einhaltung der Menschenrechte in der

Türkei zu sorgen. Genau dies passiert
aber permanent durch die Menschen-

rechtskampagnen aus Kreisen der Kur-

distan-Solidarität und der Sympathisan-
tlnnen der FKK. Der FKK Fräsidialrat

selbst reagierte im Dezember auf die



Ankündigung der EU, die Türkei als Bei—

trittskandidaten zu akzeptieren, einmal

mehr mit einem fatalen Appell an die

EU: “Noch wichtiger wird es sein, dass

die Türkei die für eine EU-Mitgliedschaft
erforderlichen Bedingungen erfüllt Die

wichtigste Aufgabe ist jetzt, die Türkei

für ihre Kompatibilität zu europäischen
Normen vorzubereiten."

Die FKK redet von europäischen
Normen und übersieht in ihrer nationa-

len Fixierung auf die "kurdische Frage",
das die wichtigste EU-Norm die Freiheit

des Kapitals ist: "In Anbetracht dieser

Tatsachen muss die Lösung der kurdi-

schen Frage eine Vorbedingung für die

Mitgliedschaft derTürkei in der EU sein”.

Vielleicht sollte sich die Türkei die na-

tionale Formierung der Deutschen in

der BRD als europäische Norm zum Vor-

bild nehmen, die Entrechtung und Aus-

grenzung von Migrantinnen a la germa-
nia? Für die Idee, Rechte für Flüchtlinge
und Migrantinnen nicht nur aus derTür-

kei in der EU zu fordern, ist in der PKK-

Erklärung kein einziger Halbsatz ver-

wandt worden. Das gerade Flüchtlinge
aus der Türkei unter dem Schengen-Ah-
kommen leiden und immergefährlichere
Einreisen wagen müssen, scheint die

FKK nicht zu interessieren. Auch nicht,
das Menschen mit türkischem Fass auch

nach dem EU-Beitritt das Recht auf Frei—

zügigkeit, also das Bleiberecht noch 10

Jahre lang verwehrt werden soll. Und

zum 1. Januar 2000 istjetzt auch Grie-

chenland dem Schengen-Abkommen
beigetreten. Prompt fordern deutsche

Medien bis hin zur linksliberalen FR,
dass die Schotten noch dichter gemacht
werden: “Dass die Griechen diese See—

grenze nicht perfekt abriegeln können,

liegt auf der Hand. Deshalb ist nun auch

die Türkei gefordert Wenn die Regie-
rung in Ankara es ernst meint mit der

EU-Kandidatur, muss sie mithelfen, den

Menschenschmuggel über die Ägäis zu

unterbinden."

An prominenter Stelle aktiv mithilfe

von EU und BRD Menschenrechte in der

Türkei einzufordern, ist Claudia Roth, als

Grüne Vorsitzende des "Bundestagsaus-
sschusses für Menschenrechte und hu-

manitäre Hilfe". Gegenüber der Hes-

sisch-Niedersächsischen Allgemeinen
erklärte sie Ende 1998: ”Mein Stellver—

treter ist Christian Schwarz-Schilling, der

sich immer für die Menschenrechte ein-

gesetzt hat. Dabei hat er sich auch nicht

gescheut, sich mit seiner eigenen

CDU/CSU-Fraktion anzulegen. Insofern

ist er ein Vorbild für mich. Ich hoffe, dass

wir alle an einem Strang ziehen werden."

Schwarz—Schilling legte sich mit sei-

ner Fraktion an und trat als Minister

1994 zurück, weil die Kohlregierung ihm

zu wenig Druck in Sachen Menschen-

rechte auf Jugoslawien machte.

Debatte?

Wirwürden uns freuen, wenn unsere Kri—

tik in der Kurdistan—Solidarität zum drin-

genden Anlass genommen werden wür-

de, über die Entwicklung von FKK und

Solibewegung offen zu streiten. Wir ha-

ben uns in unserer Kritik von den Arti-

kein in den iz3w seit 94 von Udo Wol-

ter und Jan Keetmann anregen lassen,
die aber weitgehend ignoriert werden.

Oder es wird Udo Wolter "Verrat" an der

Solibewegung vorgeworfen, wie dies bei

der Hamburger Fodiumsdiskussion zur

Kurdistan—Solidarität am 7. Mai 99 der

Fall war. Dort sassen auf dem Podium:

Ein Redakteurvom Kurdistan-Rundbrief,
eine Journalistin der jungen Welt, sowie

Udo Wolter für die iz3w und einer von

der gruppe demontage. lm Flugblatt der

Kurdistan—Solidarität Hamburg stand

dazu: ”Wer im Fadenkreuz der staatli-

chen Repression steht, steht meist auch

im Fadenkreuz einer ‘linken Kritik‘, die

nichts weiter ist als Demagogie“. Und:

"Wir stehen in diesem Sinne Diskussio—

nen ‘über’ die FKK mit Schreibtischtä-

tern, die längst objektiv den Interessen

der Herrschenden dienen, ablehnend ge-

genüber. Die vertane Zeit und Kraft, die

in solchen Debatten verschwendet wür-

de, kann sinnvoller genutzt werden."

Die Fodiumsdiskussion blieb weitge-
hend im Austausch gegenseitiger Vor-

würfe und Kritik stecken. Weite Teile der

Kurdistan—Solidarität sahen sich wohl

dadurch provoziert, dass ihnen dort an-

tinationale Linke ihrThema streitig ma-

chen würden. Vielleicht entwickelt sich

durch diesen Artikel schriftlich eine un-

aufgeregtere Debatte, zumal die Ent-

wicklung des letzten Jahres ja einiges
verändert hat.

gruppe demontage
Postfach 306 132, 20327 Hamburg
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Anarchismus und Judentum-

Konferenz in Venedig [Italien]

Anarchisten und Juden + Zur Geschich-

te enger Beziehungen, Venedig, 5—6-7

Mai 2000

Die Geschichte der grossen Anzahl jüdi-
scher Anarchisten am Ende des letzten

Jahrhunderts und in der ersten Hälfte

diesesJahrhunderts, einige davon als in-

tellektuell oder in der Bewegung her-

ausragende Persönlichkeiten, ist von hi-

storischem Interesse für Anarchisten ge-

nauso wie für an jüdischer Geschichte

Interessierte. Bis heute gab es keine

systematische Untersuchung der An-

näherung dieser zwei zunächst so unter-

schiedlichen Traditionen. Diese Annähe—

rung war in einer bestimmten histori-

schen Zeitspanne und einem relativ

genau festlegbaren sozialen Zusammen-
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hang entstanden. Sie entwickelte sich

zuerst im Osten, der Wiege der Yiddi-

schen Kultur, wo die Juden gezwungen
waren unter zaristischen Gesetzen zu le-

ben.

Danach entstand die noch grössere
Affinität zwischen der jüdischen Traditi-

on und der libertären Utopie unterjüdi-
schen Emigranten in England, Argenti-
nien und den USA (die in der ersten Ge-

neration Leute wie Emma Goldman, in

der zweiten Generation Leute wie Paul

Goodman, Noam Chomsky und Murray
Bookchin miteinschloß.

In diesen Ländern waren die treiben-

den Elemente (der jüdischen Arbeiterbe—

wegung, die sich vor allem aus den öst—

lichen Ländern rekrutierte, junge Anar-

chisten, die mit Gottesfurcht und

Respekt für die religiösen Traditionen

groß geworden waren, nur um später
von der großen Welle des revolutionären

Utopismus erfasst zu werden. Sie reprä-
sentierten den Radikalismus eines Pro-

letariats für das der Messias nur ein

Sprachrohr libertärer Ideologie war. Es

war dabei nicht ausschließlich von Be-

deutung, dass jahrhundertelang die

Selbstverwaltung der Gemeinden die Ju-

den für die Theorien der gegenseitigen
Verbindung, von Föderalismus und au-

tonomen Gemeinden aufnahmebereit

für libertäre Denker gemacht hatten.

Ziemlich entscheidend war die Ethik der

jüdischen Spiritualität und das messia-

nische Denken (das Martin Buber als ori-

ginal jüdischen Beitrag zum modernen

radikalen Denken ansah) mit seinen es-

chatologischen Hoffnungen auf eine ra-

dikal andere Zukunft, das eine Anzahl

von Juden sich auf die libertäre Theorie

zu bewegen ließ.

Dasselbe kann nicht für die Juden

derwestlichen Kultur behauptet werden,
die größtenteils in ihren Kulturen assi-

miliert waren - mit einigen bemerkens-

werten Ausnahmen wie der Franzose

Bernard Lazare und die Deutschen Gu-

stav Landauer und Erich Mühsam.

Judentum und Anarchismus trafen

wieder in Palästina und später in den is-

raelischen Kibbuzim zusammen, beides-

mal durch das direkte Beteiligtsein von

Anarchisten und stärker noch durch die

libertär-kommunistischen Traditionen für

die Prinzipien und organisatorischen
Richtlinien der Kibbuzim. Ein Kibbuz-

Schüler schrieb kürzlich, das was auch

immer die Gründer gedacht haben

mochten und die Mitglieder der Kib-

buzim denken, seien die Kibbuzim die

ideengeschichtlichen Erben der liber-

tären Tradition, von Kropotkin viel stär-

ker als Marx, vom Anarchismus viel stär-

ker als vom Marxismus.

Das internationale Treffen zu diesem

Themenbereich wird im Mai 2000 in Ve-

nedig stattfinden, organisiert vom Cen-

tro Studi Libertari aus Mailand und dem

Centre International de Recherches sur

lAnarchisme (CIRA) aus Lausanne. Das

dreitägige Treffen beinhaltet eine Studi-

enkonferenz im Auditorium am Cam-

po Santa Margherita und verschiedene

Angebote wie Theater und Musikauf-

führungen, Debatten und original Do-

kumentarfilme, die in den Räumen der

Faculty of Architecture stattfinden wer—_

den.

An der Studienkonferenz, die von der

Peace Foundation of the Venice City
Council und dem History Department of

the University of Venice unterstützt wird,
werden Teilnehmer aus ganz Europa er-

wartet, die simultane Übersetzung wird

in Italiensisch, Englisch und Französisch
„

angeboten.

1, Konferenztag:
Auditorium Campo Santa Margherita
Freitag, 5.Mai‚ 14,30 - 19,30

Eröffnung
- Gianfranco Bettin (Stadtverwaltung
Venedig)
- Giovanni Levi (Department of History,
Venice University)
- Amedeo Bertolo (Libertarian Study
Center, Milan)

Beziehungen
- Eric Jacobson (Freie Universität, Ber-

lin): Anarchismus und Tradition
- Furio Biagini (University of Lecce):
Chassidistische Einflüsse im jiddischen
Anarchismus
- Chaim Seeligmann (Yad Tabenkin Cen-

ter, Tel Aviv): Utopismus, Messianismus

and Säkularer Messianismus
- Enrico Ferri (University of Rome): Jüdi-
sche Frage und Libertäre Perspektiven
bei Max Stirner

Kommunikation
- Jacob Goren (Yad Tabenkin Center, Tel

Aviv): Anarchistische Elemente im Pro-

to—Judentum



Samstag, 6. Mai, 9.30 - 13,00

Beziehungen
- Nathan Weinstock (Institut d'Etudes

Juives, Bruxelles): Die jüdische libertäre

Bewegung
- Michael Löwy (CNRS, Paris): Anarchis—

mus und Judentum in Mitteleuropa der

Fall Franz Kafka
- Rudolf De Jong (Instituut voor Sociale

Geschiedenis, Amsterdam): Die anarchi-

stische Debatte über Anti-Semitism us

Kommunikation
— Gregorio Rawin (Schriftsteller, Buenos

Aires): Die Jüdische Vernunftliga in Ar-

gentinien
- Sylvain Boulouque (University of

Reims): Assimilierte Juden im Europäi-
schen Anarchismus: der Fall Bernard La—

zare

Samstag, 15.00 - 19,30

Beäehungen
- Mina Graur (University ofJerusalem):
Zionismus und Anarchismus: die Debat-

te überjüdischen Nationalismus
- Yaacov Oved (Yad Tabenkin Center, Tel

Aviv): Anarchismus in den Kibbuzim
— Siegbert Wolf (University of Frankfurt

a/M): Die intelektuelle Beziehung zwi-

schen Gustav Landauer und Martin Bu-

ber

Kommunikation
- Birgit Seemann (University of Frankfurt

a/M): Anarcha-Feminismus und Juden—

tum

- Francis Shor (Wayne State University,
Detroit): Jüdischer Anarchismus und

Kommunitarismus: von Stelton zu Sunri-

se

Sonntag, 7.Mai, 11,00 - 13,00

Runder Tisch: die doppelte Identität

mit: Judith Malina (New York), Hanon

Reznikov (New York), Audrey Goodfriend

(San Francisco), Jean-Marc Izrine

(Toulouse),
Kirill Limanov (Moscow), Sébastien Dou-

binsky (Copenhagen), Arturo Schwarz

(Milan)
Kontakt: centro studi libertari

via Rovetta 27, 20127 Milano

tel. e fax 02 28 46 923

email : csl<eleuthera@tin.it>

http://wwW.clubit/biblo/archiviopinelli

'

Übersetzung: wh

Festkommers &Haider

Wie bereits einige unter euch wissen findet am 12. und 13. Mai 2000 in Innsbruck

(westliches Haiderland) ein großer Festkommers der deutschnationalen Burschen—

schafter statt. Diverse Gruppen und Einzelpersonen sind bereits seit einigen Wochen

dabei diverse Gegenveranstaltungen auf die Beine zu stellen (2.8. Demos, Antifa-Feste,

Tagungen, Lesungen, Vorträge, Diskussionen, Straßenfeste...)... also es wird bestimmt

viel gegen den neuen Aufmarsch der rechtsextremen Studenten stattfinden. Vor al-

lem soll das ganze international sein, und nicht nur eine rein österreichische Sache

sein... Dies ist vor allem angesichts der derzeitigen politischen Lage hier in Haiderland

sehr wichtig, da die Verbindungen zwischen den sogenannten Waffenstudenten und

der FPÖ sehr eng sind...

Organisiert werden die Gegenaktivitäten von einem breiten Bündnis, bestehend

aus diversen Einzelpersonen und Organisationen (keine Parteien! ! !!!)... mit dem Na-

men "PLATTFORM GEGEN RASSISMUS", Postfach 98, 6027 Innsbruck, Austria

Ein grober Plan für die Gegenaktivitäten steht bereits fest (aber noch nicht ganz defi-

nitiv):Freitag 12. Mai: Vormittags: diverse Tagungen, Podiumsdiskussionen, Vorträge.

Nachmittags: autonomes, Iärmendes Gegenkulturfest (gemeinsam mit dem EKH aus

Wien) /Antifafeste. Samstag 13. Mai: Mittags: internationale Demo, anschließend

an die Demo, großes Kulturfest.. Abends: Antifafeste in diversen Kulturzentren Inns-

brucks (z.B. Utopia, Juze 26, Bierstindl...)
Neben diesen Aktivitäten wird es bereits im Vorfeld diverse andere Kundgebungen und

Aktivitäten geben (z.B. Filmvorführungen, Vorträge an der Uni usw.)...
Info/aden Grauzone, Postfach 705, 6021 Innsbruck, Austria (email: ilgrauzone@hotmailcom)

Rock gegen Rechts in

Bramsche

Zum dritten Mal findet am 20.Mai

2000 ab 1500 Uhr in Bramsche

am Schulzentrum das Open—Air
Musikfestival "Rock gegen Rechts"

statt. Dieses Jahr wird sind noch

mehr überregionale Bands einge-
plant, wobei die Bands der Region
nicht zu kurz kommen. Das Pro-

gramm wird dieses Jahr verlängert,
so dass dieses Jahr ca. 10-13 Bands

auftreten werden. Parallel dazu

wird es im an das Festivalgelände
angrenzenden Schulzentrum Dis-

kussionsmöglichkeiten zur Entwick-

lung von antifaschistischer Arbeit

geben. Geplant ist auch eine Ka-

barett—Veranstaltung mit Dietrich

Kittner am 9.Mai im Kino Univer-

sum in Bramsche.
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'
DER EXPO 2000 WIDERSTANDS4KÄL”ENDER

Aktionswoche gegen die Expo 2000

27.5. in Hannover: Große Demo gegen Expo 2000, Info: Anti-

Expo-AG

27.5.-4.6. in Hannover und in anderen Eröffnungsorten: Ak-

tionen, Aktionscamps, direkte Aktion und mehr. Ziel sind bunte,
vielfältige Aktionen, die von Basisgruppen und regionalen
Bündnissen entwickelt werden. In Hannover wird eine Infra-

strukturaus Büroräumen, Camps und mehr bereitstehen. Info:

Anti-Expo-AG

1.6. Eröffnung der Expo

Aktionswoche gegen die Expo 2000: 1.6. in Hannover:Zentra-

ler Aktionstag gegen die Expo-Eröffnung—Motto: London -

Seattle und jetzt Hannover! !! Kleine und grosse, nette, spas-

sige oder direkte Aktionen gegen die Expo —seid Sand oder Stei-

ne im Getriebe! Rechtzeitig vorher wird ein Stadt(ent) Führer

mit allen Daten zur Expo und den beteiligten Firmen, Lageplä-
ne usw. veröffentlicht! Info: Anti-Expo-AG

3./4.6. in Hannover: Innen!stadtlaktionsltage Info: Innen-

stadt-AG, c/o ASTA Hannover

31.5.-4.6. in Berlin: Gesundheitstag 2000 (menschliche Ge-

sundheit, auch als Gegenbild zur Expo 2000 - genannt “lmpo
2000"). Infos: Christi Burkhardt, 030/7940343—4, Fax -5

4.6. unterwegs Radtour "Das Tote Meer soil leben"

Weitere Aktionen:

9.-13.6. in Mellendorf: Anti-Expo-Camp Info: JANUN, BDP und

Naturfreundejugend, 0511 /3940415

9.-13.6. in Walsrode: Anti-Expo-Camp, Info: Falken (Bundes-
verband), 0228/221055

11.6. in Hannover: Innenstadt-Aktionstag, Info: Die Falken,
CSU/528298

15.6. Überall: Autofreier Hochschultag
18.6. Überall: Aktionstag Mobil ohne Auto, Info: Umkehr e.V.,
030/4927-473

1.7.-30.7. in Hannover: Interkulturelle FrauenLesben-Uni Info:

Bego, c/o ASTA Hannover, 0511/7625064

Im Juli in Hannover: Internationales Journalistlnnentreffen

Im Juli in Berlin: Expo-Kongress "Local Heroes 21 "

Nachhaltig-
keit, Agenda, Ökoneoliberale Konzepte sowie NGO/Konzern—

Verbrüderungs-Symbolik (Veranstalter sind die deutschen Um-

welt- und Entwicklungsverbände) Aktionen gegen den Kongress
geplant. Info: Netzwerk ”Umweltschutz von unten",

http://go.to/umwelt
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7.97. in Hannover: IKK -lnfo: Pavillon

10.7.-6.8. in Hannover:Chaos-Tage:"Die Bestie wird geweckt"
157-208. bei Hannover: Zeltcamp der DLRG-Jugend Info: DL-

RG-Jugend Nds., 0511/8379212

Mitte Juli bis Anfang August: Friedensreiter (unterwegs im

Raum Hannover gegen Expo-Projekte)

18.7. Spanien-Aktionstag (aus Anlass des Nationaltages von

Spanien auf der Expo)

20.8. in Hannover: Mexiko—Aktionstag: Chiapas und mehr (aus
Anlass des Nationaltags von Mexico auf der Expo) Info: Ya Ba-

sta, karawane@mail.nadir.org

9.9. in Hannover: Subversives Kulturfest

27./28.9. in Prag: IWF-Tagung (Int. Währungsfonds)/("IWF -

Mördertreffl")

30.9.-3.10.: Kongress "Umweltschutz von unten "Perspektiven
ökologischerArbeit, Info: Institut für Ökologie, 04533/792259

3.10. in Hannover und Dresden: AntinationalerAktionstag (aus
Anlass des Tages der Deutschen Einheit, der gleichzeitig
Deutschland Nationaltag aufder Expo ist) Info: lnfoläden Dres-

den und Wiesbaden

3.10. im Pavillon Hannover:"Wir begrüssen unsere Diktatoren"

ca. 9.-13.10.:Europäische Konferenz gegen Rassismus UNITED

for intercultural Action, 0031 /20/6834778

„

Im Herbst in Berlin: 23. BUKO zur Weltwirtschaft—Bundeskon-

gress entwicklungspolitischer Aktionsgruppen Info: BUKO,
040/393156

31.10.: Offizielles Ende der Expo (bis hierhin hoffen die Expo—
Macherlnnen, durchzuhalten)

ADRESSEN UND INFOS:
'

Feministische Expo—Kritik: mamba.(A0 feministische Expo-Kri-
tik), c/o Asta Uni Hannover, Welfengarten Ic, D-30167 Han-

nover

Ökologische Expo—Kritik: Institut für Ökologie, Turmstr. 14a, D-

23843 Bad Oldesloe, institut@inihaus.de

Emanzipatorischer Widerstand, Referentlnnen: Gruppe Land-

friedensbruch, Ludwigstr. 11, D-35447 Reiskirchen-Saasen,

landfriedensbruch@gmx.de
Koordination Süd: Anti—Expo-AG Tübingen, c/o Infoladen,

Schellingstr. 6, D-72072 Tübingen
Innen!5tadtlAktionl, Repression: Innenstadt-Aktionsgruppe



c/oAsta Uni Hannover,Welfengarten 2c, D-30167 Hannover

Rundbrief, Einsteigerlnnen-lnfopaket (je gegen 10DM): Büro für mentale Ra ndale,

Wid<ingstr. 17, 04565? Recklinghausen, 02361/17483, antifarel@oma.free.de.
Region Hannover, Referentlnnen, Aktionswoche: Anti-Expo-AG cl o Asta Uni Hanno-

ver, Welfengarten 1'c, D-30167 Hannover

lnternationalistische Expo-Kritic, Strategien: FROXS, St.Pauli-Str. 10/ 12,0-28203

Bremen.

Pavillon, Lister Meile 4, D—30161 Ha nnover,051l /344558

Aktuelle Infos: www.expo-no.de
und ab 20. Februar 2000: www.contrasteorg/expo2000

hen, dass dieser Transport in Kürze

durchführbar sein wird Schliesslich ist

bei einem AtommüIl-Transport mit mas-

sivem Widerstand zu rechnen - ein sol-

cherTransport kann mehrheitlich nur ge-

gen den Willen der Bevölkerung durch-

geführt werden.Mit dem Bau und der

Nutzung des Transortbereitstellungla-
gers wird vor allem die Bevölkerung vor

Ort gefährdet und getäuscht. Spätestens

Michael Barrax

Am Morgen des 29.02.00 um 6.30 Uhr

nahm eine Hundertschaft aus etwa 120

. Beamten der Bereitschafts- und Einsatz-

polizei verstärkt durch Abrisstrupps, Ver-

antwortliche der beteiligten Firmen und

die vollstreckende Gerichtsvollzieherin

den Hof der Michael Barrax in Frankfurt

am Main ein.

Noch am gleichen Tag wurden zwei

der neun Häuser abgerissen, das näch-

ste Haus auf der "schwarzen Liste" der

Nassauischen Heimstätte soll in den

nächsten Wochen fallen. Auf dem

Gelände sollen ab Sommer 2000 von ei-

ner Trägergesellschaft Wohnungen er-

richtet werden.

In einem Text zur Teilzerstörung des

Projektgeländes Michael Barrax heist es:

“...trotz alledem... -wir machen wei-

ter! !! Es wurden schon genug selbstbe-

stimmte Lebensräume, AZ’s und alter-

native (Kultur)Projekte zerstört und zer-

schlagen, wir wollen nicht weiterhin

ohnmächtig und tatenlos zusehen, wie

nun auch die MBX einem Spekulations-
objekt zum Opfer fallen! Wir streben ein

Bündnis zwischen den, von dieser Ent—

wicklung betroffenen, Projekten an und

bitten alle Menschen, die ebenfalls den-

ken, dass hier Kultur zum Wohle wirt-

schaftlicher Interessen vernichtet wird

(bedenke des lnfoladens/der Südanlage
in Gießen, der Köpi in Berlin, des AZ Hei—

delberg, des Wagenplatzes K18 in Kassel

u. v. a. m.) um Unterstützung in Form

von Solidaritätskundgebungen, Aktio-

nen oder indem ihr uns besucht, unsere

lnfoblätter weiterleitet und verteilt, un-

sere Unterschriftenlisten unterschreibt,
über die Situation sprecht etc. pp.
eMail: MBarrax@aol.com, MBX@freenet.de

”

Aktionen zur CASTOR-Anliefe-

rung angekündigt

In dieser Woche hat das Atomkraftwerk

Neckarwestheim mit der Beladung der

ersten drei im Dezember 98 angeliefer-
ten Castoren V/ 19 begonnen. Der

Weiter'betrieb des AKWS ist aufgrund

ave-

#uxnm

der erschöpften Lagerkapazitäten für

abgebrannte Brennelemente gefährdet.
Mit der Transportbereitstellung soll

trotz fehlender Entsorgungsmöglichkei-
ten das AKW weiterbetrieben werden!

Im Januar erhielt das GKN die Tranport-
erlaubnis für 6 Castoren in das “Zwi-

schenlager" Ahaus, so dass theoretisch

im Sommer ein CASTOR- Transport statt—

finden könnte. Dennoch scheint man im

GKN nicht unbedingt davon auszuge-

mit dem Antrag beim Bundesamt für

Strahlenschutz, das Transportbereitstel-
lungslager auf 24 Stellplätze für Casto-

ren mit je 19 hochradiaktiven Brennele-

menten zu erweitern (= Erhöhung des

hochradioaktiven Inventars von 1100

auf 1500 Brennelemente), ist die Stra-

tegie der AKW—Betreiber in Neckarwest-

heim klar: Beabsichtigt ist, mit dem

Transportbereitstellungslager die Zeit zu

überbrücken, bis das geplante, eigentli-
che Zwischenlager in Betrieb gehen
kann. Das Aktionsbündnis kündigt er-

neut aktiven Widerstand gegen den Wel-

terbetrieb von GKN an. Mitjuristischen
Mitteln, Informationsveranstaltungen
und direkten Widerstandsaktionen wer-

den die Anti—AKW-lnitiativen weiterhin

den skandalösen ”Normalbetrieb" (jüng-
stes Beispiel sind die Verträge mit der

BFNL in Sellafield) stören und den so-

fortigen Ausstieg einfordern.Neben den

weit fortgeschrittenen Vorbereitungen
auf den nächsten Castor-Transport aus

Neckarwestheim stehen zur Zeit unter

anderem Aktionen anlässlich der Anlie-

ferung der 3 noch fehlenden CASTOR-

Behälter auf der Tagesordnung des An—

ti-AKW-lnitiativen. Das Aktionsbündnis

ruft dazu auf, diese Castoren bei der An-

lieferung zu blockieren und die Anliefe-

rung mit Protestdemonstrationen zu be-

gleiten. Hierzu wird besonders auch die

Bevölkerung der umliegenden Atomdör-

fer aufgefordert - die neben diesem "Zwi-

schen-Zwischenlager" mit all seinen Ri-

siken leben muss.Sobald der Zeitpunkt
der Anlieferung der Castoren bekannt

ist, finden sich auf der Homepage des

Aktionsbündnis unter httpz//Www.i-
st.net/" buendnis/

aktuelle Informationen zu den geplan-
ten Aktionen.
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@ -Diskussions- Forum

Wir suchen einen netten, gewissenhaf-
ten und Computer—kompetenten Men-

schen oder eine Menschin für folgendes
Unterfangen:

Der Schwarze Faden soll demnächst

eine wichtige Ergänzung bekommen: ein

Diskussions- Forum im Internet. Ange-
dacht ist eine e-mail- Verteilerliste, deren

Mitglieder automatisch jede von ihnen

an dieses Forum gesandte mail erhalten.

So kann sich miteinander ausgetauscht
werden, direkt und fast kostenlos. The-

men könnten von aktuellen Debatten,
über Weitergabe von nützlichen Infor-

mationen, Austausch von interessanten

Links und Pages, Bekanntgabe von

(auch kurzfristigen) Terminen bis zu lau-

nigen Bemerkungen reichen. Dies alles

wird gleichzeitig unter verschiedenen

"Subjekts" Weltweit diskutiert werden

können.

Neben Leserschaft, interessierten

und der Redaktion sich vielleicht auch

einige Fadenautoren auf dem Forum

tummeln. Mit Ihnen kann dann auch di-

rekt über Texte und Themen kontrovers

diskutiert werden, tiefergehende Fragen

gestellt oder Feedbacks gegeben wer-

den.

Der Phantasie die Inhalte betreffend

sind jedoch praktisch keine Grenzen ge-

setzt: Sie werden von denen, die sich be-

teiligen, automatisch und laufend selbst

bestimmt, das Forum würde nicht mo-

deriert werden. Das eine oder andere

nützliche mag sich dann auch im näch-

sten Faden wiederfinden. Überhaupt
kann (sich) ein solches Forum sehr starke

Impulse geben, meinen wir, die Redakti-

on.

Nun hat das Ganze aber (noch) ei-

nen Haken: Dieses Forum muß installiert

und gewartet werden, und wir selbst

können sowas nicht. Deswegen suchen

wir dringend einen netten, gewissenhaf-
ten und kompetenten Menschen oder ei-

ne Menschin, der das übernehmen wür-

de. Die oder derjenige, der das machen

möchte möge sich mit der Redaktion in

Verbindung setzen 28. per email: trotz-

demusf@t-online.de

jan/a
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Anschlag auf Villa von Lufthan-

sa-Boss Jürgen Weber

[13.3.2000, Hamburger Morgenpost]
Sie kamen wieder nachts, kurz nach drei

Uhr: Drei Tage nach dem Brandanschlag
auf das Auto einer Rissener Amtsärztin

haben Unbekannte in der Nacht zu Mon—

tag Farbflaschen auf die Villa von Luft-

hansa-Vorstand Jürgen Weber (59) in

Hummelsbüttel geworfen. Offenbar

waren es auch diesmal militante Ab-

schiebungsgegner. Der Airline—Chef und

Ehefrau Sabine schliefen, als die roten

Farbbomben gegen Haustür und Gara-

gentore klatschten. Erst am Morgen wur-

den die Farbspuren entdeckt — und flugs
von einem Malerkommando beseitigt.
Weber selbst ließ sich nicht beein-

drucken, fuhr wie gewohnt zur Arbeit.

LH-Pressesprecher Thomas Jachnow:

"Gott sei Dank ist bei der Tat niemand

verletzt worden, es gab nur Sachscha-

den." Innensenator Hartmuth Wrocklage
verurteilte sie als “kriminelle Nacht und

Nebelaktion".

Nach dem ersten Anschlag war am

Wochenende ein gut drei Seiten langer
Bekenne'rbrief bei einer Zeitung einge-
gangen, in dem die Rolle von Ärzten bei

der Abschiebepraxis der Stadt angegrif—
fen wird. Die anonymen Schreiber zitier-

ten die ”Revolutionären Zellen". Ein Er-

mittler: "Sie betonen deutlich, dass aus

ihrer Sicht mit weiteren militanten Ak-

tionen Druck in Sachen Abschiebepolitik
gemacht werden müsse." Offenbar zählt

dazu derAnschlag auf Webers Villa (Ein-
gang in Antik—Optik mit Säulen, Doppel-
garage), wenn auch eine Bekennung
n0ch nicht vorliegt. Für andere Motive (
zB. Niveaulose Architektur— d. Setzer )
hat der Staatsschutz im Landeskriminal—

amt aber keine Anhaltspunkte. Offenbar

sollen mit dem Schlag gegen Weber die

Beteiligung der Lufthansa an Abschie-

bungen und der "Profit" durch solche

Flüge angeprangert werden. Pressespre-
cher Jachnow weist Kritik am LH-Enga-
gement zurück: "Wir haben eine Trans—

portverpflichtung, davon kann man uns

nicht entbinden."

Kampagnenzeitung soll Luft-

hansa zum Einlenken bringen

Mit ihrer Zeitung, die seit Mitte März

heute in einer Auflage von 100.000 Ex-

emplaren verteilt wird, wollen die Akti-

vistinnen und Aktivisten von ”kein

mensch ist illegal" überall dort auftau-

chen, wo die Lufthansa präsent ist: Im

Internet, vor den Fugschaltern auf den

Airports, bei den Niederlassungen der

Lufthansa, in Reisebüros. Der Newsletter

wird neben der elektronischen Form

(www./deportiation-alliance.com) auch

gedruckt und in einer Auflage von

100.000 Exemplaren verteilt. "Ein Alb-

traum vom Fliegen" heißt es in großen
Lettern auf derTitelseite und gemeint
sind Abschiebungen auf Linienflügen.

Die folgenden kurzen Artikel ent-

stammen alle dem "newsletter"(s.o.)

POlIZIS’CBH
„ .

können sich weigern, als willfährige
Handlager der staatlichen Abschiebpoli-
tik zu fungieren und damit womöglich
das Leben von Flüchtlingen retten. Flug-
kapitäne sind nicht nur für die Sicher-

heit, sondern auch das Leben und die

körperliche Unversehrtheit an Bord ver-

antwortlich. Um dem verzweifelten Pro-

test von Flüchtlingen zum Erfolg zu ver-

helfen, bedarf es oft gar nicht viel.

Manchmal genügen laute Worte oder

die schlichte Weigerung von Passagie-
ren, sich beim Start der Maschine hinzu-



setzen. Wir fordern deshalb auch die

Fluggäste auf, gegen Abschiebungen zu

protestieren. Zeigen Sie Zivilcourage!
Melden Sie sich auch direkt bei der Luft-

hansa—Zentrale: Telefon: 0221 —82 60, Te—

lefax: 0221 -8263818,

http://www.lufthansa.com

ZU R LU FI'HANSA-KAM PAGN E

Die zentralen Kampagnenplakate, die

Kampagnenzeitung ab einer Bestell-

menge von 30 Exemplaren, sowie Post-

karten, Aufkleber und eine Reihe weite-

rer Flugblätter können zum Selbstko-

stenpreis und zuzüglich Proto und

9

länderzentralregister in Köln oder

verschiedene Ausländerbehörden, lagen
Analysen zu Grunde, die heute für die

damalige Situation als überaus weitsich-

tig anzusehen sind. Der staatlichen ras-

sistischen Formierung sollte damit eine

militante Politik entgegengesetzt wer-

den, in der Hoffnung, dass die damals

noch breitere politische Bewegung die-

se Schwerpunktsetzung aufgreift. Zwar

versuchten die RZ noch bis in die 90er

Jahre hinein, den Widerstand gegen Ab—

schiebungen mit zahlreichen Aktionen

|

zu unterstützen. Angesichts der mittler-

weile etablierten rassistischen Gewalt im

wiederVereinigten Deutschland und dem

Niedergang der Linken gaben die RZ

1992 ihre Selbstauflösung bekannt. Vie-

le Jahre nach dem Ende der RZ gelang
es der Polizei einen Tatverdächtigen zu

ermitteln. Dieser avancierte zum Kron-

zeugen der Bundesanwaltschaft. Doch

seine Aussagen erwiesen sich bisher als

wenig glaubhaft. Kurz vor Weihnachten

vergangenen Jahres überfiel ein Groß-

aufgebot der Polizei, des Bundeskrimi-

nalamtes und der 656 9 den Mehring-
hof in Berlin—Kreuzberg. In dem bekann-

ten Szenetreff sollte sich nach Angaben
des Denunzianten eine Sprengstoffde-

9 P ‚9 9
das der Staatsschutz trotz seines enor-

men repressiven lnstrumentariums aus

Antiterrorgesetzen, Kronzeugenrege-
lung, Einschränkung der Rechte derVer-

teidigung, lsolationshaft, Hochsicher-

heitstrakten, Lauschangriffen kaum Er-

mittlungserfolge vorweisen konnte.

Damit das so bleibt, sollten sich die ent-

sprechenden Ermittlungsgruppen des

Buhdeskriminalamtes schleunigst auflö—

sen und die wegen angeblicher Mit-

gliedschaft in der RZVerhafteten freilas-

sen.

AUSBAUPLÄN E FÜ R FRAN KFU RTER

FLUGHAFEN

Einer der Hauptinteressenten für ei-

ne weitere Expansion des Rhein—Main-

Flughafens ist die Lufthansa als quasi
monopolartige deutsche Luftfahrtgesell-
schaft. Darauf weist der Arbeitskreis Um-

weltschutz Wiesbaden hin. DerAKU ist

eine von zahlreichen Initiativen gegen
den weiteren Ausbau von Rhein—Main.

Der Vorstandsvorsitzende der Lufthansa

Weber habe schon im November 1997

den Startschuss für den Ausbau des

Flughafens durch die Forderung nach ei-

ner neuen Start/Landebahn gegeben.
Bei der derzeit gültigen Begrenzung der

scher Unterstützungsarbeit für illegali-
sierte Flüchtlinge dar. In praktischen
Handreichungen, Berichten, Reporta-
gen, Gesprächen und Polemiken wird

genau zwei Jahre nach dem Start der

Kampagne auf der documenta X ein ak-

tueller Zwischenstand der Auseinander-

setzungen vorgelegt. Kein Mensch ist il-

legal, lD-Verlag Berlin, 144 Seiten, DM

16
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PLAKATAUSSTELLU NG

Im kommenden Mai wird ein eigene
Ausstellung mit Infotafeln und Plakaten
zur Lufthansa—Kampagne vorg%e*$tellt
werden. Die Ausstellung kann"'ü’bér die

KölnerAdresse ausgeliehen wei eh Köl-

ner Netzwerk kein menschrs
"

Ev. Gemeinde, Siebachstr.

Köln, Tel: 0221/9731031 -

kmii@stadtrevue.de 13 MAT

NEU ERSCH EINUNG

Ohne Papiere in Europa: Illegali
der Migration - Selbstorganisation
Unterstützungsprojekte in Westeurop“
In insgesamt 13 Beiträgen, u.a. zu Frank

reich, England, der BRD, den Niederlan-

den, Polen, Spanien, Italien, der Schweiz

und Österreich werden Hintergründe
und aktuelle Entwicklungen der Illegali-
sierungsprozesse skizziert sowie soziale

und politische Widerstandsformen be-

schrieben. Das Buch soll in erster Linie

zu einer besseren, praktisch orientierten

Vernetzung antirassistischer Gruppen
quer durch Europa beitragen. Zu diesem

Zweck wurde auch ein recht umfassen-

gfomien. (Weitere lnformationen über
das Grenzcampbütb in Berlin, siehe

Adresse nl iste)j-'?9£lfi%i;5th€ Aktivistl n ne n

werden kurz Zuvorim,Juli ein Grenz-

camp im Drerlandereckzur Ukraine und

Slowakei veranstalten und damit die

VorverlagerungderAbschettungspolrtrk

9 .

über diesen Weg zu erreichen, ertrunken.
Weitere Informationen:

http://www.contrast.org/borders/camp

-- FAXEN AN DIE KLM

Protest kann hel-

fen, die drohen—

den Abschiebun—

gen in den Kongo
zu stoppen Gut

ein Jahr lang be-

stand keine Mög-
lichkeit, abgelehnte Asylsuchende in die

vom Bürgerkrieg zerrissene Diktatur des

Präsidenten Kabila abzuschieben.

; 1999 statt. Die M

“Katawa ne für die

en oder derTürkei anlanden, sofort wie-
„,

Abschiebungen f

ge und Migrant-l‘
lesiS€fäh;éExilparte
rufen*dazu auf, D

ben, um?-So weite

verhindétzt'.Anfani
bereits, e;iffinfe Abs

sachsenin die D

xschrerben Anru

schäft zu verleide

Schicken Sie B

Deutschland Fax.

chen Sie mit de

5214201 oder mit der Zentrale in Am-

sterdam: 0031 -204747747

Fordern Sie KLM auf, Abschiebungen
in die D.R. Kongo zu unterlassen. Weisen

Sie auf die diktatorischen Verhältnisse

und die schweren Menschenrechtsverlet-

zungen in der DR. Kongo hin und ma—

chen Sie KLM verantwortlich für das

Schicksal der Abgeschobenen. Siehe

auch:

httpz//www.klm.de

http://www.xs4all.nl/"ac/klm/

a 10961 Berlin

f,;4892, Telefon:

arl grenze@ibu.de

;contrast.org/ bor—

Forschungsgesell-
fjigration Berliner

000 Konto-Nr.: 61

t kein mensch ist



ährend das Ermittlungsverfahren
nach 5 111 StGB (öffentliche Auf-

forderung zu Straftaten) wegen
Aufruf zur Desertion gegen Graswurzel-

mitarbeiter Andreas Speck aus Olden-

burg jetzt eingestellt wurde, laufen die

Ermittlungen u.a. gegen den GWR-Autor

Tobias Pflüger (Informationsstelle Mili—

tarisierung/IMI Tübingen) und gegen
den Münsteraner

Graswurzelredak-

teur Bernd Drücke

weiter. Das Verfah-

ren gegen Drücke

unterscheidet sich

von den anderen Er-

mittlungsverfahren
dadurch, dass es

aufhin stürmten fünf Zivilpolizisten auf

das Dach. Die beiden Antimilitaristen er—

griffen die Flucht, als sie die Beamten

bemerkten. In der Strafanzeige gegen
die beiden heißt es: "Beide Beschuldig-
ten konnten mittels körperlicher Gewalt

festgenommen werden. (...) Besch. 1 er-

litt leichte Schürfwunden am rechten El-

lenbogen. Besch. 2 erlitt leichte Schürf-

wunden an der Stirn, am rechten Knie

und am rechten Ellenbogen." Die beiden

das Presserecht gehen sollte. Die Ver-

jährungsfrist bei Verstößen gegen das

Presserecht liegt bei sechs statt 12 Mo-

naten bei Aufruferlnnen.

Warten wir's ab. Sehr erfreulich sind

auf jeden Fall die zahlreichen Solida-

ritätserklärungen und Unterschriften“-

sten in deutscher, spanischer und engli-
scher Sprache (ca. 400 Unterschriften),
die den GWR-Redakteur u.a. aus Chile,

USA, Finnland, Österreich, Frankreich,

sich hier auch um ei-

nen angeblichen
Verstoß gegen das

Presserecht handelt.

Ihm wird vorgewor-

fen, als presserecht-
lich verantwortlicher

GWB-Redakteur mit

der mit einer Aufla-

ge von 30.000 Ex-

emplaren bundes-

weit verbreiteten

ieh

”Nein zu Bomben,

Krieg, Vertreibung!
Stoppt den Krieg! GWB-Aktionszeitung
Nr. 2/99 / Beilage zur GWR Nr. 239

Mai 99" öffentlich zu Straftaten aufge-
rufen zu haben. Dort wird zu ”Direkten

gewaltfreien Aktionen gegen den

Kriegl", zu Blockaden in Bonn und Calw

(Kommando Spezialknfte der Bundes-

wehr) aufgerufen: "In Verbindung mit

unseren direkten gewaltfreien Aktionen

rufen wir alle Soldaten zurVerweigerung
jeglicher Form von Kriegsdienst auf."

Eine absurde Posse

Das 5111 StGB-Ermittlungsverfahren
wurde zunächst nicht gegen den presse—
rechtlich Verantwortlichen der GWR

239, sondern gegen zwei Männer in Ber—

lin eingeleitet. Die beiden antimilitari-

stischen Aktivisten hatten im Stil der

Weissen Rose während einer - laut Foli-

zeibericht - "unfriedlichen Demonstrati-

on" am 30. April 1999 die og. vierseiti—

gen GWB-Aktionszeitungen und diverse

Anti-Kriegs-Flugbhtter von einem Dach

in die Menschenmenge geworfen. Dar-

GWB-Verteiler wurden verhaftet und er-

kennungsdienstlich misshandelt. Gegen
beide wurde ein 5111 StGB—Verfahren

wegen ”gemeinschaftlicher Aufforde-

rung zu Straftaten" und - da sie nach

Meinung der Beamten "keine Berechti-

gung hatten, auf das Dach des Gebäu-

des zu gelangen" -

wegen "gemein—
schaftlichen Hausfriedensbruch" einge—
leitet. Da bei dem angeblichen
”Hausfriedensbruch" kein Sachschaden

entstanden war und die Hausbesitzer

keinen Strafantrag stellen wollten, kam

es nicht zur Anklage.

Die dezentrale Graswurzelbewe-

gung sorgt bei Behörden für

Verwirrung:

Da die inkriminierte GWB-Aktionszei-

tung bereits am 26. April ausgeliefert,
das Verfahren gegen Drücke aber erst

am 28. Oktober, also 6 Monate und zwei

Tage später eingeleitet wurde, ist es

nicht unwahrscheinlich, dass es einge-
stellt werden muss, wenn es hier nur um

Spanien und Deutschland erreicht ha-

ben. Herzlichen Dank für Eure Solida-

ritätl

Einen stmdig aktualisierten Über-

blick über die zahlreichen Ermittlungs-
verfahren und Prozesse bietet die ”Kam-

pagne gegen Wehrpflicht, Zwangsdien-
ste und Militär". Hierzwei aktuelle, leicht

überarbeitete Presseinformationen der

”Kampagne":

Vierte Verurteilung wegen De-

sertionsaufrufs

Am 7. Februar 2000 endete das Verfah-

ren vor dem Amtsgericht Tierg<arten ge-

gen Stephan Nagel vom Komitee für

Grundrechte und Demokratie mit dessen

Verurteilung zu einer Geldstrafe von 30

Tagessätzen a’ 70 DM. Dieses Urteil

setzt die Reihe Von amtsrichterlichen

Entscheidungen in ähnlichen Verfahren

fort. Angeklagt sind die Unterzeichner

eines u.a. in der taz vom 21. April 1999

(sowie u.a. in der GWB 239) veröffent-

lichten Aufrufs, der die am Krieg gegen
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Jugoslawien beteiligten Soldaten dazu

auffordert, wegen der Völkerrechtswid-

rigkeit des Einsatzes die ihnen gegebe-
nen Befehle zu verweigern und sich von

derTruppe zu entfernen (vgl. GWR 244).
Bisher ergingen in dieser Sache 17 Frei-

sprüche. Amtsrichterin Miller ist nun-

mehr die vierte Richterln, die einen An—

geklagten wegen der Unterzeichnung
des Aufrufs schuldig gesprochen hat.

Der Vertreter der Staatsa nwaltschaft
hatte Nagel beschuldigt, vorsätzlich zu

einer Straftat aufgerufen zu haben und
sich damit nach 5 ill StGB schuldig ge—
macht zu haben. Selbst wenn er sich hin-
sichtlich der Reichweite der Meinungs—

derung, völkerrechtswidrige Befehle zu

verweigern, bezeichnete sie ausdrücklich

als legitim. Ihrer Ansicht nach habe ein

Soldat, .wenn er einen konkreten Befehl

oder den Einsatz insgesamt als völker—

rechtswidrig betrachte, dies seinem Vor-

gesetzten mitzuteilen, entsprechende
Befehle zu verweigern und eventuelle

Disziplinarmaßnahmen zu ertragen. Er

sei jedoch in keinem Falle dazu berech—

tigt zu desertieren.

"Wenn man den Krieg als völker-

rechtswidrig ansieht, muss man auch da—

zu stehen." Sie forderte die Verteidigung
abschließend nachdrücklich dazu auf,
gegen ihr Urteil Rechtsmittel einzulegen,

freiheit getäuscht haben sollte, sei dieser

Irrtum vermeidbar gewesen, da ”allge-
mein bekannt (ist), dass Soldaten - ins—

besondere in kriegerischen Auseinander-

setzungen - nicht einfach weglaufen
können." Rechtsanwalt Suling hielt dem

entgegen: "Soldaten töten, verletzen,
machen Landschaft und Sachen kaputt",
was nur dann keine schwerwiegenden
Straftaten seien, wenn dies durch das

Völkerrecht gedeckt sei. Da dies im Fal-

le des Jugoslawienkrieges nicht der Fall

gewesen sei, habe der Aufruf von den

Soldaten nur rechtmäßiges Verhalten“

eingefordert. Im übrigen sei Ziel des Auf-

rufes gewesen, die Öffentlichkeit auf-

zurütteln.Die ernsthafte Hoffnung, dass
ein Soldat der Forderung nachkomme,
sei damit nicht verbunden gewesen.

Mit ihrem Urteil ging die Richterin
noch über'das von der Staatsanwalt-
schaft geforderte Strafmaß von 30 Ta-

gessätzen zu 50 DM hinaus. Sie führte

aus, dass die Aufforderung, sich von der

Truppe zu entfernen, eine Aufforderung
zu einer Straftat darstelle und ihr keinen

lnterpretationsspielraum lasse. Die For—

damit diese Fälle höherinstanzlich ge-
klärt werden.

Freispruch, die Siebzehnte

Bereits am 6. Februar fand in der Reihe

der Gerichtsverfahren gegen Gegnerln-
nen des Nato- Einsatzes in Jugoslawien
der Prozess gegen den Friedensforscher

Volker Böge statt. Er endete mit einem

Freispruch.
Der Angeklagte bekannte sich offen

dazu, einen an alle an der Nato- Bom—

bardierung Jugoslawiens beteiligten Sol-

daten gerichteten Aufruf unterschrieben

zu haben. Böge, der sich als Wissen-

schaftler sowohl mit dem Kosovo—Krieg
als auch mit der Frage seiner Völker—

rechtsmäßigkeit auseinandergesetzt hat-

te, legte sehr eindrücklich dar, dass die

Luftschläge der Nato gegen Zivilperso-
nen und zivile Objekte völkerrechts- und

damit grundgesetzwidrig waren. Unter



solchen Bedingungen hielt er es für nicht

nur Iegitim, sondern sogar gebeten, die

im Einsatz befindlichen Soldaten zu Wi-

derstand aufzufordern.

Nicht nur die Deserteure des Zweiten

Weltkriegs seien als ”Friedensboten" zu

verstehen. Angesichts des neuen Nato-

Konzepts, das auch künftig nicht-man-

datierte, also völkerrechtswidrige
Einsrtze vorsieht, wird auch in Zukunft

Desertion eines der wenigen Mittel des

Widerstands sein.

Die Staatsanwaltschaft, die sich auf

keinen Fall des Vorwurfs der "Kriminali-

sierung der Friedensbewegung" ausge-
setzt sehen möchte, war der Ansicht,
dass sich Böge wegen Aufforderung zur

Fahnenflucht und zur Gehorsamsverwei—

gerung strafbar gemacht hätte und zu

40 Tagessätzen verurteilt werden müsse.

Soldaten, die Befehle verweigern dürf-

ten, würden jede Armee in einen "De-

battierclub" verwandeln. Das "Entfernen

von der Truppe" sei ohnehin in jedem
Fall, also auch bei völker— und grundge—
setzwidrigen Einsätzen, strafbar. Der

Freispruch, so die Richterin, erging ex-

plizit nicht auf der Basis politischer Mei-

nungsfreiheit, denn diese stößt da auf

ihre Grenzen, wo zu Straftaten aufgerw
fen wird, und dieses Vergehen sei Böge
anzulasten. Strafbar sei der Aufruf, weil

er zur grundsätzlich strafbaren Desertion

auffordert. Da nach Ansicht der Richte-

rin der Nato—Krieg kein Angriffskrieg,
sondern ein Krieg “um schlimmeres Un-

recht, wie z. B. Vertreibung, zu vermei-

den", war, liegt auch kein Verfassungs-
verstoß vor. Da aber zum Zeitpunkt der

Veröffentlichung des Aufrufs die Völker-

rechtsmäßigkeit des Kriegs auch von

"namhaften Politikern" bestritten wor-

den ist, hat der Angeklagte nicht vor-

sätzlich, sondern aufgrund eines Verbot-

sirrtums gehandelt und geht damit straf-

frei aus.

Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs-
dienste und Militär

Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs-
dienste und Militär, Oranienstraße 25 -

10999 Berlin - Tel: 030/61500-530 -

Fax: —529.

email: info@Kampagnede
WWW: httpz//www.Kampagnede/
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nde Januar wurde das Mediationsver-

fahren zum Ausbau des Frankfurter

Flughafens mit der Überreichung Er-

gebnisse an den Hessischen Landtag of-

fiziell abgeschlossen. Die Entscheidung
der Mediationsrunde war absehbar. Ne-

ben der "Optimierung des bestehenden ,

Bahnsystems" sprach sich das Gremium

klar für eine "Kapazitätserweiterung
durch Ausbau aus". Die beabsichtigte
Kapazitätserhöhung ca. 400000 auf ca.

700000 Flugbewegungen pro Jahr (120
/Stunde) bedeutet eine Verdoppelung
des für die schon unter dem "Ist—zu-

stand" leidende, lärmgeplagte Bevölke-

rung. Dem Landtag von der Experten-
runde mehrere Ausbauvarianten vorge-

schlagen, von denen eine gruseliger ist

als die andere. Zwei Nordbahn- und

auch zwei Südvarianten, sowie der Mit—

ausbau von Wiesbaden-Erbenheim ste-

hen zur Auswahl. Letztlich wird die ge-
samte Region, egal wo der Ausbau nun

stattfinden sollte, unter der steigenden
Belastung durch den Luftverkehr zu lei-

den haben. Eine Tatsache, vor der einige,
zum Teil auch an der Mediation betei-

ligte Bürgermeisterlnnen hartnäckig Au-

gen verschließen- in der Hoffnung, die

dem 23.00 bis 5.00 Uhr Nachtflugver-
bot (eine wohlgemerkt kurze Nacht)
übrigbleibt. Schon jetzt beharren Flug-
hafenbetreiber und Fluggesellschaften
darauf, dass ein konsequent praktiziertes
Nachtflugverbot ihren Expansionsbe-
strebungen zuwider läuft. Bisher haben

die Regierenden den ökonomischen In-

teressen der Betreiber nie Grenzen ge-
setzt. Von vorn herein war klar, weiche

Interessen Landesregierung und Flugha-
fenbetreiber mit dem Mediationsverfah—

ren verknüpften. Das "faire Verfahren

mit offenem Ausgang" (Eichel) sollte un-

kalkulierbare Konflikte und eine Protest-

bewegung, wie sie gerade am Bau der

Startbahn IB-West zu Tage traten, ver-

meiden helfen.

Ausbaugegnerlnnen, Bürgerinitiati—
ven und Umweltverbände sollten am

Verhandlungstisch mit Ausbaubefürwor—

tem, in einervon "neutralen Mediatoren"

geleiteten Runde, dialogisieren —

um

letztlich auch die Interessen des Anderen

nachvollziehen zu können. Ausbaugeg-
nerlnnen sollten nicht nur in ihren Posi-

tionen verunsichert werden, sondern

darüber hinaus an einer gemeinsamen
Lösung der Zukunftsfragen der Region

hinnehmen. Die Mediation als ”koope-
rative Konfliktbewältigung" sollte Flug-
lärmgeplagte nicht nur vom Protest auf

der Straße abhalten, sondern darüber

hinaus zu aktiven Trägern der erarbeite-

ten Mediationsergebnisse instrumenta-

lisieren. "Wichtig ist, dass die sich zu

Wort meldenden Bürger nicht zurückge-
wiesen, sondern als Teil der Aktivdemo-

kratie (! ) betrachtet werden. Das Ziel

sollte sein, Protest in Diskussion zu ver-

wandeln" "Durch die Mediation sei es

gelungen, einen Weg aus der Vergan-
genheit des Startbahn-West -Konflikts

aufzuzeigen" -frohlockte das Hessische

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und

Landesentwicklung “Die Mediation habe

eine Brücke geschlagen aus Zeiten einer

für die Region selbstzerrstörerischen

Schwarz-Weiss- Debatte und Eskalation"

Das hochgelobte "faire und transpa-
rente Verfahren" hatjedoch bei genau—
er Betrachtungsweise den eigentlichen
Sinn und Zweck verfehlt. Zwar wurde er-

wartungsgemäß die Notwendigkeit des

Ausbaus des Frankfurter Flughafens at-

testiert, aber es gelang eben nicht, die

Gegnerlnnen eines Flughafenausbaus in

das Verfahren einzubeziehen und so das

Konfllktmana ement
Zum Ende’ des Mediationsverfahrens am Frankfurter Flughafen

>

von Michael Wilk
'

zur Ausführung gelangende Variante

würde primär die anderen und nicht die

eigene Gemeinde treffen. Um die durch-

geführte Mediation wenigstens ansatz-

weise als erzielten Kompromiss zwischen

Ökonomie und Ökologie darstellen zu

können, werden Trostpflästerchen auf

die, vom Primat des Profitinteresses ge-

schlagenen Wunden geklebt: Ein "Anti-

Lärm-Pakt", "Lärm—Taler" und “Nachtflug-
verbot von 23.00 bis 5.00 werden als

Bedingung für die Erweiterung gepfle-
sen. Wir dürfen gespannt sein, was im

Verlauf der Auseinandersetzung von
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mitwirken. Diese Einbeziehung der Be-

troffenen ist Bestandteil des "Akzep-
tanzmanagements". Politisches Ziel Me-

diationsverfahrens war es, im Bereich

der Umweltpolitik die "Akzeptanz um-

strittener Maßnahmen zu fördern" (Er-
läuterungen zur Beschlussvorlage). Dies

sollte erreicht werden, indem ”Positionen

der verschiedenen Interessen verrückbar"

gemacht werden, die Gegnerlnnen der

geplanten Flughafenerweiterung auf ih-

re "Maximalforderung" verzichten und

weitere Start- und Landebahnen im

Rhein-Main-Gebiet trotz aller Bedenken

Ergebnis als ein "von allengetragener
Kompromiss" nach außen zu verkaufen.

Nach einer anfänglich innerhalb der

Bi ’s durchaus kontrovers geführten De-

batte über die Teilnahme am Mediati-

onsverfahren, kristallisierte sich eine

letztlich doch breit getragene Ableh-

nung heraus. Gewichtigstes Argument in

dieser Auseinandersetzung, war die of-

fensichtliche ”Ergebnisunoffenheit" des

Verfahrens. Das M-verfahren der Lan-

desregierung proklamierte zwar den “of-

fenen Dialog", legte aber im Absatz 1

der Vereinbarung als "Zielbestimmung"



des Verfahrens unmissverständlich die

Dominanz ökonomischer Argumente
fest: "Das Mediationsverfahren soll

klären, unter welchen Voraussetzungen
der Flughafen Frankfurt dazu beitragen
kann, die Leistungsfähigkeit der Wirt-

schaftsregion Rhein-Main im Hinblick

auf Arbeitsplätze (Bonbon für DGB

+"Traditions"-SPD!) und Strukturelemen-

te dauerhaft zu sichem und zu verbes-

sern, ohne die ökologischen Belastungen
außer Acht zu lassen." Im Klartext wa-

ren hier die ökonomischen Expansions-
interessen der FAG von vorn herein als

primäre Ziele, ökologische Bedingungen
als sekundäre ”Kann—Bestimmungen" de-

finiert, von der Qualität der Arbeitsplät-
ze im Flughafenbereich ganz zu schwei-

gen. Diese Aussage, flankiert von ein-

deutigen Ausbau-Absichtserklärungen
führender Politikerlnnen, ließen das

M-Verfahren als Täuschungsmanöver of-
fensichtlich werden. Es war allen betei-

ligten Bürgerinitiativen klar, dass es un-

ter den bestehenden politischen Bedin-

gungen niemals zu einem negativen
Ausbauvotum von Seiten der Mediation

kommen würde. Aber selbst die rein

theoretische Möglichkeit eines negati-

frühzeitige Assimilierung und letztlich

die Verhinderung von Widerstand. Je-

doch haben Regierung und Flughafen-
betreiber die Hoffnung auf einen in die-

sem Sinne geführten Dialog auch nach

dem Ende des Mediationsverfahrens

noch nicht aufgegeben. lntegraler Be-

standteil des Mediationsergebnisses ist

deshalb konsequenterweise auch die

Forderung nach einem "Regionalem Dia-

logforum", dessen Aufgabe es sein soll,
den "im Mediationsverfahren begonne-
nen Dialog mit der Region" fortzuführen

und zu intensivieren. Selbstverständlich
ist die DurchführUng eines solchen Dia-
logforums an die Akzeptanz der Aus—

baumaßnahmen geknüpft.
Es ist kaum damit zu rechnen dass

die Hoffnung der Landesregierung auf

eine möglichst ruhige und integrierte
Protestform realisiert werden kann. Viel-

mehr kann damit gerechnet werden,
dass auch das Dialogforum von Seiten

der Initiativen boykottiert wird. Eine Ab-

lehnung staatlicher Konfliktvermei-

dungsstrategien wäre nichts wert, wenn

nicht gleichzeitig eine Zunahme und Er-

starkung eigener selbstbestimmter Ebe—

nen von Widerstand zu verzeichnen wä-

i'n der Krise?

um einer Strategie entgegenzuwirken,
die auf Zersplitterung der Opposition
ausgerichtet ist. So wird die unter-

schiedliche Belastung durch Fluglärm
immer wieder zum Anlass genommen,
Gemeinden gegeneinander auszuspie-
len. Mit der Hoffnung auf graduelle Ver-

besserung wird Politik gemacht. Unter

dem Stichwort "Demokratisierung des

Lärms" werden Flugrouten schon mal

geändert, wohlweislich, dass damit An—

dere in den "Genuss" der Lärmbelastung
kommen.

Auch bei der Diskussion einerViel-

zahl von Ausbauvarianten wurde offen-

sichtlich auf die St. Floriansmentalität

vieler Betroffener gesetzt. Doch dieses

Kalkül, das bei einigen Bürgermeisterln-
nen z.B. Wiesbaden und Frankfurt funk-

tioniert ("Flughafenausbau trifft hof—

fentlich nur die Andern"), führte bei den

Bewohnern der Region eher zu einer

breiten und inzwischen flächendecken-

den Organisierung.
Die Landesregierung wird sich mit-

telfristig, spätestens nach der Durch—

führung eines Landtaghearings, für eine

der diskutierten Bahnvarianten ent—

scheiden müssen. Dann wird sich he-

rausstellen, wie das Bewusstsein einer

gemeinsamen Betroffenheit gediehen ist

ven Votums hätte keinerlei bindenden

Charakter für die jeweilige Landesregie-
rung. Diese Bedingungen und die Tat-

sache, dass es am Thema Flughafenex-
pansion versus Gesundheit einfach

nichts zu verhandeln gibt, führten zu ei-

ner mediationskritischen Position, die

letztlich in der "Nichtteilnahme" der Bi ‘s

mündete.

Auch vormals unbedarften Men-

schen wurde klar, dass es bei dem Me-

diationsverfahren nicht darum geht, Bür-

gerprotest Gewicht zu gehen, sondern

um das genaue Gegenteil: Die möglichst

re. Die Zeichen dafür stehen gut. In den

Wochen nach Beendigung des Mediati-

onsverfahrens haben sich die Aktivitäten

nicht nur lokal, sondern auch über die

Gemeindegrenzen verstärkt. Neben zum

Teil "mehrtausendköpfigen" Protestver-

sammlungen in einigen Anliegerge-
meinden, werden gemeinsame Protest-

veranstaltungen und Demonstrationen

vorbereitet, die die regionale Vernetzung
voräntreiben sollen. Aufgabe der Bl’s ist

es, dass sich das Bewusstsein einer ge-

meinsamen, regionalen Betroffenheit im

Bewusstsein der Bevölkerung verankert,

und wie sich auf dieser Grundlage die

Perspektiven auf breiten Widerstand

entwickeln. Wenig Zweifel besteht darin,
dass dies weitgehend unabhängig von

den politischen Parteien erfolgen wird.

Diese haben sich auf politischer Landes-

ebene alle für eine Erweiterung des Flug-
hafens ausgesprochen. Bis auf die Grü-

nen, die sich mit einer wachsweichen Er-

klärung aus der Affäre zu ziehen suchen

und die in diesem Sinne froh sein kön—

nen, dass sie nicht an der Regierung
sind. Das Umfallen wäre vorprogram-
miert.
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Vom kapitalen
Winde verweht?

er liegt nicht gerne im Sommer am

Strand und schaut den Wolken zu,

die der Wind vor sich hin treibt? Die

dahinter stehende Kraft, die Windener-

gie trieb schon vor tausend Jahren die

Mühlräder an. Wasser wurde gepumpt
und vor allem im Nahen Osten und Asi-

en zur Salzgewinnung angewendet.
Heute mittels High Tech sind Holzflügel
out, die bestehen aus Verbundwerkstof-

fen nach Maß und aerodynamisch durch

Windkanal und mit Hilfe einer exzellen-

ten Computergrafik erforscht, nutzen sie

jede Windstärke maximal aus.

Die Windkraft im AufWind

Ein Blick in die TAZ, 25.1.2000. »Rekor—

de werden auch von der Windkraft ver-

meidet: 1.674 Windkraftanlagen wurden

1999 errichtet deren Leistung zusam-

men 1.569 Megawatt erreicht — (1 Me-

gawatt = 1 Million Watt; eine normale,
überdimensionierte Glühbirne hat 100

Watt; d. A.) das ist doppelt soviel wie im

Vorjahr. Die zum Jahreswechsel beste-

henden 7.873 Windkraftanlagen kom-

men auf eine installierte Leistung von

4.433 Megawatt. Das ist die Leistung
von annähernd vier großen Atomkraft-

werken.

Der Boom von Windkraft wird wei-

ter gehen: Durch den technischen Fort-

schritt sind die Anlagen immer lei-

stungsfähiger geworden. Vor acht Jahren

brachte die durchschnittliche Neuanlage
noch 170 Kilowatt (Glühbirne 100 Watt

mal 10 =1.000Watt =1 Kilowatt). Heu-

te kommen die Neuanlagen bereits im

Mittel aufannähernd 1.000 KW = 1 Me-

gawatt. Serienanlagen mit 1,5 MW sind

inzwischen etabliert. An guten Standor-
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ten bringt jede einzelne Strom für mehr

als 1.000 Haushalte.

Hinzu kommt, das sich Windkraft
auch im Binnenland immer stärker

durchsetzt. (...) Und schließlich wird

durch Offshore-Anlagen, die an den Kü-

sten im Wasser stehen werden, die Wind-

kraft in eine weitere Leistuhgsklasse
(3 MW d. A.) vorsteßen...«

Der Wind - das laue und

stürmische Kind

Der Dampf — die Industrie — im Gleich-

klang vorwärts treibt!

Bis dato (ca. 1800) war die Wind-

kraft neben der Wasserkraft die markan-

teste Energie. Dazu noch mit direkter

Energiegewinnung an Ort und Stelle. Je-

doch mit der aufkommenden Dampf—
kraft war eine gleichbleibende Energie-
versorgung gewährleistet. Dies konnte
die diskontinuierliche Windkraft nicht

leisten, auch heute nicht mit High Tech.

Nota bene war die Dampfkraft die Ge-

burtsstunde der Arbeiter(lnnen)bewe-
gung. Wobei die Arbeiterinnen lange
Zeit noch als »Nebenfrage« unbeachtet

blieben. In der dann entstehenden Ar-

beiterlnnenbewegung gingen die Auf-

fassungen über den Technikeinsatz oder,

im marxistischen Jargon »Produktiv-

kräftentwicklung« auseinander.

Bakunin und Marx im

"Windstoß" der Geschichte.

Bakunin, (1972, 5.617): »Sie werden die

Zügel der Regierung in einer starken

Hand konzentrieren, weil das unwissen-

de Volk einer sehr starken Betreuung be-

darf, sie werden eine einzige Staatsbank

gründen, die das ganze kommerzielle-in-

dustrielle, landwirtschaftliche und sogar
wissenschaftliche Produktion auf sich

konzentriert, und die Masse des Volkes

in zwei Armeen aufteilen: in eine indu-

strielle und in eine landwirtschaftliche,
unter dem unmittelbaren Kommando

von staatlichen Ingenieuren, welche eine



neue privilegierte, wissenschaftlich—pc-
litische Klasse (Stand) bilden wer-

den.<<(l ). Marx hatte unbestritten die

industrielle Technikentwicklung exorbi-

tant bejaht. Prophetisch sah Bakunin die

verhängnisvolle Produktivkraftentwick-

lung, wenn auch nicht explizit der

Großindustrie voraus. Der deutsch jüdi—
sche Schriftsteller und Anarchist Lan-

dauer legte einige Zeit später in der Kri-

tik, wenn auch deftig, hinzu: »DerVater

des Marxismus ist der Dampf. AlteWei—

ber prophezeien aus dem Kaffeesatz.

Karl Marx prophezeite aus dem Dampf.«?
Marx‘s Epigonen sollten sich bis zum

bitteren Ende daran halten.

Welche Technik-Entwicklung?

So schrieb Lewis Mumford in dem Buch:

Mythos der Maschine, Kultur, Technik

und Macht.(1977,Ffm)»Fast von Beginn
der Zivilisation an haben, wie wir heute

sehen, zwei ungleichartige Technologien
Seite an Seite existiert: die eine demo-

kratisch und dezentralisiert, die andere

totalitär und zentralisiert.(5.270). 1898

erscheint in England ein Buch mit dem

Titel: Landwirtschaft, Industrie und

Handwerk von Peter Kropotkin. In sei-

ner Art sozio-ökonomische Feldstudien

zu betreiben, besuchte und analysierte
er einige Länder in Europa. Und fuhr mit

dem Dampfschiff — über den großen
Teich in die USA. »Und ich sah Wind-

mühlen, die für Obst- und Gemüsegär-
ten Wasser pumpten.(...) Wirkliche Öko-

nomie, so wohl in Bodenfläche wie auch

in derArbeit, erfordert verschiedene Me-

thoden, die eine Kombination von Hand-

und Maschinenarbeit sind.«3. Unter dem

Aspekt, Dezentralität, stellt u. a. der Au-

tor Heinz Hug fest. »Kropotkin plädiert
für die Abschaffung, zumindest für die

größtmögliche Reduktion der Großindu-

strie! << (4). Es soll nicht verschwiegen
werden, um somit den Kritikerlnnen "den

Wind aus den Segeln" zu nehmen. Kro-

potkin war u. a. Befürworter der Kunst-

dünger-Anwendung und wie der Hero-

dot und Historiker Max Nettlau bemerk-

te, sehr "wissenschaftsgläubig". War er

doch selbst ein renommierter Geograph.
Otto Ullrich retrospektiv: »Die Große In-

dustrie und die großindustrieorientierte
Arbeiterbewegung haben diese Alterna—

tiven unterdrückt und vernichtet.5 Selbst-

kritisch betrachtet, der Anarchosyndika-
lismus hat dieser Angelegenheit (selbst
FAU-Mitglied) wenig Interesse entge-
gengebracht.

Die Jahrhundert-Wende 1900

Der Wind das himmlische Kind, rein

nach Goethe, braust und ruht zu allen

Zeiten. Nur, was geschah? »Hunderttau-

sende von Windmühlen wurden im 20.

Jahrhundert stillgelegt und ihre Weiter-

entwicklung zur Stromgewinnung nicht

systematisch versucht, obwohl der Dä-

ne Paul La Cour 1891 die erste Wind—

kraftanlage zur Stromerzeugung einge-
setzt hatte — in Verbindung bereits mit

elektrolytischer Wasserstoffgewinnung
(Durch den Windstrom wird durch die

Elektrolyse aus Wasser — Sauerstoff und

Wasserstoff gewonnen, dieses kann

gespeichert werden und ist sehr umwelt-

freundlich d. A.), womit ein Schulgebäu-
de beleuchtet wurde. 120 Windstroman-

Iagen lieferten während des Ersten Welt-

krieges in Dänemark Strom, und in den

20er und 30erlahren gab es in den USA

einen Boom in der Herstellung von ins-

gesamt ca. 6 Millionen kleiner Anlagen.
Auch in Deutschland erzeugte man in

den 30er Jahren Strom mit 3.600 Anla—

gen.«ö. So ging es sprichwörtlich mit

»Volldampf« und der Entdeckung und

Anwendung des Erdöls ins imperiale
Zeitalter. Die Rauchschwaden der don-

nernden Kriegsschiffe kündigten den Er-

sten Weltkrieg an. Die lndustrialisierung
in Synergie mit der Militarisieru‘ng "rauh-

te" den Windmühlen die Existenz. Der

Fordismus entstand, sprich das (Ford)—
Auto rollte vom Fließband. Derweil auch

Panzer und Motoren gemäß dem Mer—

cedes-Benz (heute Chrysler dazu)—Siegel,
dem Dreizackstern, zu Land, Wasser und

Luft. Die entsprechende Stahl— und Che—

mie—Industrie wurden zu enormen »En-

ergie— und Rohstoffressern«l Die soge-
nannte Energiedichte (Leistung pro

Flächeninhalt) vollbrachten die großen
Kohle- und Ölkraftwerke. Die Windener-

gie wirkte wie ein Lückenbüßer, die wie

ein abfallendes Blatt vom »Energie—
baum« abfiel.

De - Zentrale Volks Windkraft-

werke im Faschismus?

Wenn heute zu Recht und mitVehemenz

auf die Gefahr des Ökofaschismus hin-

gewiesen wird, etwas neues ist er nicht

(leiderl). Selbst was die spezielle Öko—
technik betrifft. So war es der Ingenieur
und NSDAP-Mitglied Lawaczeck der an—

gesichts eines »Arbeitsprogrammes« in

der sogenannten "Kampfzeit" vor 1933

folgende Überlegungen vorstellte . »Er

geht von der verbreiteten Ansicht aus,

das die expansive Phase der großindu-
striellen, zentralen Wirtschaftsentwick-

lung beendet sei, und sucht nach den

technischen Bedingungen einer dezen-

tralen, ständisch gebundenen Wirt-

schaft. Deren Basis sollte ein neues En-

ergiesystem bilden, in dem zahlreiche

Kleinkraftwerke Strom erzeugen, mit

dessen Hilfe elektrolytisch Wasserstoff

gewonnen wird. Dieses neue Solarener-

giesystem soll zu einem erneuten Auf-
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schwung des Handwerks und der bäu-

erlichen Landwirtschaft führen. (...).
Nach der Machtergreifung sollte sich je-
doch bald zeigen, dass derlei Projekte
schon aus wehrwirtschaftlichen Grün-

den aussichtslos blieben.« 7. DerVolks-

Wagenkonstrukteur Porsche (gleichna-
miger Sportwagentyp und Hersteller)
entwickelte Anfangs der 40er Jahre

Windräder der sog. Mittleren Technolo-

gie. Die braunen GROSSWIndAN-Anla-

gen sollte der Deutsche-Arbeits-Front

(DAF)-Führer Ley herstellen.8

Dänemark, ein windreiches

Land hat es erkannt!

Zu Ende des Zweiten Weltkrieges geriet
Dänemark in eine Öl- bzw. Energiekrise.
Mangels einer nicht ausreichenden Tan-

kerflotte und geringer eigener Rohstoff-

quellen wie Kohle besann es sich wie-

derum auf die Lösung der Windenergie.
Die Kombination von Windkraftwerken

mit am Boden befindlichen Motoren-

häuschen ward geboren. Im Sommer bei

Windflaute trieben die Motoren den Ge-

nerator an, im Herbst und Winter die Ro-

toren. Es wehte aber auch ein "anderer

Wind" in Dänemark der unter vielen

Punkten, sozusagen historisch wie @ktu-

ell geblieben ist, in der sog. "Dritten

Welt" u. a. neu erkannt wird. Die Proble-

matik der Verstädterung bzw. Mega-
städte. Kropotkin kam dem auf einer Rei-

sein Dänemark auf die Spur (in einer

windstillen Pause höhöhö). »Nach dem

Kriege von 1864, der mit dem Verluste

einer dänischen Provinz (Schleswig-Hoi-
stein d. A.) endete, machten die Dänen

weitgehende Anstrengungen, Bildung
unter ihrer Landbevölkerung zu verbrei-
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ten und zu gleicher Zeit eine intensive

Bodenkultur Zu entwickeln. Die Ergeb-
nisse dieser Bemühungen sind nun klar

zu Tage liegend. Die ländliche Bevölke-

rung Dänemarks hat sich, anstatt in den

Städten zusammengedrängt zu sein, ver-

mehrt.<< (9). Im "Rückenwind" des Öl-
booms wurden Mitte der 50er Jahre vie-

le Windräder mitsamt den Motoren de-

montiert. Der "Energie—Wind" drehte

sich, sehr zum Schaden der Umwelt. Im

Gegensatz zu Deutschland blieb Däne-

mark von einer Monopolisierung, die

Hitler noch 1935 mit dem Energiegesetz
verstärkte , verschont. Was nicht heisst

das Dänemark später u.a. Atomstrom

aus Deutschland importierte. Dies um

keine euphorische Stimmung entstehen
zu lassen bzw. Dänemark als Vorbild der

Windenergie kritisch zu betrachten. Erst

Recht gilt dies für die ehemalige UdS-

SR. Dort wurde die erste Windenergie-
anlage für Stromgewinnung im Jahre

1931 in Balaklawa auf der Krim errich-

tet. (...) ...die elektrische Energie wurde in

das Strassenbahnnetz eingespeist zur

Entlastung des Dampfkraftwerkes Sewa-

stopol. (10). Nur, wen wunderts? Solche

Energieversorgungs-Vorhaben waren we-

der im Stalinismus noch im gesamten
Bereich des Ex-Realen vorgesehen. Sie

galt in Ausnahmefällen bei Standorten

die wegen Mangel an Rohstoffen

und/oder zu weiter Transportstrecken
die Dezentralität "aus der Not" heraus

anwandten.

Atomkraft - Nei Tak!

Angesichts einer entstehenden An-

ti-AKW-Bewegung, wurde in Dänemark

die Renaissance der Windenergie kreiert.

Es entwickelte sich zum Vorreiter der

dauerhaften Energiequelle. WIND!

Selbst die Gewerkschaften sahen in der

Nutzung dieser regenerativen Energie
die Konversion hin zu einer alternativen

Energiepolitik. Dänemark ambitionierte

zum weltweit größten Windkraftanla-

gen-Hersteller und Exporteur. Einen sehr

wesentlichen Anteil an diesem Um—

schwung, siehe oben, hatte die dänische

Antiatom-Bewegung. Anhand einer bun-

ten und sehr informativen Broschüre

über die Gefahren der militärischen wie

zivilen Atomenergie, inklusive der hohen

Kapitaleinsätze, ein bißchen Antikapi—
talismus gehörte dazu und gezielter Hin-

weise der Alternativen wurde sie an die

Bevölkerung verteilt. Die Windkrafttech-

nologie erhielt neuen Auftrieb. Neue An-

lagen wurden konzipiert, projektiert, mit

aerodynamischen Flügeln regelrecht "be-

flügelt". So wie es Eingangs im TAZ-Ar-

tikel beschrieben wurde. Dier ersten 100

bis 200-KW-Anlagen aufgestellt. Nun

begann das kapitale Wettrennen um

noch größere und optimalere WK-Anla-

gen. Ein Kuriosum darunter in Nord-

deutschland, die GROWIAN-Anlage.[...]
Ja, selbst die Wind-Anlage war zu jener
Zeit im heutigen Szene-Jargon, ein Me-

ga-Teil.Denn Fakt war, sie hatte (bei
Windstärke 8-9) die maximale Leistung
von 1 Megawatt erreicht. Mehr als 150

StudentInnen und Studenten derTH Ko-

penhagen hatten in mühsamer wie

freudvollerTätigkeit in Selbstverwaltung
dieses Monstrum konstruiert und pla-
ciert. Was in der Avanti, Vorläufer der

heutigen Konkret, lobend publiziert wur-

de. Allerdings, die Geräuschkulisse war

auch nicht ohne, nicht gerade eine Ou-

vertüre mozartscherArt. Immerhin in der



Ökobewegung begannen die streitbaren

Diskussionen, nebst "Unarten". Irgend—
wie bekannt.

Stell Dir vor es gibt Konzerne

und die entdecken die Winden-

erqie!

Ein Blick aus dem Fenster, einige Baum—

wipfeln wiegen sich in der mäßigen Win-

terluft. Das Fernsehen, jetzt mit Öko-
strom eingespeist, bringt Nachrichten. Es

ist die vierte Januarwoche des neuen

Millenium und Helmut in der Kofferaf-

färe. Hat von seinem Kumpel Mitterand,
nebenher Sozialist, irgendwie Kohle be-

kommen. Der Kohllateralschaden be-

schäftigt seitdem die Republik. Dem et—

was überdrüssig geht die Aufmerksam-

keit über in die neue Ausgabe:
Sonnenzeitung Nr.1/00. Im Sinne des

"Öko-Kapital", sprich der Maximal—Profit—

Strategie wird geklotzt und nicht ge-
kleckert. Das bleibt den mittleren und

kleinen WK-Hersteller als Brosamen

überlassen. Seit Ende 1990 die Stro—

meinspeisevergütung staatlich gesetz-
lich gefestigt wurde stieg die Windbran-

che sowie die Anzahl der “Windräder" er-

heblich an. Immer mehr Windflügel
besetzten die Landschaft, den jetzt war

eine gesicherte Geld- äh Kapitalquelle
vorhanden. So das heute bspw. die unter

Preußens historisch unrühmliche Glorie

eroberte Schleswig-Holstein (Hol Wind!)
schon fast zehn Prozent des Gesamt-

stroms durch Windkraft erzielt wird. Der

Run der windreichsten Standorte ist im

jetzigen Stand beendet. Es waren die

mittelgroßen Windkraft-Hersteller die

die Vorarbeit mit Forschung und windi-

gen Elan Dänemark überholte. Rein

nach Marx folgt was in vorheriger Form

beschrieben ist. » Die Großindustrie

wacht auf. (Zwischenüberschrift der Son-

nenzeitung, d. A.) Die Leistung der an

Land montierten Windparks istjedoch
so gut wie ausgereizt. Die Zauberformel

für das neue Jahrtausend heißt deshalb

Offshore-Großwindparks auf See. Riesige
Windräder sollen in Nord- und Ostsee

aus dem Meer sprießen. Jetzt steigt auch

die Großindustrie (welch Sprachge—
brauch - Chomsky lässt grüßen d. A.)
wieder ein. Aus Betreiber von Erdölplatt-
formen will sich Shell Renewables Lon-

don im mari—timen Windkraftgeschäft
engagieren. Der Atomkonzern Preussen

Elektra begann bereits 1997 eine Ko—

operation mit dem führenden deutschen

Windkraft—Unternehmen Enercon. Eines

der größten amerikanischen Energieun-
ternehmen - Enron- übernahm vor zwei

Jahren die Tacke Windtechnik in Nieder—

sachsen.

Offshore-Vorseqler Dänemark.

Die Nase vorn im Meereswind haben ge—

genwärtig die Dänen, die bereits vor

zehn Jahren begonnen haben, zwei Offs-

hore—Windparks vor ihre Küste zu setzen.

Bis zum Jahre 2030 will das Land 50%

seines Strombedarfes ausschließlich aus

Windkraft decken. Allein 4.000 MW sol-

len durch moderne Offshore-Windkraft-

anlagen in Nord- und Ostsee gedeckt
werden. Die Vorteile maritimer Wind-

energienutzung: Höhere Windgeschwin-
digkeiten gepaart mit ungehinderter An—

strömung sorgen für eine Leistungsstei-
gerung zwischen 30 und 70%.

Großwindfarmen mit bis zu 100 vernetz-

ten Riesenwindmühlen sollen die Offs-

hore—Stromerzeugung wirtschaftlich ge—
stalten. Kein Wunder also, wenn Shell

jetzt hellwach und sinngewandelt ist.

Offshore-Know-How aus der Erdölförde-

rung in den Milliardenmarkt Windkraft-

nutzung stecken will.<< Sukzessive wird

die Windenergie, die neben Wasser und

Bioenergie hauptsächlich subsumiert

der Solarenergie, zur attraktiven Investi—

tionsquelle.[...j Aufwindstrebende Wind-

firmen werden nach Brechtscher Er-

kenntnis von den Haien geschlucktl Wie

heißt doch der Werbespruch der Öko-
bank: Machen sie ihren Flügeln, Geld.

(Hvbg. d.A.). So wird der Wind durch

Shell "eingefangen"! Hart ausgedrückt -

so wird eben Technik- und Machtge-
schichte gemacht. So lässt sich folgen-
de Überlegung nicht "ausschließen".

Offshore—Großwindparks versorgen die

an der Küste befindlichen Krisen-

reaktions-Marineschiffe.’ Der Überschuß-

strom kann dann zur Wasserstoffspei-
cherung "ausgereizt" werden. Dies be-

deutet, das somit umweltfreundliche

Wasserstoffgas kann bei Bedarf, Mi-

litärlaster, Panzer und Flugzeuge antrei-

ben. Eine zynische Kreation des "Öko"-
Militarismus sei erkoren. Kein Witz, in

dem Buch von Bockris und Justi, zwei

Wasserstoffexperten, veröffentlichten

1980 das Buch: Die Energiealternative -

Sonnen—Wasserstoffwirtschaft. Darin

enthalten, dass Ende der 50erJahre US—

Army Kampfflugzeuge mit Wasserstoff-

antrieb, Testflüge vollzogen. Der Öko—lm-

perialismus mit vollem Wind?
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Wieviel Windkraft darf‘s den

sein?

Da wir uns im Zeitalter des Neolibera-

Iismus befinden, begeben sich die Kon-

zerne mit vollem Wind ganz auf globale
Schatzsuche. Im Süden Indiens bspw. be-

findet sich ein langer Küstenstreifen mit

genügend Windstärke im Jahresmittel.

Die oben beschriebene Tendenz könnte
— oder hat schon — Land bzw. Küsten-

gewässer gefunden. Technisch versierte

”Windräder" aus den USA, Japan,
Deutschland usw. sind vorhanden. Oder

im Süden Argentiniens, in Patagonien.
In der libertären Szene durch den Auf—

stand in Patagonien (Oswaldo Bayer)
nicht unbekannt, hat ausreichend Land-

fläche. Der mächtige Wind streicht

sprichwörtlich über die fast menschen-

Ieere Pampa. Superwasserstoff-Tank-
schiffe könnten dann jenes nach Ham-

burg transportieren und mittels Pipeli-
nes das industrielle Ruhrgebiet
versorgen, falls nicht günstiger Solar-

wasserstoffgas aus der Sahara im Ange-
bot steht. Auf jeden Fall wäre es viel zu

schade, die ungenutzte Pampa nicht

öko—sozial äh marktwirtschaftlich oder

hieß das machtwirtschaftlich zu las-

sen.[...] Eins, zwei, drei Windmühlen, äh

Großwindmühlen, ach was Großwind-

parks lässt die Ökoprofite nach oben

purzeln. Gibt auch‘n paar Arbeitsplät-
ze. Da geht einem doch der Hut hoch!

Wobei mit Arbeitsplätzen noch leiderzu-

viel massenpsychologisch ”Humbug" be-

trieben wird. Viele Teileder Windkraft-

werke werden in halb- oder vollautoma-

tischen bzw. roboterbetriebenen

Maschinenfabriken hergestellt. Und zu-

dem gibt es noch _Billiglohnländer wie

Indien. Den so manches Windrad an der

Waterkante ist Made in India. Der unter

Billigflaggen fahrende Container-Schiff-

stransport (in Zukunft mit Wasserstoff)
satellitengestützt gesteuert mit Compu-
ter—Kommunikation, alles no Problem.

Da mögen sich Experten noch streiten

inwieweit Indien ein "Schwellen- oder
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Drittweltland" ist. Eine zukünftige
Schwelle für viele Arme ist der Zugang
zu genügend preislich sauberen Trink-

wasser. Keine Schwelle für deutsche

Windkraft—Hersteller, diese neue brisan—

te Quelle anzuwenden, neu im Angebot
sind WK-Anlagen zur Trinkwasserversor-

gung aus Meerwasser. Der Autor war in

der dritten Januarwoche in Bärlin bei ei-

nem Greenpace-Referat: Erdöl. Fünf Per-

sonen waren anwesend. Die ehemals

große Ökobewegung befindet sich in der

Flaute. Oh hoppla, als ich nur kurz die

gravierende Rolle der Konzerne erläuter-

te, folgte die Antwort prompt: »Ohne die

Konzerne geht es nichtl« Mir blieb die

Luft weg. So unterließ ich es den Um-

weltkonzern Greenpace zur Sprache zu

bringen. Siehe hierzu den Artikel von

Jörg Bergstedt im A-K@Ienda 2000.

Summa Summarum, die Windenergie,
im Griff der Konzerne?[...] »Obwohl

Stromproduktion, -transport und -vertei-

lung durch die Strommarktgesetze offizi-

ell getrennt sind, bauen die Stromkon-

zerne (mit Hilfe des Bundeskanzler

Schröder d. A.) ihre direkte und indirek-

te Kontrolle über alle drei Funktionsbe-

reiche durch die Übernahme von immer

mehr lokalen Verteilungsnetzen aus.«

(11) Ein anderer Verdreher der Wissen-

schaft. »Die solare Welt-Wasserstoff-En-

ergiewirtschaft, ein zentrales Energiesy-
stem? Ein dezentrales? (...) Beide Ele-

mente werden vorkommen. (12). Ein

ehemaliger Alternativ—Protagonist kam

schon in den 80er Jahren zur Vision:

»Der Witz der Solarzellen (Strom durch

Sonne direkt und geräuschlos) liegt ge-
rade darin, dass man sie dort montiert,
wo man den Strom braucht, also völlig
dezentral. Den Elektro- und ÖI-Konzer—
nen genügt, dass sie über Herstellung
und Verkauf der Solarzellen zentral ver-

fügen... (13).[...]

@lternativ statt alternaiv

Kropotkin, wies in seinem Buch, 1898,
zielbewußt darauf hin: «Nicht ökono-

mische Effizienz und Produktivität sind

die angestrebten Ziele des Wirtschafts-

modells, sondern die Möglichkeit huma—

ner Beziehungen unter den Menschen

sowie ihrer kreativen Selbstentfaltung.«
(14). Der in letzter Zeit unverständliche

und fast eigenbrötlerische Murray Boo-

kchin (siehe SF, 3/99) hatte schon in

den 60er und 70erJahren apodiktisch
die Gefahren der entstehenden Umwelt-

bzw. Öko-Bewegung vorausgesehen.
»...solange sie nicht die

menschlichen Bedürfnis-

se anstelle von Profiten

zum Brennpunkt des

Wirtschaftslebens .

macht, wird sie zum Schoßhund des Kon-

zernsystems herunterkommen.<< (15).
Der Öko-Anarchist Bookchin erblickt in

der Affinität zu Kropotkin das Diktum

der Dezentralität als menschliches Maß.

Dem folgt in Bezug auf die Öko—Techno-

logie, die beschriebenen Einsichten. »Der

Einsatz von Landwirtschaftsmaschinen

widerspricht keineswegs einer gesunden
ökologischen Praxis; (...) . Schnelle und

umweltfreundliche Transportmittel, Elek-

trizität und Elektronik haben weitge-
hend die ungelösten Fragen des Trans-

port- und Kommunikationswesens und

der gesellschaftlichen Isolierung früherer

Zeiten behoben. (...) . Es ist möglich ge-

worden, in Walzwerken, die nicht ausge-
dehnter als zwei oder drei Häuserblocks

sind, einen ausgezeichneten Stahl her-

stellen. (z.B. für dezentrale Solar—, Was-

ser—, Wind- und Biogas—Anlagen, ge-
wißermaßen ein Mix daraus d.A.) Eine

Vielzahl neuester Maschinen ist äußerst

vielseitig und kompakt. Sie eignen sich

für eine ganze Reihe von Verarbeitungs-
und Fertigungsprozessen. Die heutigen
modernen Industriebetriebe mit ihren

sauberen, geräuscharmen, vielseitigen
und weitgehend automatisierten Ausrü-

stungen stehen im scharfen Kontrast zu

jenen überdimensionierten, häßliche

und räumlich beengten Fabriken frühe-

rer Epochen. Sonnen- und Windenergie
können eines Tages zu unerschöpflichen
Energie—quellen werden, die sämtliche

Bedürfnisse von Mensch und Industrie

zu decken zu vermögen - ohne das ganze

'

Ökosysteme zerstört werden und damit



der Natur selbst unheilbarer Schaden zu—

gefügt wird.<< (16). Hier wird reale Uto—

pie konstitutiv.[...] Weiter mit der alter-

nativen Energie in Dänemark. Im Nor-

den, in Jütland dort wo die steife Brise

übers flache Land fegt. In einem Ort mit

ca. 600 Einwohnerlnnen taten sich die

Bauern zusammen und es wurde eine

Kombinationsanlage -Wind und Biogas
gemeinsam errichtet. Es muß

also nicht hinter jedem Bau-

ernhof ein Windrad stehen. Im-

merhin diese Anlage deckt

85% des Energiebedarfes.
Nachahmung empfehlenswert! Wäre da

nicht eine andere Praxis. Im Grunde ein

Schulbeispiel. Ein Spiegel—Sonderheft
Nr.7/1995 brachte es medienwirksam

hervor. Anlaß war mit dem Titel Krieg an

der Küste in der Nähe von Husum. Ein

BI-Vertreter verwies zu Recht auf die Pro-

blematik der entstandenen Turbulenzen.

Ein Wald voller Windräder verschandelt

die Landschaft, darunter nicht wenige
als Abschreibungsobjekte für süddeut-

sche Zahnärzte. Mißachteter Vogel-
schutz. Dazu wird der verlustbringende
Transport hunderte von Kilometer auf-

gerechnet, alles dies um die konventio-

nelle Haltung der Verbraucher-Innen

und Verbraucher mit einer Brise "ÖKO"
zu besänftigen.[...] Einige ideele Bastler

sind emsig bemüht an einer schöpferi-
schen "Arbeit" bunte, einfache bis kom—

plexe Anlagen aufzustellen. So etwa ein

zweiarmigerVertikalachsenläufer, Bau-

er Böse der "Windmühlenpapst"- Haus-

versorgung mit Windstrom, thermische

Solarenergie und Biogas, eine Gärtnerei

mit Windstrom, eine WK-Anlage, bei der

ein Umlenkgetriebe in ein am Boden be-

findlichen Generatorhäuschen mittels

Wellenantrieb der Generator betrieben

wird - der Vorteil, kein Hochklettern

(Eventuell auch der Antrieb zum Was-

serpumpen oder zum Schmieden usw),
ein AKW-Gegner der ein Windrad aus

dem Mittelmeerraum aufbaute, indem

viele Teile aus dem nachwachsenden

Rohstoff Holz besteht. (17). Heute gibt
es Kopplung mit Solarzellen, Wasser-

stoffspeicher und Block-Heiz-Kraft-Wer-

massenhafte Konsum, der Verkehr zu-

ken. Es symbolisiert, wie schnell eine fri-

sche Anwendungsbrise die Ideenvielfalt

wachsen lässt.[...]

Windenergie-Praxis @nderst!

Selbstverständlich ist damit das Ge-

biet der Windenergie nur angerissen.
Und andererseits ist die Windenergie ja
"nur" eine Alternative innerhalb der re-

generativen Energieanwendung. In

Deutschland und anderen Ländern wird

es eh ein Energie-Mix sein, der eine voll-

ständige Energieversorgung gewährlei-
sten kann. Was heißt vorerst die Not-

wendigkeit von bspw. Niedrigenergie-
Häusern und das allerschwierigste der

dem der Bereiche Industrie und Militär

noch ein gewaltiges Pensum an sozial-

revolutionärer Wandlung ansteht. So

nannte Souchy in einem Spiegelinter—
view seine Vision: »Anarchie bleibt das

Fernziel der Menschheit.« Vielleicht be-

finden wir uns und deshalb spekulativ
betrachtet in einer Zwischenzeit von

Tristheit und Aufbrechen? 50 kommt un-

verhofft der Widerstand zu Tage. "Geld

regiert die Welt!" Aber siehe da, kaum

sollte in Nordamerika und Mexiko der

NAFFA-Vertrag in die Praxis übergehen
traten die Zapatistlnnen in die Weltöf-

fentlichkeit. darunter ein Marcos dessen

folgender Spruch eines Nicht-kultstatus

ohne ihn zu desavouieren den Zapati-
stlnnen wie Zapatisten entnommen ist.

»Ein neuer Wind kommt auf, er kommt

mit Lüften aus der Vergangenheit und

mit einer Brise, die unverwechselbar

nach Zukunft riecht. Dieser neue Wind

ist jung an Leuten auch an Ideen, er

sucht eine bessere Erde... Dieser Wind

hat sich eingeschifft." Aus dem neuen A—

Kalend@ 2000. Zum Schluß ein Spruch
von Louise Michel, ca. 1886. »Wir leben

in einer Zeit der Ängstlichkeitjede sucht

ihren weg!"« Trotzdem sagen wir: komme

was wolle! möge die Freiheit Wirklich—

keit Werden!

Jakob Schiffe/holz
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Trotzdem Verlag
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Sho‚ahist ein1hebra15ches Wort ..,

Es bedeutet großes Unheil Katastrophe

.i‘„zSh0äh herßtern111e111stundiger
7"ää;é;1_30kurnentarfrlm des franzdsrschen lournalrsten

Und Filmernachers Claude Lanzmar1n. ZwOlf

Jahre lang hat er Augenzéu-gen‘des Holocaust

aufgesp 1111 und befragt

Das Buch Shoah gibt a-l1e Fragenuund alle

Antworten des Films111eder.A ntworten der
Tater: Und die Antworten ihrer Opfer.
Nachdem es jahrelang 111 Deutschland

vergrrffen war, erscheint das Buch jetzt im

Trotzdem Verlag neu,

Erich Mühsam auf CD

Lieder nach

Gregor Hause

Das Herz in der Hand
Lieder nach Texten von Erich Mühsam

u. a.

21 Lieder von Erich Mühsam, Paul

Scheerbarth und Erich Kästner, inter-

pretiert vom Magedeburger Lieder-
macher Gregor Hause. Enthält u. a.

«Der Revoluzzer», «Bonzenblues»,
«Requiem für Saeco und Vanzetti».
Die prallvolle CD kostet DM 15,- zzgl.
Porto, ab 5 Stück sogar nur DM 10,-.

Bestellungen:
FAU-IAA, Thomas Beckmann,
Dorfstraße 13, 16775 Wolfsruh
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Wer rechts sucht,
findet zielsicher links

Am 16.3. gegen 11 Uhrvormittags fand

bei Skuld Releases (einer Punk-Platten-

firma in Süddeutschland, die neben

Punk-Platten, Fanzines auch Bücher der

Verlage Schwarze Risse/ Rote Strasse, Li-

bertä re Assoziation und Trotzdem Verlag
vertreibt» unter dem Vorwurf der Ver-

wendung verfassungsfeindlicher Symbo—
le (586a, Abs.1‚ Nr.2 StGB) eine Haus-

durchsuchung statt. Hinter dem Paragra-
phen verbirgt sich das »widerrechtliche

Verwenden« von Nazisymbolen, hinzu-

kam der Vorwurf des »widerrechtlichen

Verwendens von geschützten Markenzei-

chen« (5143) und des Verdachts auf

Steuerhinterziehung (5370, Abs.l,

Nr.1AO).
Die Vorgeschichte dazu ist, dass eine

Lieferung aus den USA gründlich gefilzt
und dabei die »Doom-Police Bastard

Nr.7« von der Zollfahndung an den Ver-

fassungsschutz we—itergereicht wurde.

Weiterhin wurde beanstandet, dass die

Band »Armstice«, einen Bär als Logo hat,
der »Winnie the Pooh« ähnlich sehen 5011.

Walt Disney Deutschland hat inzwischen

Anzeige gegen Skuld Releases erstattet

(5143). Der Vorwurf der Steuerhinterzie-

hung beruht darauf, dass laut Zollrech-

nung Waren im Wert von 195,50 USD

nicht deklariert wurden. Die Einfuhrum-

satzsteuer darauf beträgt ca. 30 DM! Auf

diesen fadenscheinigen Grundlagen wur-

de ein Durchsuchungsbefehl erwirkt und

richterlich genehmigt.
Bei der 4-stündigen Durchsuchung

selbst wurde alles sichergestellt, was im

entferntesten mit oben genannten Vor-

würfen in Zusammenhang gebracht wer-

den konnte.
*

Es wurden beispielsweise Ausgangs-
rechnungen von Janaur 98 bis Februar

2000, Teile der Buchhaltung und Schall-

platten, die hauptsächlich mit zerschla-

gegenen Hakenkreuzen verziert waren

oder deren Verwendung einen eindeutig
antifaschistischen Kontext hatten, 51-

chergestellt-
Es drängt sich die Vermutung auf, dass

zum wiederholten Mal das rechtliche In-

strumentarium des Staates, um gegen
rechte Strukturen vorzugehen, gegen An-

tifaschisten angewendet wird .Aber Ge-

setz ist Gesetz, man hatja die deutsche

Pflicht gegen »böse« Nazi-Sym bole etwas

zu unternehmen. »Egal« in welchem Zu-

samenhang sie verwendet werden. Somit

scheint beWusst eine Begriffsverdrehung
vorgenommen zu werden, die ihnen auch

noch die moralische Rechtfertigung bie-

tet gegen linke Politik vorzugehen.
Aus dem Gedächtnisprotokoll des Ge-

schäftsführers:

»Auffällig insgesamt war, dass von Be-

amtenseite mehrfach betont wurde, dass

sie sich darüber bewusst sind, dass sie

nicht gegen »rechts« ermitteln. Deswei-

teren wurden von allen durchsuchten

Räumen Fotos angefertigt, da kein

Staatsanwalt anwesend war.
'

Auch konnte ich mich des Eindrucks

nicht erwehren, dass die ganze Aktion

hauptsächlich darauf abzielte mehr In-

formationen über mein Business, meine

Kontakte usw. zu erhalten, was sich auch

insoweit bestätigte, dass sie den Versen—

der der sichergestellten Lieferung am sel-

ben Tag als die Durchsuchung stattfand,
versuchten telefonisch über »Blackened

Distribution«, seine Funktion etc. auszu—

horchen. Der Anrufer weigerte sich sei-

nen Namen und die Gründe, wozu er die-

se Informationen denn benötige zu nen-

nen. Laut Dan Siskind (Blackened) sprach
der Anrufer akzentfreies amerikanisches

Englisch, ihn machte allerdings stutzig,
dass sich der Anruf »weit entfernt« an-

hörte und dass der Anrufer weder Name

noch sonstige Gründe seines Anrufs

nannte. Siskind brach das Gespräch ab.«

Die Sicherstellung bei Skuld Releases

scheint nur das eine Ziel zu haben, anti-

faschistische Musikgruppen, Produzen-

ten, Hersteller, Vertriebe und Konsumen-

ten - kurz linke, antifaschistische (Funk-
)Strukturen zu durchleuchten und einen

erneuten Kriminalisierungsversuch ge-

gen eine antifaschistische Gegenkultur
zu unternehemen.

Dabei geht es nicht vornehmlich um

Skuld Releases selbst, sondern Skuld Re-

leases steht in diesem Moment nur stell-

vertretend für jeden, der noch für antifa-

schistische Ideale einsteht.



Konferenz in Venedig [Italien]
Venedig, 5-6-7 Mai 2000

Die Geschichte der grossen Anzahl jüdi-
scher Anarchisten am Ende des letzten

Jahrhunderts und in der ersten Hälfte

dieses Jahrhunderts, einige davon als in-

tellektuell oder in der Bewegung heraus-

ragende Persönlichkeiten, ist von histori—

schem Interesse fürAnarchisten genauso
wie für an jüdischer Geschichte Interes-

sierte. Bis heute gab es keine systemati—
sche Untersuchung der Annäherung die-

ser zwei zunächst so unterschiedlichen

Traditionen. Diese Annäherung war in ei-

ner bestimmten historischen Zeitspanne
und einem relativ genau festlegbaren so-

zialen Zusammenhang entstanden. Sie

entwickelte sich zuerst im Osten, der

Wiege der Yiddischen Kultur, wo die Ju-

den gezwungen waren unter zaristischen

Gesetzen zu leben.

Danach entstand die noch grössere Af-

finität zwischen der jüdischen Tradition

und der Iibertären Utopie unter jüdi-
schen Emigranten in England, Argenti-
nien und den USA (die in der ersten Ge-

neration Leute wie Emma Goldman, in

der zweiten Generation Leute wie Paul

Goodman, Noam Chomsky und Murray
Bookchin miteinschloß.

In diesen Ländern waren die treiben—

den Elemente der jüdischen Arbeiterbe-

wegung, die sich vor allem aus den öst-

lichen Ländern rekrutierte, junge Anar-

chisten, die mit Gottesfurcht und Respekt
für die religiösen Traditionen groß ge-
worden waren, nur um später von der

großen Welle des revolutionären Utopis-
mus erfasst zu werden. Sie repräsentier-
ten den Radikalismus eines Proletariats

für das der Messias nur ein Sprachrohr
libertärer Ideologie war. Es war dabei

nicht ausschließlich von Bedeutung, dass

jahrhundertelang die Selbstverwaltung
der Gemeinden die Juden für die Theori-

en der gegenseitigen Verbindung, von

Föderalismus und autonomen Gemein-

den aufnahmebereit für libertäre Denker

gemacht hatten. Ziemlich entscheidend

war die Ethik derjüdischen Spiritualität

und das messianische Denken (das Mar-

tin Buber als original jüdischen Beitrag
zum modernen radikalen Denken ansah)
mit seinen eschatologischen Hoffnungen
aufeine radikal andere Zukunft, das eine

Anzahl von Juden sich auf die libertäre

Theorie zu bewegen ließ.

Dasselbe kann nicht für die Juden der

westlichen Kultur-behauptet werden, die

größtenteils in ihren KultUren assimiliert

waren
— mit einigen bemerkenswerten

Ausnahmen wie der Franzose Bernard

Lazare und die Deutschen Gustav Lan-

dauer und Erich Mühsam.

Das internationale Treffen zu diesem

Themenbereich wird im Mai 2000 in Ve-

nedig stattfinden, organisiert vom Centro

_ Studi Libertari aus Mailand und dem

Centre International de Recherches sur I

Anarchisme (CIRA) aus Lausanne. Das

dreitägige Treffen findet in den Räumen

der Faculty of Architecture stattfinden

werden.

An der Studienkonferenz, die von der

Peace Foundation of the Venice City
Council und dem History Department of

the University of Venice unterstützt wird,
werden Teilnehmer aus ganz Europa teil-

nehmen, die simultane Übersetzung wird

in Italiensisch, Englisch und Französisch

angeboten.

1, Konferenztag
Auditorium Campo Santa Margherita
Freitag, 5.Mai, 14,30 - 19,30

Eröffnung
Gianfranco Bettin (Stadtverwaltung Ve-

nedig), Giovanni Levi (Department of Hi-

story, Venice University), Amedeo Berto-

Io (Libertarian Study Center, Milan)
Beziehungen
Eric Jacobson (Freie Universität, Berlin):
Anarchismus und Tradition, Furio Biagi-
ni (University of Lecce): Chassidistische

Einflüsse im jiddischen Anarchismus,
Chaim Seeligmann (Yad Tabenkin Center,
Tel Aviv): Utopismus, Messianismus and

Säkularer Messianismus, Enrico Ferri

(University of Rome): Jüdische Frage und

Libertäre Perspektiven bei Max Stirner.

Kommunikation

Jacob Goren (Yad Tabenkin Center, Tel

Aviv): Anarchistische Elemente im Proto-

Judentum.

Samstag, 6. Mai, 9,30 - 13,00

Beziehungen
- Nathan Weinstock (Institut d'Etudes J ui-

ves, Bruxelles): Die jüdische libertäre Be-

wegung, Michael Löwy (CNRS, Paris): An-

archismus und Judentum in Mitteleuropa
der Fall Franz Kafka, Rudolf De Jong (In-
stituut voor Sociale Geschiedenis, Am-

sterdam): Die anarchistische Debatte

über Anti-Semitism us

Kommunikation

Gregorio Rawin (Schriftsteller, Buenos Ai—

res): Die Jüdische Vernunftliga in Argen-
tinien, Sylvain Boulouque (University of

Reims): AssimilierteJuden im Europäi-
schen Anarchismus: der Fall Bernard La-

zare

Samstag, 15,00 - 19,30

Beziehungen
Mina Graur (University of Jerusalem):
Zionismus und Anarchismus: die Debatte

über jüdischen Nationalismus,Yaacov
Oved (Yad Ta benkin Center, Tel Aviv): An-

archismus in den Kibbuzim, Siegbert
Wolf (University of Frankfurt a/M): Die

inttektuelle Beziehung zwischen Gustav

Landauer und Martin Buber

Kommunikation

Birgit Seemann (University of Frankfurt):
Anarcha-Feminismus und Judentum,
Francis Shor (Wayne State University, De-

troit): Jüdischer Anarchismus und Kom-

munitarismus: von Stelton zu Sunrise

Sonntag, 7.Mai, 11.00 - 13,00

Runder Tisch: die doppelte Identität mit:

Judith Malina (New York), Hanon Rezni-

kov (New York), Audrey Goodfriend (San
Francisco), Jean-Marc Izrine (Toulouse),
Kirill Limanov (Moscow), Sébastien Dou-

binsky (Copenhagen), Arturo Schwarz

(Milan)

Kontakt: centro studi Iibertari

via Rovetta 27, 20127 Milano

tel. e fax 02 28 46 923

email : csl<eleuthera@tin.it>
'

httpz//www.club.it/bibIo/archivio.pinelli

Übersetzung: wh
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Elser, noch vor Jahren ein fast unbeach-

teter schwäbischer Widerstandskämpfer
gegen den Nationalsozialismus wurde in

erster Linie Hitlerattentäter, weil er zu der

Überzeugung kam, dass nur die »Beseiti-

gung der augenblicklichen Führung« die

Verhältnissein Deutschland ändern kön-

ne.

Mit Attentaten hatte die deutsche Ge-

schichtsschreibung und Öffentliche Mei-

nung schon immer Schwierigkeiten, in

der Nachkriegszeit genauso wie nach

dem Deutschen Herbst. Zur negativen Le-

gendenbildung haben sie alle beigetra-
gen, die Gestapo vor allen Dingen, aber

auch so renommierte Persönlichkeiten

wie Pastor Niemöller, der als Mithäftling
(und deshalb hervorragender Zeuge)
1946 Elser als »SS-Mann« und »Agent
provocateur« verleumdete. Eine Aussa-

ge, die u.a. dazu führte, dass Elser auch

in der DDR-Geschichtsschreibung nicht

exisierte. .

Nur langsam kam über eine NDR-Dis-

kussion 1965 und eine Elser-Einschät-

zung des Engländers Stern in seinem

Buch »Hitler. Der Führer und sein Volk«

1978, eine neue Einschätzung Elsers als

überzeugten und bewußten Einzeltäter

zur Geltung.
Trotzdem gelang nach und nach die

Korrektur des Elser—Bildes:

1982 brachte Peter Paul Zahl den Els-

er als »Deutsches Drama« auf die Bühne,
in seiner Heimatstadt Heidenheim wurde

das Stück unter Zahls Regie sogar im Na—

turtheater aufgeführt, die dazu angefer-
tigte schriftliche Fassung wurde im Nach—

hinein im Trotzdem-Verlag verlegt.
1989 feierte Elser in »Einer aus

Deutschland« seine TV-Premiere, Klaus

Maria Brandauer als Elser brachte der

Person medienwirksam Glaubwürdigkeit
als Einzelkämpfer gegen eine Diktatur,
die 1938 durch das Münchner Abkom-

men und die Pogromnacht gezeigt hat-

te, zu was sie fähig sein würde und die -

so Elsers Beschluß - 1939 durch eine De-

[54] SF 1/2000

Das Schweizer Missverständnis über

Johann Georg Elser!

von Wolfgang Haug

tonation im Münchner Hofbräuhaus
wirksam erschüttert werden sollte. Der

Schreiner Elser hat also, ganz im Gegen-
satz zu den weniger volksnahen Wider-

standskämpfern um Stauffenberg bereits

vor Kriegsbeginn das Schlimmste verhin-

dern wollen. Sicherlich zu einer Zeit, in

der seine Einstellung in Deutschland

nicht mehrheitsfähig war, was ihn folge-
richtig zu dem Schluß brachte, die Tat al-

leine planen und ausführen zu müssen.

Lange versuchte die Gestapo an einer

Legende mit Verbindungen zum briti-

schen Geheimdienst zu stricken, 130 Sei-

ten Vernehmungsprotokolle sind noch

heute nachlesbar, dass sie nicht das ge-
wünschte Ergebnis beweisen konnten,
mag mit ein Grund dafür gewesen sein,
dem Elser erst nach dem »Endsieg« einen

Prozess wegen Hochverra—ts machen zu

wollen und ihn bis dahin ins KZ zu sper-
ren.

Eine erste Biografie Helmut Ortners

(1993) und vor allem der Heidenheimer

Arbeitskreis zu Elser haben viel für die

Rehabilitierung des Elser-Bildes getan.
Mit der von ihm angestossenen großen
Ausstellung in der Berliner Gedenkstät-

te Deutscher Widerstand (in der Stauf-

fenbergstrasse 1314) wurde Elser 1997

als »weitsichtiger Mann "aus dem Volk«

endgültig zum akzeptierten Teil der deut-

schen Widerstandsgeschichte. Diese Aus-

stellung wurde als Dauerleihgabe an Els—

ers Geburtsort Königsbronn gegeben
und ist dadurch weiterhin öffentlich zu

besichtigen. 1998 folgte eine Vertonung
der Elser—Story durch den Bremer Bernd

M. Krause und Ende 1999 eine empfeh-
lenswerte Biografie von Hellmut G. Haa-

sis, der immerhin den etablierten Ro-

wohlt-Verlag dazu gewinnen konnte,
»Den Hitlerjag’ ich in die Luft« zu verle-

gen.
Elser hatte das Attentat fast ein Jahr

lang minutiös vorbereitet, seine Erfah-

rungen als Schreiner und Steinbruchar-

beiter brachten ihm die Fähigkeiten al-

les Notwendige alleine zu beschaffen

und auszuführen. Seine Entscheidung,
den Sprengsatz in eine Höhlung eines

Pfeilers einzubauen, nötigte ihn ab dem

8. oder 9. August wochenlang auf den

Knien zu arbeiten — die entzündeten

Knie aber wurden ihm schließlich zum

Verhängnis und führten nach ihrer Ent-

deckung zu seinem Geständnis.

Gescheitert ist Elser‘s Versuch nicht an

seinem Unvermögen. In der Nacht zum

6.November stellte er den Zeitzünder

(über die genaue Bauweise finden sich in

Haasis Buch ausführliche Angaben) auf
_

den 8.November ein, am Jahrestag des

Hitlerputsches würde Hitler eine Rede

halten, um 21.20 Uhr sollte die Bombe,
die mit zwei Weckern abgesichert war, ex-

plodieren.
Sie explodierte und brachte das Hof-

bräuhaus zum Einsturz — 13 Minuten .

—

nachdem Hitler, der seine Rede frühzeitg
beendet und den Saal verlassen hatte.

Elser, der mit dem Rotfrontkämpfer-
bund sympathisierte aber kein Parteimit-

glied war, scheiterte auch nicht an ideo—

logischen Rücksichtnahmen und war bei-

spielsweise durch den Hitler-Stalin-Pakt

vom 23.August‚ der die Parteikommuni-

sten verunsicherte, nicht von seinem Vor-

haben abzubringen.
Doch wenn Elser seine Tat so präzise

vorbereiten und ausführen konnte, war-

um ist ihm dann nicht die Flucht in die

Schweiz geglückt? Wenn niemand einge-
weiht war, wie konnte er entdeckt wer-

den? Hatte er diesen Aspekt vernachläs-

sigt?
Hier liegt die Stärke und das Neue von

Haasis’ Biografie, sie verfolgt auch die

wenig bekannten Fragen, sucht nach

zeitgenössischen Quellen in der Schweiz

und widmet auch der Zeit im KZ Sach-

senhausen und seiner Ermordung im KZ

Dachau jeweils ein Kapitel.
Bereits im 2. Kapitel widmet sich Haa-

sis der gescheiterten Flucht. Anstatt am

6. November, nach der Einstellung des

Zeitzünders, zu fliehen, fuhr Elser nach

Stuttgart, um sich von seiner Familie zu

verabschieden, ohne Angabe Von Grün-

den meinte er, er müsse »über den Zaun«

(Grenze), am 7. fuhr er gar nach München

zurück, der penible Arbeiter wollte

nocheinmal die Funktionsfähigkeit des

Zünders prüfen. Am 8. um 6.30 Uhr ver-

lässt er - wie gewohnt — durch den Not-

ausgang zur Kellerstrasse das Hofbräu-

haus und frühstückt erstmal am Isartor.

Erst um 10 Uhr fährt er mit der Bahn



nach Ulm, von dort nach Friedrichshafen

und mit dem Schiff um 18.30 Uhr nach

Konstanz, von wo aus er über die Schwei-

zer Grenze will. Haasis macht deutlich,
dass die Fehler, die Elser anscheined pas-

sieren, bereits im Vorfeld angelegt waren.

So gut wie Elser Hitlers Gefährlichkeit

einschätzte, so schlecht scheint er den

Status der scheinbar neutralen Schweiz

eingeschätzt zu haben. 1938 hatte sich

Elser den Grenzbereich angeschaut, da-

mals war alles unbewacht, doch nun

. nach Kriegsbeginn hatte sich die Lage
natürlich verschärft. Da Elser auch bei

seiner Flucht niemand hineinziehen woll-

te, nahm er keine Hilfe, etwa kommuni-

stischer Fluchthelfer in Anspruch, son-

dern versuchte allein über die Grenze zu

kommen. Ohne sich um eine mögliche
Grenzpatrouille zu kümmern, wandert

Elser zum Garten des Wessenbergheims
in der Schwedenschanze und versucht

über den Stacheldraht zu kommen. Die

Grenzer Rieger und Zipperer nehmen ihn

fest. Eine erste Durchsuchung förderte

diverse kompromittierende Dinge zu Ta-

ge wie z.B. Zettel über Aufzeichnungen
der Herstellung v0n Granaten und Zün-

dern, Härte- und Hitzegrade, den Be—

stimmungsort von Munitionskisten, Teile

eines Zünders, eine Ansichtskarte des

Bürgerbräukellers, sein früheres Rot-

frontkämpfer-Abzeichen etc.

Alles Dinge, die er vernünftigerweise
nicht hätte bei sich tragen dürfen, wenn

damit nicht eine politische Absicht ver-

bunden gewesen wäre. In diesem Sinne

ist Haasis' Einschätzung zuzustimmen,
dass sich Elser hier nicht leichtsinnig oder

dumm angestellt hatte, sondern dass er

vorhatte in der Schweiz um politisches
Asyl zu bitten und mit seinen mitge—
brachten Utensilien den Beweis dafür an-

treten wollte. In diesem Sinne hatte Els-

er die neutrale Unabhängigkeit der

Schweiz falsch eingeschätzt und die Fra-

ge, ob er nach einer geglückten Flucht

nicht doch an Hitler—Deutschland ausge-
liefert worden wäre und ihn sein Schick-

sal gleichfalls ins KZ und in den Tod ge-
führt hätte, muss man wohl oder übel

mit Ja beantworten.

Hellmut G. Haasis

»Den Hitlerjag' ich in die Luft«

Der Attentäter Georg Elser

eine Biografie

270 S., Rowohlt-Verlag Hamburg 1999

Der Autor ist jederzeit zu Lesungen bereit und kann über

den SF kontaktiert werden.



Die Städte verwandeln sich seit Beginn
der 90er Jahre zunehmend von Produk-

tionsstandorten zu Konsumlandschaften.

Die Bedingungen des städtischen Han-

delns haben sich durch die Restrukturie—
rung der Ökonomie innerhalb des globa-
len Kapitalismus radikal verändert. Städ—

te werden zunehmend nicht mehr als

kommunale Verwaltungseinheiten, son-

dern als Unternehmen gesehen, die dann

wie eben solche geführt werden sollten.

Innerhalb des Prozesses der Globalisie-

rung entstehen Wohlstandsenklaven und

Armutsinselns - auch innerhalb der Städ-

te, die bestehende soziale und ökonomi-

sche Differenz wurde weiter verschärft.

Medien und Politik beschwören den Ver-

fall der städtischen Kultur durch Ver-

wahrlosung und Kriminalität. Die zuneh-

menden Brüche und Polarisierungen in

der neoliberalen Gesellschaft werden mit

einer Politik der »Inneren Sicherheit« be-

arbeitet.

In Die Stadt als Beute habe Klaus Ron-

neberger, Stephan Lanz und Walther

Jahn von spacelab die zentralen Verän-

derungen und Diskurse der Stadt und

des Städtischen zusammengefaßt. Mit

dem. Ende des Fordismus wurde auch das

politische Ziel der Angleichung der Le-

bensverhältnisse aufgegeben, der Län-

derfinanzausgleich steht zur Disposition.
Es findet ein neue Hierarchisierung nicht

nur des transnationalen sondern auch

des nationalen Städtesystems statt. Die-

se bedeutet auch für die kommunale Po-

litik einen Abschied vom Sozialstaat, weg
von der Daseins-Fürsorge zum Unterneh-

men Stadt. Innerhalb der transnationa-

len und nationalen Städtekonkurrenz ge-
winnen sogenannte weiche Standortfak-

toren an Bedeutung. Hamburg 2.8.

versuchte in den 80er und 90er Jahren

durch eine kulturelle Aufrüstung (Cats,
Phantom der Oper) Punkte gegenüber
anderen Metropolen zu sammeln. Berlin

hoffte durch die Hauptstadtwerdung zu

einer Dienstleistungsmetroplen und zum

Tor nach Osteuropa zu werden, doch in
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Berlin blieb von diesen Träumen nichts

übrig.
Innerhalb der neoliberalen Ökonomie

und transnationalen Arbeitsteilung hat

eine Deindustrialisierung der Städte

stattgefundenen. Die Städte wandeln

sich von Produktionsstandorten zu Erleb-

nislandschaften, in dessen Zentrum Kon-

sum und kommerzielle Kulturstehen. Die

Stadt wird nicht nur wie ein Unterneh-

men geführt, sondern si'e bietet sich auch

als Warenkorb an. Innerhalb der Erleb-

nisstadt geraten zentrale städtische Räu-

me immer mehr unter privater Kontrolle

oder verwandeln sich zu Produkten der

symbolischen Ökonomie. Die Unterhal-

tungs- und konsumkomplexe entwickeln

sich zu Orten der Repräsentation, in de-

nen sich zwar neue urbane Identitäten

formieren, allerdings wird dabei städti-

sche Publikum auf seine Rolle als Ver-

braucherln oder Kundin beschränkt bzw.

reduziert. Die Transformation der Metro-
polen von Produktions— in Erlebnisland-

schaften vertieft somit die vorherrschen-

de gesellschaftliche Entwicklung, städti-

sche Territorien nach hierarchischen

Mustern zu ordnen und ausgewählte
Gruppen zu verdrängen oder auszugren-
zen. Die Folge sind zum einen Vertrei-

bungspolitiken, die sich gegen u.a. Bett-

lerlnnen, Obdachlose, Drogenkonsumen-
tlnnen richten, und zum anderen die

Ausdehnung vor Orten der kontrollierten

Zerstreuung, darunter fallen Stadtgaleri-
en, Malls, Themen- und Erlebnisparks.
Diese neuen Orte eines kontrollierten Er-

lebens versuchen die Atmosphäre und

das Image eines traditionellen Stadtplat-
zes zu erzeugen, der gemeinhin mit Kom-

munikation, Öffentlichkeit und Spektakel
gleichgesetzt wird. Durch die private Or-

ganisierung pseudo-öffentlicher Räume
- wie Malls, Einkaufszentren, Erlebnis-

und Themenparks - werden die klassi-

schen Orte der Öffentlichkeit (Straße,
Platz, Park) ersetzt. Diese neuen Räume

sind als eingegrenzte und ausgrenzende
gesellschaftliche Bereiche zu verstehen.

In den Themenparks und Malls wird ei-

ne Art von Öffentlichkeit produziert, die

sich am Mythos der heilen Kleinstadt ori-

entiert: keine Gewalt, keine Obdachlosen,
keine Drogen. Visuelle Kohärenz, räumli-

che Kontrolle und privates Management
lassen die Themenparks und Mails als

Idealtypen eines neuen öffentlichen

Raumes erscheinen, der der Mittelklas-

se-Norm einer »cleanen Erlebniswelt«

entspricht. Die Innenstädte sollen in die-

sem Prozeß ebenfalls in ein sauberes,

störungsfreies Konsum- und Erlebniscen-

ter verwandelt werden. Die neue städti-

sche Armut und die verschiedenen sub-

kultureHe Submilieus werden in diesem

Prozeß ausschließlich als Störung einer

relaxten Konsumathomsphäre gesehen.
Mit Hilfe von 2.8. Gefahrenabwehrver-

ordnungen 2.8. und mit Hilfe von priva-
ten und staatlichen Sicherheitsdiensten

sollen unerwünschte Gruppen aus den

Innenstädten vertrieben werden. Dabei

geht es um sozialrassistische bzw. sozial-

hygienische Maßnahmen zur »Zerschla-

gung« der offenen Drogenszene, die Ver-

treibung von Obdachlosen und Bettle-

rlnnen oder die Schikanierung von

jugendlichen Migrantinnen. Ebenfalls

wird der Blick auf die angebliche Unsau—

berkeit der Städte gelegt. Nach dem Vor-

bild der »NulI—Toleranz«-Strategie der

New Yorker Polizei wird der Blick ver-

stärkt auserhaltensweisen gerichtet, die

bishervon keiner strafrechtliche Relevanz

waren, wie Schwarzfahren oder öffentli-

ches Urinieren. Ebenfalls wird dem Van-

dalismus und dem Grafittisprayen mehr

Aufmerksamkeit gegeben.

Klaus Ronneberger / Stephan Lanz / Walther Jahn

Die Stadt als Beute

1999 - 240 Seiten

Dietz Taschenbuch - 24,80 DM



er sich für Informationen über den

ideologischen Zugriff nationalsozia-

listischer Institutionen auf Kinder

nicht verfolgter Eltern interessiert, findet

leicht eine Vielzahl von Untersuchungen,
die sich jedoch alle entweder auf die

Schule oder auf die Hitler-Jugend bezie-

hen. Über das Schicksal der Kinder im

Vorschulalter schweigt sich die Literatur

hingegen weitgehend aus. Wie sich im

folgenden Text zeigen wird, steht der da-

durch hervorgerufene Eindruck, während

der ersten Lebensjahre wären die Kinder

in einer beschützten, von Staat und Par-

tei unberührten privaten Nische aufge-
wachsen, durchaus im Gegensatz zu den

greifbaren Quellen. Nicht nur Lehrer und

HJ-Führer waren damals aufgefordert, ei-

ne den politischen Zielen des National-

sozialismus zweckdienliche Erziehungsar—
beit zu leisten, sondern auch die Mütter.

Schule, Jugendbund und Elternhaus wa-

ren die drei Standbeine, aufwelchen sich

die Erziehung der Kinder zu vollziehen

hatte.

Die in der Zeit des Nationalsozialismus

bereits früh verfolgte Erziehung zum

Massenmenschen fußte nicht nur auf

den heute ausführlich dokumentierten

Grundzügen der NS-Pädagogik und der

NS-Medizin, sondern ebenfalls auf einem

Rückgriff auf umfassende sozialpsycho-
logische Kenntnisse der Nationalsoziali-

sten. Der Massenkult als Erziehungs- und

Disziplinierungsdoktrin des Nationalso-

zialismus nahm Bezug auf die Ideen der

Massenpsychologie, einer kurz vor der

Jahrhundertwende von dem Franzosen

Gustave Le Bon begründeten Wissen—

schaftsdisziplin, die während der ersten

Hälfte des 20. Jahrhunderts auch in

Deutschland auf großes Interesse stieß.

Le Bons wichtigste Schrift, die 1895

erschienene »Psychologie des foules«,
mündete in den Befund, daß sich die psy-

chologischen Zustände des Einzelnen in-

nerhalb und außerhalb einer Masse fun-

damental von einander unterscheiden

würden. Während der Mensch jenseits
des Einflusses einer Masse im Normalfall

nach Maßgabe seinerVern'u nft handelte,
verlöre der Massenmensch, unfähig, lo-

gisch zu denken, seinen eigenen Willen

und damit auch seine Persönlichkeit. In

der Masse sei die Vernunft ausgeschaltet,
und der Begriff des Unmöglichen würde

schwinden. Unterschiedliche Individuen

würden in der Masse »vergesellschaftet«,
das Ungleichartige versänke in der

Gleichartigkeit. Meinung und Gedanken

aller Massenmitglieder orientierten sich

nach derselben »Richtung«. Der Mas-

senmensch sei nicht mehr Herr seiner

selbst: »“ n’est plus lui-méme, mais un

automate que sa volonté est devenue im-

puissante ä guider.« (Er ist nicht mehr

er selbst, sondern ein Automat, dessen

Willen ihn nicht mehr zu leiten fähig ist.)
Le Bon ließ deutlich durchblicken, wor—

auf seine Beobachtungen des Massen-

verhaltens hinausliefen. Da die Masse

unfähig sei, eine eigene Meinung zu ver-

treten,“ außerjener, die ihr eingeflößt wer-

de, repräsentiere die Kenntnis der Mas-

senpsychologie in der »ere des foules«,
so lautete sein Postulat, das letzte Hilfs-

mittel für den Staatsmann. Wer die Bilder

kontrolliert, in welchen die Massen den—

ken, entscheidet, was die Massen tun

werden: »Seules les impressions qu'on
fait naitre dans leurs äme peuvent les sé-

duire.« (Nur die Eindrücke, die man in

ihren Seelen gedeihen läßt, können sie

verführen). Da die Masse als Spielball
äußerer Reize und als »esclave des im-

pulsions recus« (Sklave der erhaltenen

Impulse) für rationale Argumente un—

empfänglich sei, erforderte die Kunst, zu

ihr zu sprechen, besondere Fähigkeiten,
die auf den Mitteln derTäuschung ba—

sierten: »Qui sait les illusionner est aisé-

ment leur maitre; qui tente de les désil-

lusionner est toujours leur victime.« (Wer
ihnen Illusionen vorzugaukeln vermag,
ist schnell ihr Meister; wer versucht, sie zu

desillusionieren, ist ihr Opfer).1
Die Psychologie des foules, damals ge-

dacht als Aufforderung an die französi-

schen Politiker des fin de siécle, die Ge-

setze der Massenpsychologie anzuerken-

nen und mit ihrer Hilfe Frankreich unter

Beibehaltung der bestehenden gesell-

schaftlichen Ordnung zu stabilisieren,
wurde von Politikern in aller Welt dan-

kend zur Kenntnis genommen. Auch in

Deutschland stieß die Psychologie der

Masse auf reges Interesse. 1932 wurde

am Institut für Psychologie der Univer-

sität Bonn eine Vorlesungsreihe abgehal-
ten unter dem Titel Politische Psycholo-
gie als angewandte Psychologie an Hand

von Hitlers »Mein Kampf«. Bezug neh-

mend auf die Lehren Gustave Le Bons,

behauptete Professor Walther Poppelreu-
ter, Leiter derVeranstaltung und über—

zeugter Nationalsozialist, Mein Kampf
sei, formal gesehen, ein Lehrbuch für »an—

gewandte Massenpsychologie«:
»Man vergleiche etwa das an sich gute

Buch des französischen Sozialpsycholo-
gen Le Bon (»Psychologie der Masse«)
oder die neuen Veröffentlichungen, auch

die der Psychotechnik über »Menschen-

beeinflussung«, »Werbung« usw. mit

»Mein Kampf« —

man wird erstaunt sein,
festzustellen, wie sehr Hitler nur auf

Grund seiner psychologischen Begabung
nicht nur »intuitiv« dasselbe neu gefun-
den hat wie die Wissenschaft vorher, son-

dern auch die Wissenschaft wesentlich

ergänzt und, was noch mehr zu bewun-

dern ist, alle seine Erkenntnisse in die Tat

umgesetzt hat. (...) Wollte man Hitler

übel, so könnte man durch geschickt per-
fides Zitieren scheinbeweisen, daß er als

ein »Mann des kältesten Verstandes« die

NSDAP mit Hilfe der »angewandten Mas-

senpsychologie« werbepsychologisch so

aufgezogen hätte, wie ein amerikani-

scher Propagandachef den Vertrieb eines

neuen Massenartikels für den Massen-

konsum. (...) Bei der angewandten Mas-

sen— und Propagandapsychologie ging es

aber Hitler nicht um eine Hautcréme und
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Profit, sondern um ein neues Deutsch-

hndh

Bevor Hitlerauf eine Masse erfolgreich
einwirken konnte, mußte eine solche zu-

erst existieren: »Der Führer braucht und

will die Masse!«, faßte Poppelreuter
zusammen. Psychologisch analysiert han-

delte es sich beim Verhältnis von Geführ—

ten zu ihrem »Führer« um ein »Liebesver-

hältniS«. Auch vermittelte eine psycholo-
gische Masse den einzelnen Menschen in

ihrer Beziehung zueinander die »Stim-

mung einer harmonischen Gleichbe-

schaffenheit« sowie den Eindruck, »sich

eins zu fühlen mit den anderen Kamera—

dem. Es sei gerade dieses angenehme
Gefühl der Liebe und des »Einsseins«, das

eine freiwillige Unterordnung unter Vor—

gesetzte erträglich erscheinen lasse und

das »Zurückstellen des eigenen revoltie-

renden lch gegenüber den nun einmal

notwendigen äußeren Kommandogewal-
ten« garantieren würde. Die freiwillige
Subordination unter einen gebilligten
und geliebten Führer sei der »Sinn der

neuen deutschen politischen Entwick-

lung«.2 Um Vertrauen zu gewinnen, soll-

te jeder »Führer« seine autoritäre Vorge-
setztenhaltung durch den Schein der

Freundschaft zu ersetzen, führte Poppel-
reuter weiter aus. Er sollte sich seinen

Untergebenen gegenüber glaubhaft als

Freund, Vertrauter und Beschützer zu er-

kennen geben und hatte sich damit qua-

si mitjenen Qualitäten auszustatten, die

jeder guten Mutter eigen sind.

Verfolgt man diesen Gedanken weiter

und betrachtet man die Tendenzen der

nationalsozialistischen Säuglingspflege
vor dem Hintergrund der massenpsycho-
logischerüberlegungen, so fällt auf, daß

der Beziehung des in der Masse gebun-
denen Menschen sowohl seinen Vorge-
setzten als auch den übrigen Massen-

gliedern gegenüber Qualitäten zuge-
schrieben wurden, die man gleichzeitig
bei der Beziehung zwischen Mutter und

Kind im Keim zu ersticken versuchte:

Nähe, Freundschaft, Liebe und das Ge—

fühl von Geborgenheit. Im Kampf um

den psychologischen Zugriff auf die Kin-

der war es demnach naheliegend, die

Mütter als Konkurrentinnen aufzufassen.

Im 1938 erschienenen Ratgeber Deut-

sche Mutter und deutscher Aufstieg
schrieb der einflußreiche Tübinger Gynä-
kologe August Mayer, in den Müttern

und Kindern seien den Frauenärzten das

»wertvollste nationale Gut« anvertraut,
aus welchem die »Hände, die Köpfe und
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die Herzen der Zukunft« hervorgingen.
Da der Arzt nicht mehr nur »Anwalt des

Einzelnen« sei, sondern neu eine Funkti-

on als »Hüter der Volksgesundheit« aus-

zuüben hätte, würde dem modernen Ge-

burtshelfer eine noch verantwortungs-
vollere Aufgabe zu als früher zufallen.

Neben zahlreichen anderen Beispielen
dokumentieren August Mayers Aus-

führungen, daß sich Gynäkologie, Ge-

burtshilfe und Kinderheilkunde als me-

dizinische Spezialgebiete besonders

deutlich dem antiindividualistischen, auf

eine Integration des einzelnen in die »Ge-

samtheit« ausgerichteten Programm der

NS-Medizin, NS-Pädagogik und der Mas-

senpsychologie verschrieben haben. Daß

es sich dabei aber nicht lediglich um af-

fektive Anpassung, sondern um bewuß-

te Mitarbeit handelte, vermag die Tatsa—

che zu verdeutlichen, daß Mayer in sei-

nem Ratgeber mehrmals auf Gustave Le

Bons Psychologie der Masse Bezug ge-
nommen hat.3

Mayers ebenfalls in Tübingen lehren-

der Kollege Walter Birk sprach von einer

»bewußten Hinführung des Kindes auf

eine nationalpolitische Erziehung« und

war aufrichtig davon überzeugt, eine sol-

che bereits in der Neugeborenenperiode
einleiten zu können. Denn ein noch in

der Entwicklung begriffenes Seelenleben

sei »unter allen Umständen leichter be-

einflußbar«, als wenn man versuchten

wollte, ein »bereits fertiges wieder um-

zuformen«:

»Was das Säuglingsalter anbetrifft, so

Will ich mich darauf beschränken, kurz

zu betonen, daß es bereits beim ganzjun-
gen Kind eine Erziehung gibt. Wenn wir

den Säugling von vornherein daran zu

gewöhnen bestrebt sind, daß er sich mit

5 Mahlzeiten am Tag zufrieden gibt und

nicht 10 verlangt, daß er nur am Tag
trinkt und nicht auch in der Nacht, daß er

alle Tage um die gleiche Zeit seine Nah-

rung nimmt und nicht, wann es ihn ge-
rade paßt - so ist das alles nicht bloß

Ernährung, sondern auch Erziehung, und

zwar Erziehung zum Gehorsam.«4

Viele Frauen- und Kinderärzte waren

sich nicht nur darin einig, daß die ersten

erzieherischen Massnahmen gleich nach

der Geburt vorgenommen werden müß-

ten, sondern gelangten darüber hinaus

zur Überzeugung, daß Regelmäßigkeit in

der Ernährung das wirksamste Erzie-

hungsmittel in der Neugeborenenperi-
ode darstellte.5 »Die Erziehung setzt am

ersten Lebenstag ein«, lehrte auch das

vom Reichsgesundheitsamt herausgege-
bene offizielle Handbuch für Hebam-

men: »Vorerst ist es die Erziehung zur Re-

gelmäßigkeit. Damit beginnt die Unter-

werfung des Kindes unter den Zwang des

Lebens.«6 Der Hamburger Professor für

Pädiatrie, Rudolf Degkwitz, verfolgte mit

der Erziehung zur Regelmäßigkeit das

Ziel, beim Säugling eine ganz spezifische
Fähigkeit auszubilden, nämlich das Ver-

mögen, »Unlustgefühle zu bezwingen
und die Opfer auf sich zu nehmen, die

das Gemeinschaftsleben mit sich bringt«:
»Wenn die Fütterungszeit herannaht,

wenn ihn eine Windel drückt oder ihm ei-

ne eingenäßte Windel Unbehagen ver-

ursacht, alarmiert der Säugling je nach

seinem Temperament mehr oder weniger
heftig seine Umgebung. Das darf kein

Anlaß sein, die Ruhepausen ab2ukürzen

oder zu unterbrechen, und vor allem

dann nicht, wenn die Art des Schreiens

nicht nur Kummer und Hilflosigkeit, son-

dern Zorn verrät. (...) Wird umgekehrt ver-

fahren und der Säugling, sobald er

schreit, aus dem Bett genommen, trocken

gelegt, gefüttert und umhergetragen,
werden sein Schreien und seine Tempe-
ramentsausbrüche die Ursache dafür,
daß Unlustgefühle in Lustgefühle ver-

wandelt werden, so wird er diese Ent-

deckung ebenso, wie jede andere Neu—

entdeckung, stereotyp immer und immer

wiederholen. (...) Bleibt der Erzieher trotz

der Temperamentsausbrüche des Säug-
lings bei seinem Pflegeschema, so hören

diese bald auf und der Säugling lernt von

vornherein, was jedes soziale Wesen ler-

nen muß: Unlustgefühle zu ertragen, oh—

ne andere damit zu belästigen.«
Während der gesamten Säuglingszeit

sei Regelmäßigkeit von größter Wichtig-
keit, merkte Degkwitz an. Denn der

Mensch hätte während der ersten Phase

seines Lebens eine rein passive Rolle zu

spielen: »Er ißt nicht, sondern wird gefüt-
tert, er schläft auch nicht, sondern er

wird schlafen gelegt.« Jeder Versuch des

Säuglings, gegen diese Prinzipien zurver-

stoßen, sei ausnahmslos zu unterbinden.

Degkwitz’ Erziehungsziel bestand da-

rin, die »lebensscheuen Eigenbrötler«
psychologisch zur »Bindung an die Ge-

meinschaft« zu bewegen.7 Daß Degkwitz
dabei über ein sehr differenzierte mas-

senpsychologische Kenntnisse verfügte
und diese als Pädiater mit Pflege- und

Erziehuhgsfragen verknüpfte, dokumen-

tiert eine von ihm erst nach dem Krieg
herausgegebene Schrift, die als (reichlich



späte) Abrechnung mit dem »Dritten

Reich« gedacht war. Eine »vertiefte

Kenntnis der Massenpsychologie« habe

es dem Nationalsozialismus erlaubt zu

erreichen, daß die Menschen »in der Mas-

se und als Masse« dächten. Seine Führer

seien »Meister der Lüge« gewesen und

hätten den Menschen »ganz bewußt be-

stimmte Gefühle« vorgespielt, um sie sich

zu unterwerfen. Wer diese »Mechanik der

Massenbildung« nicht durchschaut hätte,
habe ihr kaum widerstehen können.

Denn: »Von Massenbewegungen mitge-
rissen zu werden, sein Ich aufzugeben
und in der Masse unterzutauchen, ist

meist mit starken Lustgefühlen verbun-

den.«8

In einem 1936 erschienenen Aufsatz

über Knabenerziehung sprach der Berli-

ner Pädagoge Hans Stock von einem

»freiwilligen Drang eines gesunden Jun-
‘

gen aus der Familie fort zur bündischen

Gemeinschaft hin«. Dieser »freiwillige
Drang« dürfe keinesfalls durch eine »fal-

sche Erziehung irregeleitet« werden. Kin—

der, welchen bereits in der Familie star-

ke Gefühle der Zusammengehörigkeit
und der Freundschaft vermittelt würden,
hätten später nur ein geringfügiges In-

teresse daran, bündisch-kameradschaftli-

che Beziehungen einzugehen. Denn nur

dort, wo das Familienleben »langweilig
und leer« sei,”werde das »Erlebnis des

Bundes für den Jugendlichen zur Erlö—

sung«. Unter diesem Gesichtspunkt, führ—

te Stock weiter aus, bestünde zwischen

Familie und Hitlerjugend ein »span-

nungsreicher Unterschied«. Die Erzie-

hung im Jugendbund bildete zur Famili-

enerziehung den »äußérsten Gegenpol«.9
lm Selbstverständnis der Säuglings-

pädagogik und Kleinkindererziehung
standen sich Familie und Jugendorgani-
sation als Konkurrentinnen gegenüber.
Um dieses Konkurrenzverhältnis zugun-
sten der Hitler-Jugend zu entscheiden,
bot sich eine eigentümliche Säuglings-
und Kleinkinderpflege an, vermittels wel-

. cher Gefühle der Freundschaft und der

Geborgenheit systematisch von der Kin-

derstube ferngehalten werden konnten,
um dadurch den Jugendformationen ge-
nerell das Monopol für positive soziale

Erfahrungen zu überlassen. Provozierte

Entfremdung schon im Säuglingsalter, er-

gänzt durch körperliche und seelische

Isolation im täglichen Kampf zwischen

Mutter und Kleinkind sollten eine ge-
wünschte Absenz enger zwischen-

menschlicher Beziehungen innerhalb der

%ßea„.

Familie garantieren. Jeglicher Form von

Zuneigung und freundschaftlichem Um-

gang beraubt, konnte ein regelkonform
gepflegtes Baby auf diese Weise dazu ge-

zwungen werden, seine Bedürfnisse nach

liebevoller sozialer Interaktion zurückzu-

stellen, bis sie sich im Laufe der ersten

Lebensjahre zu einer krankhaft heißen

Sehnsucht nach einer großen und har-

monischen Gemeinschaft pervertierten.
Vor dem Hintergrund differenzierter mas-

_

senpsychologischer Kenntnisse bot sich

eine Beeinträchtigung der Mutter—Kind-

Beziehung als Instrument an, auf wel-

chem der Rattenfänger schließlich seine

Melodien spielten konnte. Was den Kin-

dern während ihrer ersten Lebensjahre
vorenthalten wurde, - das Gefühl der fa-

miliären Gemeinschaft —, sollte erst spä—
ter innerhalb der Parteiformationen

durch von großen Gemeinschaftserleb-'

nissen erzeugte ‘Lustgefühle’ kompen-
siert werden.

Aus dem Organisationsbuch der NSD-

AP geht hervor, daß sogenannte »NS-Kin-

dergruppen«, vorgesehen für alle »ari-

schen« Jungen und Mädchen im Alter

von sechs bis zehn Jahren, die »erste na-

tionalsozialistische Gemeinschaft« des

kindlichen Lebens darzustellen hätten.

Die Einrichtung von »NS-Kindergruppen«
war zwar geplant, wurde aber nicht um-

gesetzt. Eine umfassende Eingliederung
in die Parteiorganisationen erfolgte erst

im Alter von zehn Jahren mit dem Beitritt

zum »Jungvolk«. In der Hitler-Jugend sei

niemand einsam und verlassen, ver—

sprach Baldurvon Schirach 1938 anläß-

lich der Aufnahme der Zehnjährigen am

»Führergeburtstag«, und brachte damit

zum Ausdruck, was die liebeshungrigen
Kinder erwartete: das beglückende Er-

lebnis und das herrliche Gefühl der

großen Gemeinschaft.

Die Hitler-Jugend präsentierte sich als

ein Eldorado für emotional verwahrloste

Kinder. Jungen Menschen, die sich in

ihrem Elternhaus nie oder nur selten ge-

borgen fühlten, sollte die Mitgliedschaft
in der Hitler—Jugend als ihre bisher at-

traktivste soziale Erfahrung erscheinen.

Entsprechend den Grundsätzen national—

sozialistischer Pädagogik sollte das

Bedürfnis nach intensiver sozialer Inter-

aktion zunächst ignoriert und später um—

gebogen werden, um es der psychologi-
schen Eingemeindung ins »Volksganze«
dienbar zu machen.

Wie sehr sich die Theorie einer früh-

kindlichen Erziehung zum Massenmen-

schen in sozialpolitischen Strukturverän-

derungen niedergeschlagen hat, ver-

deutlicht die Expansion von staatlich

kontrollierten Mütterberatungsstellen
und Mütterschulungskursen, die, einen

monopolartigen Geltungsanspruch ver-

tretend, mit einer politisch motivierten

Zurückdrängung konkurrierender Einrich-

tungen einherging. Als »scharf geschlif-
fenes Instrument der Partei zur Erobe-

rung der Familie«10 sollten diese Einrich-

tungen dazu beitragen, die Befolgung
einer an neuen Grundsätzen orientierten

Säuglingspflege reichseinheitlich durch-

setzen.

Auch die Vereinheitlichung derAusbil-

dung von Hebammen und Säuglings-
schwestern sowie die mysteriöse Kampa—
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gne gegen die Anstaltsentbindung wer-

den erst vor dem Hintergrund der Moti-

ve verständlich, welche eine spezifisch
nationalsozialistischen Säuglingspflege
verfolgte. Im Herbst 1934 wurden in ei-

nem Runderlaß des Innenministeriums

fünf Gründe gegen die Anstaltsentbin-

dung und für die Bevorzugung der Haus-

geburt vorgebracht: Von der Entbindung
im eigenen Heim erhoffte man sich eine

Zunahme des Familienzusammenhalts,
eine Senkung der Arbeitslosigkeit von

Hebammen, eine Bannung der Infekti-

onsgefahr, die Förderung des Stillwillens

sowie die Einsparung von Kosten. Als

konkrete Maßnahme enthielt der Erlaß

die Weisung, Neugründungen von Ent-

bindungsanstalten entgegenzutreten.H
Daß das Innenministerium nicht mit

offenen Karten spielte, wird allein schon

anhand der Haltlosigkeit des Familien-

Arguments ersichtlich. Daß der National-

sozialismus der Familie eine besondere

Bedeutung beigemessen hätte, war eine

Propagandalüge”, die, wie ein damals

populärer Witz dokumentiert, schon da-

mals als solche identifiziert werden konn-

te: »Wo trifft sich die deutsche Familie

im Dritten Reich? Auf dem Reichspartei—
tagl Da sind alle Organisationen ver-

sammelt. Die Mutter kommt mit der Frau-

enschaft, die Tochter mit dem BDM, der

Sohn mit der HJ und der Vater mit der

SA.«13

Nicht überzeugender präsentierte sich

die Behauptung, daß eine größere Infek-

tionsgefahr in der Entbindungsanstalt ei-

ne Zunahme der Säuglingssterblichkeit
zur Folge hätte. Ebenso wie die Unter-

stellung, in den Geburtskliniken würde

man das Selbststillen zuwenig fördern,
stieß dieser Vorwurf schon damals bei

der klinischen Geburtshilfe auf entrüste-

ten Widerspruch.14 Von »Laienpropagan-
da für die häusliche Entbindung«15 war

die Rede, und sichtlich gekränkt durch

die gegen dieEntbindungsanstalten er-

hobenen Unterstellungen ließen sich die

Vertreter der klinischen Geburtshilfe ih-

rerseits dazu hinreißen, polemisierend
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die Hausgeburt aufs Korn zu nehmen.16

Für eine Zuspitzung der Kontroverse

sorgte eine im September 1939 erteilte

Weisung des Innenministeriums, wonach

Krankenhäuser und Entbindungsanstal-
ten dazu angehalten wurden, Schwan-

gere zur Entbindung nur noch dann auf-

zunehmen, wenn entweder eine medizi-

nische Notwendigkeit vorlag oder die

Wohnverhältnisse der werdenden Mut—

ter nach genauer Prüfung als ungeeignet
einzustufen waren. Aus Protest gegen
diesen Erlaß verfaßte derVorstand der

Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie
eine ’Denkschrift', in welcher man die er-

hobenen Vorwürfe erneut entschieden

zurückwies.17 Unter dem Druck dieser

»Denkschrift«‚ deren Veröffentlichung
man zunächst nur angedroht und

schließlich zurückgezogen hatte, wurde

die Kampagne im Frühjahr 1940 einge-
stellt.

Nachdem die Kampagne gegen die

Anstaltsentbindung an der Haltlosigkeit
ihrer Argumente sowie am Standesbe-

wußtsein der Ärzte gescheitert war, blie-

ben die ihr zugrunde liegenden Motive

weiterhin dubios. Waren wirtschaftliche

Interessen ausschlaggebend gewesen,
wie man es bereits 1934 behauptet hat

und auch heute teilweise annimmt?

Wohl kaum. Zwarwurde im Gesundheits-

wesen zum Teil kräftig gespart, doch in

Anbetracht der großen innenpolitischen
Bedeutung, welche dem Bereich der Müt-

ter- und Säuglingsfürsorge beigemessen
wurde und nicht zuletzt im kostspieligen
Ausbau der Mütterberatungsstellen und

der Mütterschulung zum Ausdruck ge-
kommen ist, darf angenommen werden,
daß finanzielle Argumente nicht im Mit-

telpunkt standen.

Walter Stoeckel reduzierte die jahre-
langen Angriffe gegen die Anstaltsent-

bindung später aufein lntriegenspiel
Leonardo Contis.18 Wird jedoch berück—

sichtigt, daß die Propaganda gegen die

Anstaltsentbindung bereits fünf Jahre

vor der Ernennung Contis zum »Reichs—

gesundheitsführer« lanciert worden ist

und dessen Machtbefugnisse auch ab

1939 ein bestimmtes Maß nie über-

schritten haben‘, erscheint Stoeckels In-

terpretation der Kampagne wenig glaub-
würdig.

'

Auf eine plausiblere Erklärung für die

Hintergründe der Kampagne gegen die

Anstaltsentbindung verweist die in der

»Denkschrift« der Deutschen Gesellschaft

für Gynäkologie aufgestellte Behaup-
tung, wonach das Vertrauen in die häus-

liche Geburtshilfe rückgängig gewesen
sei. In der Tat stieg der Anteil der An-

staltsentbindungen, trotz Gegenpropa-
ganda, zwischen 1935 und 1937 durch-

schnittlich von 25 auf 29% an.20 Beson-

ders betroffen von diesem Zuwachs war

konfessionell gebundene Geburtsklini—

ken. In Köln erhöhte sich derAnteil der in

solchen Anstalten geborenen Kinder zwi-

schen 1927 und 1936 von 4 auf 33%,
während die Hausgeburten im gleichen '

Zeitraum von 62 auf 40% zurückgingen.
Ähnliche Zahlen liegen auch für die Städ-

te Wuppertal und Bonn vor.21

Der Umstand, daß vor allem konfessio-

nell gebundene Geburtskliniken von die-

sem Trend profitieren konnten, legt die

Vermutung nahe, daß es sich bei der Zu-

nahme der klinischen Entbindungen zu

Lasten der Hausgeburten um eine

Fluchtbewegung handelte, mit welcher

Frauen der von den Nationalsozialisten

favorisierten und kontrollierten häusli-

chen Entbindung entrinnen wollten.

1939 mußte sogar Conti zugeben, daß er

hinter der zunehmenden Attraktivität der

konfessionellen Entbindungsanstalten
»politische Gründe«22 vermutete.

Doch die Kampagne gegen die An-

staltsentbindung richtete sich nicht aus-

schließlich gegen Häuser, die der Kirche

nahestanden, sondern gegen die klinié

sche Geburtshilfe generell. Gab es Anlaß

zur Befürchtung, daß man bei der Um-

setzung einer nationalsozialistisch beein-

flußten Säuglingspflege nicht nur in den

konfessionell gebundenen, sondern auch

in staatlichen und konfessionsneutralen

privaten Kliniken auf Hindernisse stoßen
würde? Zwei Gründe sprechen dafür. Ers-

tens konnte der vielzitierte Effekt der ‘Er—

ziehung der Frau durch die Frau’, aufden

man damals große Stücke hielt, in der

von Männern dominierten klinischen Ge-

burtshilfe nicht zum Tragen kommen.23

Und zweitens gibt es Hinweise dafür, daß

die Disziplinierung der Ärzteschaft ins-

besondere dort auf Widerstand stieß, wo

nicht nur einfache politische Loyalität ge-



fordert wurde, sondern darüber hinaus

eine Einmischung in den fachlichen Be-

reich stattfand. Noch 1942 sah sich das

Deutsche Ärzteblatt zur Feststellung ver-

anlaßt, daß ein Teil der Ärzteschaft der

nationalsozialistischen Gesundheitspoli-
tik »teilnahmslos« gegenüberstünde: »Für

diese Ärzte ist die ganze Reichsgesund—
heitsführung ein Brief mit sieben Siegeln,
mit deren Gedankenwelt sie sich noch

niemals befaßt haben ...«24 Auch die hef-

tige Reaktion der Deutschen Gesellschaft

für Gynäkologie auf die Kampagne ge-

gen die Anstaltsgeburt vermag die Gren-

zen ärztlicher Kooperationsbereitschaft
zu verdeutlichen. Dabei gilt es freilich zu

beachten, daß in den meisten Fällen

nicht von politischem Widerstand, son—

dern von der Wahrung standespolitischer
Interessen und des Berufsstolzes gespro-
chen werden muß.

Da es leichter erschien, den Hebam-

menstand sowie parteieigene Einrichtun—

gen wie die Mütterberatung und die

Mütterschulung innerhalb kurzer Zeit auf

die veränderten Maßstäbe bei der Pfle-

ge und Erziehung der jungen Menschen

zu verpflichten, war es naheliegend, auf

die Hausgeburt zu setzen. Mit der Kam-

pagne gegendie Anstaltsentbindung
sollte verhindert werden, daß Mutter und

Kind dem um das häusliche Wochenbett

sorgfältig gesponnenen Netz national-

sozialistischer ‘Fürsorge' entschlüpften,
um sich in die Obhut einer geburtshilfli-
chen Klinik zu begeben, wo der Kontrol-

le Grenzen gesetzt waren und sich eine

konsequente Umsetzung nationalsoziali-

stischer Säuglingspflege möglicherweise
nicht in gewünschtem Umfang gewähr-
leisten ließ. Ohne Berücksichtigung die-

ses Motivs bliebe die Kampagne gegen
die Anstaltsentbindung widersprüchlich
und unverständlich.

Zum Schluß

Gemäß der Logik der Massenpsycho—
logie stellten zur Zeit des Nationalsozia-

lismus harmonische Mutter-Kind-Bezie-
hungen eine Konkurrenz zu den ‘Ge-

meinschaften’ der von Staat oder Partei

getragenen Massenorganisationen dar.

Um die psychologische Integration jun-
ger Menschen in das nationalsozialisti-

sche Herrschaftssystem zu maximieren,
sollten die kindlichen Bedürfnisse nach

Geborgenheit und menschlicher Nähe

nicht schon von der Mutter, sondern erst

vom Jugendverband (pseudo)-befriedigt

ch/versioffiö

werden. Dabei lässt sich die Kampagne
gegen die Anstaltsgeburt als Versuch in-

terpretieren, diese Strategie mit dem Ziel

umzusetzen, den Zugriff auf die jungen
Staatsbürger nach Maßgabe einer natio-

nalsozialistischen Säuglingspflege zu si-

chern.
_

Eine bereits von Sigrid Chamberlains

formulierte These gewinnt aus ge-
schichtswissenschaftlicher Perspektive
dabei durchaus an Plausibilität: Es ist

denkbar, dass im ‘Dritten Reich' der Ver-

such unternommen worden ist, schon

Neugeborene mittels einer spezifisch na-

tionalsozialistischen Säuglingspflege zur

»Bindungs-« und »Kontaktlosigkeit« zu er-

ziehen, um sie psychologisch optimal auf

ihre spätere Eingliederung in die Forma—

tionen der Hitler-Jugend vorzubereiten.
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Paul Wulf ein unermüdlicher

Kämpfer für Gerechtigkeit

Paul Wulf, der am 3. Juli in Münster im

Alter von 78 Jahren gestorben ist, war

unermüdlicher Spurensucher, eine Ar-

chiv-Wühlmaus und ein Aufklärer über

eines der dunkelsten Kapitel deutscher

Geschichte:die im Rassenwahn begrün-
dete Zwangsterilisierung von angeblich
»erbkranken« Menschen. Sein persönli—

‘

ches Schicksal verknüpfte er stets mit der

allgemeinen politischen Situation und

zog daraus seine Schlüsse.

Als junger Mensch wurde er im März

1938 im Landeskrankenhaus Paderborn

von faschistischen Ärzten zwangssterili—
siert. Sein Schicksal teilte er mit den ca.

400.000 Menschen, die auf der Grund-

lage des »Gesetzes zur Verhütung erb- .

kranken Nachwuchses« vom 14. Juli

1933 (Erbgesundheitsgesetz) im »Dritten

Reich« zwangssterilisiert wurden. Uner-

müdlich wies er auf diese Schweinerei -

ein Wort was er in diesem Zusammen-

hang häufig benutzte - hin und hat sich

für seine Wiedergutmachung und die der

anderen Menschen eingesetzt. Mit sei-

nen Ausstellungen, die er in zahlreichen

Städten zeigte, trug er seit den 70er Jah-

ren mit dazu bei, dass die Erinnerungen
an diese und andere nationalsozialisti-

sche Verbrechen nicht unter dem Teppich
gekehrt werden konnten. Diese Ausstel-

lungen, die durch seine eigene Hand-

schrift geprägt und mit viel Liebe und

Herz gemacht waren, zeigen auch die

Verbindung der Vergangenheit mit der

Gegenwart (z.B. wies er stets auf die per-
sonelle Verpflechtung eines Teils der

bundesrepublikanischen Nachkriegsge-
sellschaft mit dem »Dritten Reich« hin, so

va. in der Ärzteschaft).
Mit ihm verliert Münster einen der we-

nigen Linken, der sich und seinen Idealen

Zeit seines Lebens treu geblieben ist.

Paul Wulf war ein Linker, ein Anti—Fa-

schist, Freidenker und libertärer Kommu-

nist, der den Kontakt zu anderen Men-

schen nie scheute. Vor allem jungen
Menschen mit all ihren Utopien war er

sehr aufgeschlossen. Im Mittelpunkt
standen bei ihm der Austausch mit den

Menschen und nicht den Parteien, von

denen er aufdie Jahre enttäuscht war. Zu
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vielen Menschen aus unterschiedlichen

politischen Bewegungen und Generatio—

nen hielt er den Kontakt aufrecht, auch

über ihn lernten sich Menschen aus un-

terschiedlichen Spektren kennen und

schätzen, die sonst wahrscheinlich nicht

zusammengekommen wären. Um ein

Beispiel zu nennen - in einem Nachruf

von Klaus Dillmann in der AntifaZ lese

ich »über Paul lernte ich unter anderem

auch die anarchistische Zeitschrift

Schwarzer Faden kennen, die ich nach

wie vor gerne lese, während Paul gele-
gentlich zu mir kam, wohl hauptsächlich,
um mal wieder einen Roten Morgen zu

ergattern.«
Obwohl die Gespräche mit ihm zum

Teil sehr anstrengend waren, da es einem

sehr schwer fiel, ihm bei den vielen Na—

men und Fakten, die er nur so heraus-

sprudelte, zu folgen und mensch viel Zeit

mitbringen musste, trug er als lebendiges
Gedächtnis dazu bei, dass die Erinnerung
auch an die für Gerechtigkeit kämpfen-
den Menschen, wie beispielsweise Theo

Pinkus, Ulrike Meinhoff oder Erich Müh-

sam, einem seiner Lieblingsautoren,
nicht verloren gingen. Seine Vorliebe zur

politischen bissigen Satire und zur Karl-

katur brachte seinen ihm sehr eigenen
Humor zu Tage. Als ich einen Filmworks-

hop mit dem argentinischen Filmema-

cher Fernando Birri machte, taucht Paul

Wulf, wie so oft, unerwartet auf und freu-

te sich wie ein Kind, dass die autoritäre

Kirche und deren Weihrauchschwenker,
deren scheinheilige doppelte Moral er

immer bekämpfte, in einem Film durch

den Kakao gezogen wurde.

Im Rückblick auf die 20 Jahre, in de-

nen ich ihm immer wieder begegnet bin,

findet auch eine Wiederbegegnung mit

meiner eigenen Geschichte statt: ob in

Brockdorf im eisigen Winter oder im war-

men Wohnzimmer der Kronenburg-Knei-
pe, wo die »Swinging Mescaleros« zum

Tanz aufspielten, oder wie zuletzt bei ei-

ner Kundgebung gegen den NATO—Krieg
in Jugoslawien in Münsters Guter Stube.

Wie immer voll beladen mit Gedrucktem

zauberte er aus seiner Umhängetasche
ein Buch über die Zusammenarbeit der

Ustascha-Faschisten in Kroatien mit dem

Vatikan hervor. Als ich mich mit Nicara-

gua beschäftigte, schenkte mir Paul Wulf

das Buch »So werden Kriege gemacht«,
das u.a. den massiven Einfluss der USA in

Zentralamerika Anfangs dieses Jahrhun-

derts beschreibt. Und auch die Ameisen

auf der anderen Seite des Meeres werden

August Caesar Sandino, Che Guevarra,
Tamara Bunke und SalvadorAllende von

einem Menschen namens Paul Wulf er-

zählen.

Ohne seine Schwester Agathe, die ihm

immer hilfreich zur Seite stand, hätte

Paul Wulf diese gewaltige Aufklärungs-
arbeit wahrscheinlich nicht so verwirkli-

chen können. Man muss Respekt haben

vor den Frauen, die mit solch einem po-

litischen Menschen zusammenleben.

Mensch kennt die »großen Kämpfer«,
aber ihre Gefährtinnen kennt mensch

nicht, dabei tragen sie entscheidend da-

zu bei, dass diese Taten erst verwirklicht

werden können.

Paul Wulf hinterläßt nicht nur zahlrei-

che Bücher und Papiere, die er bei seinen

Streifzügen in zahlreichen Archiven ko-

pierte und die der Münsteraner Erinne-

rungs- und Gedenkstätte Villa ten Hom-

pel (Sitz der Ordnungspolizei während

»des Dritten Reiches«) zurVerfügung ge-
stellt werden, sondern er zeigte durch

sein Schaffen auch den Willen und die

Kraft eines Menschen, der trotz aller Wl-

drigkeiten und Rückschläge der Linken

an eine gerechte Welt glaubte und sich

mit seinen ihm zurVerfügung stehenden

Mitteln dafür einsetzte.

von Volker Fade



Zum Tode Arthur Lehninqs -

ein großer Anarchist tritt ab

»Je mehr Utopie, desto schärfer die

Analyse der Gesellschaft und ihrer Ver-

änderungsprozesse... Allein die Utopie
.

macht es möglich, sich ein vollständiges
Bild von der Gesellschaft zu bilden, von

ihrer Kultur und ihrer Entwicklung. Es ist

die Idee der konkreten Utopie, keine Fata

Morgana, sondern vielmehr der feste

Stern am Firmament, der die Menschheit

auf ihrem Weg begleitet. Sie ist die wirk—

liche Einheit von Theorie und Praxis.« (Ar-
thur Lehning 1976 in Amsterdam anläß—

lich der Verleihung des Ehrendoktorats)
Am 1.1.2000, so als wollte er noch

kurz einen Blick in das neue Jahrhundert

werfen, starb der Anarchist Arthur Leh—

ning in Lys-Saint-Georges (Zentralfrank-
reich). Arthur Lehning war eine der

faszinierendsten Persönlichkeiten des

20.Jahrhunderts. Geboren am 23.10.

1899 in Utrecht und schon mit 20 Jahren

von den Schriften Michail Bakunins infi-

ziert, widmete Lehning sein ganzes Le-

ben (s.Schwarzer Faden 3/1999, S.58f.

und »Arthur Lehning« im »Lexikon der

Anarchie«, hrsg. von Hans Jürgen Degen,
Verlag Schwarzer Nachtschatten) den

Idealen des Anarchismus bzw. Anarcho-

syndikalismus.
In den 20er Jahren des letzten Jahr—

hunderts kämpft Lehning gegen Milita-

rismus und Krieg, kritisiert in zahllosen

Artikeln und Analysen die konkreten

Kriegsvorbereitungen und fordert die Ar-

beiter aller Länder im Falle eines neuen

Weltkrieges zum Generalstreik auf, der

gleichzeitig endgültig mit Kapitalismus
und Staat aufräumen sollte.

Die Revolutionierung des gesamten
Lebens —

was die Revolte von 1968 und

die nachfolgende feministische Bewe-

gung ebenfalls anstrebten —

war auch

das Ziel der von Lehning 1927 bis 1929

herausgegebenen Zeitschrift i 10. Mit

dem viersprachigen (Französisch, Eng—
lisch, Niederländisch und Deutsch) Or—

gan gelang es Lehning, Teile der dama-

ligen Avantgarde in Kunst, Malerei, Dich-

tung, Philosophie und Politik zu Wort

kommen zu lassen.

In einer Ende der 20er, Anfang der

30er Jahre in Internationalen Arbeiter

Assoziation (IAA) geführten Debatte

über die Art und Weise der Verteidigung
einer siegreichen Revolution plädieren
Lehning und sein Mitstreiter Albert de

Jong gegen den Aufbau revolutionärer

Milizen oder eines Roten Heeres. Sie

schlagen weitestgehend gewaltlose Mit-

tel zur Verteidigung der Revolution vor

wie Streiks, Steuerboykott und Nichtzu-

sammenarbeit mit den ausländischen

Aggressoren.
1929/1930 analysiert Lehning in der

»Internationale«, dem theoretischen Or-

gan der »Freien Arbeier Union Deutsch-

lands« (FAU D), die Geschichte der russi-

schen Revolution von 1917. In derArti-

kelserie »Marxismus und Anarchismus in

der russischen Revolution« (wieder er—

schienen im Karin Kramer Verlag, Berlin

1971 ) setzt er sich mit den theoretischen

Grundlagen der Leninschen Staatsthea-

rie auseinander und erinnert an die Mah-

nung Bakunins, daß jeder nach der Re-

volution errichtete Staat nur zu einer

neuen Diktatur führe.

Er engagiert sich in der niederländi-

schen und internationalen anarchosyndi—
kalistischen Bewegung und ist zwischen

1932 und 1935 einer der Sekretäre der

IAA, dem Zusammenschluß der anarcho-

syndikalistischen Organisationen der

ganzen Welt. Ein Versuch im Oktober

1936, in Gesprächen mit führenden spa-
nischen Anarchistlnnen die spanischen
Anarchosyndikalisten wieder auf Revo—

lutionskurs zu bringen, scheitert. Der

Ausbruch des zweiten Weltkrieges veran-

Iaßt Lehning zur Emigration nach Eng-
land, wo er u.a. für die britische BBC und

das britische Außenministerium tätig ist.

Nach 1945 entfaltet Lehning weitere

Aktivitäten: Er baut das Internationale

Institut für Soziale Geschichte (IISG) in

Amsterdam mit auf, das wiederum seine

»Studien zum internationalen Sozialis-

mus« (1970) und die Herausgabe der sie-

ben Bände mit den Werken M.Bakunins

finanziert. Diese »Archives Bakounine«, in

denen die Texte Bakunins in der Ori—

ginalsprache und in der französischen

«bersetzung wiedergegeben sind, bilden

mit den Einleitungen und Anmerkungen
für jeden Anarchisten und alle historisch

interessierten Menschen eine Fundgru-
be von unschätzbarem Wert. Die im Band
IV zusammengetragenen Schriftstücke

zur Beziehung zwischen Bakunin und Ser-

gej Necaev machen es äußerst wahr-

scheinlich, daß der berühmt-berüchtigte
»Katechismus der Revolution« (der die

Rolle des Revolutionärs als die eines kalt-

blütigen Mörders definiert) von Necaev

und nicht von Bakunin stammt!

In seinen »Studien zum internationalen

Sozialismus« untersucht Lehning u.a. das

Wirken und die Methoden des »größten
Konspirators seiner Zeit« (so Bakunin

über ihn) - Filippo Buonarroti (einer sei—

ner Vorfahren war der Bruder des

berühmten Michel Angelo Buonarrotis).
Filippo Buonarroti war nicht nur an der

gescheiterten Verschwörung Francois-

Noel Babeufs 1796 beteiligt. Er rief zwi-

schen 1797 und 1837 auch mehrere eu-

ropaweit tätige geheime Gruppe ins Le-

ben und begründete mit derTheorie der

revolutionären Übergangsdiktatur die ja-
kobinisch—sozialistische Tradition von

Blanqui über Karl Marx bis Wladimir I.

Lenin.

Noch bis in die 80erJahre des 20 Jahr—

hunderts unternimmt Lehning Reisen in

die ganze Welt, um in Vorträgen und Se-

minaren über Anarchie, die Geschichte

der Arbeiterbewegung und seine Erfah-

rungen in und mit ihr zu sprechen. So

auch im Mai 1986 in Duisburg, wo Leh-

ning über »Kunst und Politik« zu Beginn
des 20.Jahrhunderts referierte und den

der Verfasser diese Zeilen hörte.

Wie kaum ein anderer Anarchist hat

Arthur Lehning versucht, das 20.Jahr-

hundert mitzugestalten: durch prakti-
sches Engagement in der anarchosyndi-
kalistischen Bewegung, durch theoreti-

sche Arbeiten und Analysen, durch die

Weiterentwicklung der anarchistischen
Theorie um die Idee der gewaltlosen Ver-

teidigung einerrsiegreichen Revolution,
durch die Herausgabe von Zeitungen
und Zeitschriften, die teilweise den - sie-

he i 10 - üblichen anarchistischen Rah-

men weit sprengten, durch die Gründung
des IISG, den Aufbau einer Bibliothek für

Soziale Geschichte in Jarkarta ( in den

50erJahren), in Vorträgen, Büchern und

die Herausgabe der »Archives Bakouni-

ne«. Es scheint, daß Lehning immer neue

Herausforderungen und Aufgaben ge-
sucht und gefunden hat, um ein Leben

lang seinen anarchistischen Idealen treu

bleiben zu können. Er hat damit in die-

sem finsteren Jahrhundert zweier Welt—

kriege, des Nazifaschismus und mehre-

rerVölkermorde Zeichen einer möglichen
gesellschaftlichen Alternative zu Staat,

Kapitalismus und Staatssozialismus ge-
setzt. Ein wirklich beneidenswertes Le-

ben, dem nachzustreben nie verkehrt sein

kann! Danke Arthurll
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Bezugnehmend auf die (nunmehr ver-

schärften) Auseinandersetzungen, die es

zwischen der anarchosy'ndikalistischen
IAA und den Libertären Kommunalistln-

nen im zurückliegenden Jahr gegeben
hat, möchte ich zunächst klarstellen,
dass mir der diffamatorische Stil, der

streckenweise die Auseinandersetzung
bestimmt, nicht gerade wie der einer so-

lidarischen Streitkultur anmutet, sondern

dass er vielmehr wie die Verteidigung
von Dogmen in der Art zweier ZK’S ge-
führt wird, einer Art und Weise, der ich

mich als Kind eines diktatorischen Sy-
stems lange genug verweigern musste.

Den LK als '».bürgerlich« zu verleumden

halte ich erstmal für eine völlige Verken-

nung seiner tatsächlichen Inhalte. Wenn

Bookchin u.a. dagegen meinen, der AS

sei »tot«, dann kann ich diese Meinungen
als subjektiv akzeptieren. Dass ich sie

nicht teile, muss ich nicht erst betonen,
weil ich mich selbst anarchosyndikali-
stisch organisiert habe.

Die Betrachtungsweise der IAA, Boo-

kchins Standpunkt als dogmatische Leh-

re zu behandeln, weise ich als falsch

zurück (auch wenn M. Bookchin/l. Biehl

mittlerweile dahingehende Tendenzen

aufweisen - siehe NLK 2/3 1999 und

SF 69). Es steht, denke ich, frei zur De-

batte, Vorgehensweisen und Schwer-

punkte selbst zu bestimmen. Libertäre

Kommunalistlnnen betonen genauso wie

Anarchosyndikalistlnnen diese nach den

Bedingungen vor Ort auszurichten. Be-

kanntlich gibt es regionale Unterschiede.

Zudem begreife ich Bookchins Anschau-

ung auch erstmal nur als Thematisierung
und nicht als schematische Praxisanlei-

tung. Ich habe auch nicht den Eindruck,
dass alle Libertären Kommunalistlnnen

die Beteiligung an kommunalen Wahlen

(was ich selbst strikt ablehne) zur Bedin-

gung machen. Die Frage der Beteiligung
an solchen steht wohl auch diesen offen

und es liegt in der freien Entscheidung
einer Gruppe bzw. Person diese zu ver—

werfen.

Deshalb wende ich mich nochmals ge-

gen Pauschalisierungen seitens der por-

tugiesischen IAA—Sektion und des Inter—

nationalen Sekretariats der IAA in ihrer

‘
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Libertärer Kommunalisl
Versuch einer Annäherung

Diskussionsansatz von Anarr

anmaßenden Definitionsallmacht, was

sozialrevolutionär sei und was als bür-

gerlich verfemt gelten soll.

Ich plädiere für punktuelle Zusammen-

arbeit und solidarischen Streit.

Zusammen streiten

Der LK geht davon aus, der Schwerpunkt
der politischen Ebene liege in den Bür-

gerversammlungen der Kommunen, die

kommunale und betriebliche Belange zu

entscheiden hätten. Das deckt sich mit

meinen Wurzeln, die im Rätekommunis-

mus, später Anarchokommunismus lie-

gen. Diese Betrachtungsweise des LK ist

demnach Bestandteil meiner Utopie.
Ich will deshalb kurz umreißen, wo die

Gemeinsamkeiten zwischen AS und LK

Hegen:
Sowohl der AS als auch der LK geben

sich basisdemokratische und föderalisti-

sche Prinzipien. Beide verfolgen einen

anderen Weg, der letztendlich aber auf

dasselbe Ziel hinausläuft. DerAS und der

LK messen der Kommune als konkretem

Lebens—, Wohn- und Arbeitsumfeld dies-

selbe Relevanz bei, was die jeweiligen
Praxen unter Beweis stellen.

Ich sehe zwischen beiden lediglich eine

Verschiebung vom Ansatzschwerpunkt
her, die der LK in der Kommune (Bürger-
versammlung) sieht, die für den AS aber

im betrieblichen Bereich (Syndikate) be-

steht, die auf lokaler Ebene (in den Kom-

munen) L0kalföderationen bilden, die

den Bürgerversammlungen ähnlich

scheinen. Der AS hebt zudem den Klas-

senstandpunkt deutlich hervor.

Eine grundsätzliche Übereinstimmung
der Zielsetzungen kann ich dort verorten,
wo sich LK und AS auf der Ebene der ge-
selIschaftlichen/sozialen Organisation
treffen: Die solidarische Diskussionsform

wieder »erlernbar » machen, Interessen

am lokalen Geschehen als tatsächlichen

Handlungsspielraum und Sphäre kreati-

ven Einmischens offerieren, den Aus-

tausch, die Gestaltung und die Entwick-

lung zum Terrain der aktiven Wahrneh-

mung und Vertretung der Interessen

durch jede/n Einzelne/n forcieren, Iso-

lation und Individualisierung auflösen,

die Menschen auf lebendige Weise an

basisdemokratische Prinzipien heran-

führen und damit schlußendlich aufzei-

gen, wie sich eine Gesellschaft frei auf—

bauen kann, so die Menschen es einfach

tun.
'

Eine Kritik am LK

Ich halte es allerdings für einen grundle-
genden Fehler des LK, ein dahingehen-
des Wirken in den Betrieben aller Berei-

che zu vernachlässigen, selbst wenn ein

solches erst (wieder) in den Kinderschu-

hen stecken sollte. Denn: »Der Klassen-

kampf von oben« tobt ungemindert wei-

ter, während es den Lohnabhängigen
kaum noch gelingt, in offensiven statt

Abwehrkämpfen zu streiten. Zu ersteren

wird es nur dort kommen, wo sich soli-

darische Strukturen entwickeln, die be-

reits im Kern realisieren, was wir bislang
nur in unseren utopistischen Ansätzen

formulieren bzw. in selbstverwalteteten

Projekten praktiziert wird. Diese Pro-

blemstellung kann unter den gegebenen
Bedingungen nicht vom Libertären Kom-

munalismus gelöst und umgesetzt wer-

den. Allein wenn ich davon ausgehe, in

welcher Relation sich heute Einzugsbe-
reiche lohnabhängig Beschäftigter nur

eines Betriebes gestalten. Wie wollte sich

beispielsweise eine Kommune darin ver-

steigen, die Belange eines solchen zu be-

stimmen, wo die Beschäftigten vielleicht

aus 30, 40 oder 50 KommUnen kommen,
von denen eventuell 99 % solche sind,
in denen die Ziele des LK nicht umgesetzt
werden konnten?

Und wie will sie Regulativ sein, wenn
.

sie von außen versucht, Einflußnahme
, auf privatwirtschaftlich geführte Unter-

nehmen zu gewinnen (das mag ja bei

kommunalen gehen.) Und wie verhält es

sich, wenn der entsprechenden Kommu-

ne der Steuertopf auf Landes oder Bun-

desebene verschlossen wird? Der LK be-

wegt sch ja immer noch im Jetzt!

Zudem hieße es, die Entwicklung in

den Betrieben ausschließlich an die der

kommunalen binden zu wollen, der Will-

kür in denselben Tür und Tor zu öffnen

und die prekäre Lage lohnabhängig Be-
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schäftigter noch weiter zu forcieren. Die

Zeit für derartige Entwicklungen dauert

für die direkt und indirekt Betroffenen

zu lang, als dass sie auf die Selbstorga-
nisation in den Betrieben verzichten

könnten (und sollten). Und selbst unter

anderen (herrschaftslosen) Verhältnissen:

Wie will die Bürgerversammlung neben

der Planung auch die Organisierung und

Aufrechterhaltung der Abläufe in den

Betrieben bewerkstelligen, ohne Struk-

turen zu entwickeln, die denen des AS

ähneln (egal, ob sie Syndikate oder

sonstwie heißen)? Wie geht der LK vor,

wenn es beispielsweise zu gravierenden
Problemen in einem Krankenhaus kommt

oder bei Stromversorgern? - Eine Bürger-
versammlung einberufen? Ich denke, es

wird naturwüchsige Strukturen geben,
die denen des AS irgendwo ähneln wer-

den.

Eine Verteidigung der Idee des

Anarchosyndikalismus

Ob wir uns in der betrieblichen Orga-
nisierung den Stempel »Anarchosyndika-
Iismus« geben oder nicht, sei bei der Be-

trachtung mal dahingestelt. Ich bin auch

nicht so organisationsfixiert, dass ich al-

le Lohnabhängigen dazu auffordern wür-

de, sich unter einen Namen oder einem

Dach zu assoziieren. Ich sehe allerdings
in dessen grundlegenden Prinzipien zu-

mindest immer noch den Ansatz einer

Struktur, die im Kern bereits Utopisti-
sches vorwegnimmt. Er ist deshalb auch

nicht »tot«, wie Bookchin unkt, sondern

bedarf nur einer Neubelebung. Wie oft

wurde schon die Iibertäre Idee zu Grabe

getragen - und doch lebt sie bis heute.

Dass für mich die Zeit nicht stehenge-
blieben ist, muss ich wohl auch nicht erst

erwähnen. Wer den AS als »veraltet und

überlebt« betrachtet, macht es sich da-

gegen nur einfach. Diesen mit seinen In-

halten und Formen, die er im Laufe sei-

ner Geschichte angenommen bzw. her-

vorgebracht hat, als Dogma zu begreifen,
liegt an jedem selbst. Bewegung entsteht

nur dort, wo Reibung ist. Ich sehe in ihm

noch viele Reibungsflächen und Bewe-

gungsmöglichkeiten und damit Erneue-

rung.
Dass unserer aller Chance allein im In-

ternationalismus zu suchen und zu fin-

den ist, ist die Erkenntnis von LK und AS.

Denn es geht nicht nur um unseren An-

spruch oder unser Bedürfnis, gar unsere

Utopie, nationalstaatliche Schranken zu

überwinden, sondern der Kapitalis-
kuis/Neoliberalismus selbst zwingt uns

die Assoziierung und die Entwicklung auf

internationaler Eben-e auf. Die Gründe

muß ich wohl nicht näher erläutern.

Den Fehler, den die sogenannte »Lin-

ke« (im Umkehrschluß zu den Ansätzen

es LK und AS) macht, ist, sich fast aus-

schließlich auf internationale Aspekte zu

konzentrieren, dabei die Probleme vor

Ort aber fast völlig auszublenden, zu ig—
norieren und wegzuschieben. Dass dies

alles andere als sozialrevolutionär ist, ist

uns wohl allen klar. Das Verständnis, ir-

gendwo doch noch verlängerter Arm di-

verser Befreiungsbewegungen zu sein

oder auch, sich gezielt im Kampf mit und

an Institutionen abzuarbeiten, die stell-

vertretend für das angegriffen werden,
was im System begründet ist (2.8. Aus-

beutung im Trikont), halte ich deshalb für

falsch. Ein Kampf dafür, »Ursachen in

den Metropolen anzugreifen«, kann uns

nur dort ansetzen lassen, wo wir selbst

stehen und — wie alle anderen - betrof-

fen sind. Nicht nur auf Demonstrationen,

Kundgebungen und Blockaden, sondern

vielmehr in den alltäglichen Abläufen.

Einen Ansatz haben wir dabei mit dem

Aufbau solidarischer Gegenstrukturen,
mit den Projekten in den Kommunen,
aber auch in den Betrieben durch die Dr-

ganisierung von Kämpfen seitens ent—

sprechender Teile der Lohnabhängigen.
Dass es eine Assoziierung und Föderie-

rung von unten auf bis hin zur interna-

tionalen Ebene bedarf, um Ansätze zu

streuen,. solidarisch zu streiten und

Kämpfe auf kommunaler und betriebli-

cher Ebene erst erfolgreich gestalten zu

können, ist eine Erfordernis jeder Zeit.
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